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Grundgedanken der Erbhofrechtsveroroͤnung 


und der Erbhofverfahrensordnung 
Von Dr. Werner Vogels, MinR. im RJ M., Mitglied des RErbhGer. und der Akademie für Deutſches Recht 


gen „Lachbem beſonders gründliche Beratungen vorausgegan⸗ 
a aren, haben die beiden beteiligten Minifter Dr. Gürt- 
Si und R. Walter Darré am 21. Dez. 1936 zwei neue 
und die werdnungen unterzeichnet: die Erbhofrechtsverordnung 
fülle ie Erbhofverfahrensordnung. Die beiden Verordnungen 
alſo n zuſammen 48 Seiten des RGBl. (I, 10691116), ſtellen 
Ss ſchon rein äußerlich ein anſehnliches Geſetzgebungswerk 
er en braucht der Rechtswahrer nicht zu befürchten, daß 
die Ban Zeit benötigen wird, um ſich in ſie einzuarbeiten. Denn 
Sie br en Verordnungen enthalten nur zum Teil neues Recht. 
5805 1 drei voraufgegangene Durchführungsverordnungen 
Ei — ei kleinere Sonderverordnungen in ſich aufgenommen: 
und SE neues Recht find in ihnen zuſammengefaßt, geordnet 
ea 0 möglichſt überſichtlicher und leicht verſtändlicher Weiſe 
Waden e zugänglich gemacht. Die neuen Verordnungen 
rechts daher trotz ihres Umfangs die Anwendung des Erbhof⸗ 
nicht erſchweren, ſondern erleichtern. 
ere für denjenigen, der ſich nicht gerade täglich mit Erb. 
Grund 110 befaſſen hat, wird ein kurzer Überblick über einige 
mögedanten der beiden Verordnungen erwünſcht fein. 


%. J. Entſtehung neuer Erbhöfe 
fh er fe erſcheint die Entſtehung neuer Erbhöfe an 
geſchieht aber N 50 ne eich 10 1 0 nie 
Erſchwerungen gegenüber. n 
ik Erleichterungen. 
a) Ehegattenerbhöfe. 


b a im Ain dd im allgemeinen nur dann Erbhof, 
findet. 3% ER eineigentum einer bauernfähigen Perſon be» 
am 1. Ott. 1 Abergangsvorſchriften find die Beſitzungen, die 
lichen G ci oder am 21. Dez. 1933 ſich im gemeinſchaft⸗ 
erbhoffäh — von Ehegatten befanden, ausnahmsweiſe für 
agen in 0 y art worden. Beſitzungen, die nach jenen Stich⸗ 
angten as gemeinſchaftliche Eigentum von Ehegatten ge» 
5 haben zunächſt keine Erbhofeigenſchaft erlangt. 
böfe „ ee hat jetzt, um die Entſtehung neuer Erb⸗ 
er zunäg ft ern, den Widerſtand gegen die Ehegattenerbhöfe, die 
En Ni er ungern zugelaſſen hatte, faſt ganz aufgegeben: 
1986 noch nt erbhoffähigen Besitzungen, die bis zum 23. Dez. 
im eme nicht Erbhof geworden ſind und ſich an dieſem Tage 
enen Eigentum von Ehegatten befinden, ſind 
en Jahre 72 85 ab Erbhof geworden. Wenn alſo Ehegatten n 
erworben = 934 bis 1936 gemeinſchaftlich erbhoffähiges Land 
einer Hofſtelle in ihrem Alleineigentum ſtehendes Land von 
dieſe Höſtelle aus gemeinſchaftlich bewirtſchaftet haben, fo find 
3 letzt alle gleichzeitig dem Erbhof. unterftellt. 

werd ich in Zukunft können neue Ehegattenerbhö ildet 
dee ee de da Sand in rode einer Atera e 
gatten 0 um von bauernfähigen und nicht überſchuldeten Che 
gelangt, um einen ſolchen Erbhof zur Entſtehung zu brin⸗ 


gen (8817, 18 EHRVO.). Ein einmal entſtandener Ehegatten⸗ 
erbhof verliert die Erbhofeigenſchaft nicht dadurch, daß die Ehe 
geſchieden wird (823 EH RV O.). 

b) Vorerbſchaft. 

Schon bisher war man ſich darüber einig, daß die Ent⸗ 
ſtehung eines Erbhofs nicht dadurch gehindert wird, daß die 
Beſitzung zu einer Vorerbſchaft gehört (§ 68 Abi. 2 der 1. Durchf⸗ 
BO. = 851 EHRVO)). Streitig war jedoch, ob eine Beſitzung 
auch dann erbhoffähig iſt, wenn ſie dem Eigentümer nur zum 
Teil als Volleigentümer und zum anderen Teil als Vorerben 
gehört; das RErbhGer. hatte die Erbhoffähigkeit bejaht, das 
RG. hatte fie jedoch noch kürzlich verneint. Die Verordnung 
entſcheidet die Frage dahin, daß das Zuſammentreffen dieſer 
beiden Eigentumsarten die Entſtehung der Erbhofeigenſchaft 
nicht hindert, und regelt gleichzeitig, ob bei dieſen Höfen die 
Anerbenfolge ſich nach der Perſon des Vorerben oder nach dem 
urſprünglichen Erblaſſer richtet (852 EHRV O.). 


c) Fideikommiſſe. 

Die Rechtſprechung fühlte ſich ziemlich unſicher bei Beant⸗ 
wortung der Frage, ob auch ein Fideikommiß, das im übrigen 
die Vorausſetzungen für einen Erbhof erfüllt, ohne weiteres 
Erbhof werde. Die Verordnung zerſtreut hier jeden Zweifel. 
Ein Fideikommiß, das eine Ackernahrung darſtellt und nicht 
größer iſt als 125 ha und ſich im Eigentum eines bauernfähigen 
Alleineigentümers oder eines bauernfähigen Ehepaars befindet, 
wird kraft Geſetzes Erbhof und unterſteht an ſich allen erbhof— 
rechtlichen Vorſchriften; die fideikommißrechtlichen Beſtimmun⸗ 
gen bleiben nur inſoweit in Kraft, als ſie mit den erbhofrecht— 
lichen nicht im Widerſpruch ſtehen. Die neue Verordnung bringt 
jedoch in dieſer Hinſicht eine weſentliche Milderung: die An⸗ 
erbenfolge ſoll ſich u. U. noch eine Zeitlang nach Fideikommiß— 
recht beſtimmen (§ 44 EHR O.). 

d) Erbpachtgüter. 

Schon 827 der 2. DurchfVoO. hatte ausgeſprochen, daß Erb⸗ 
pachtgüter, obwohl bei ihnen das Eigentum zwiſchen Grund— 
herrn und Nutzeigentümer geteilt iſt, in der Hand des Erb⸗ 
pächters Erbhof werden ſoll. Das Geſetz ſieht es jedoch als 
wünſchenswert an, daß der Erbpacht⸗Erbhof nach und nach in 
einen freien Erbhof umgewandelt wird. Dem Landesgeſetzgeber 
iſt in dieſer Hinſicht eine weitgehende Ermächtigung erteilt. Neu 
iſt, daß die Kanon⸗Ablöſungshypothek mit der Tilgung nicht 
Eigentümergrundſchuld werden, ſondern erlöſchen ſoll, damit die 
eigentlichen Hypothekengläubiger durch die Kanonablöſung keine 
Rangverſchlechterung erleiden (§ 45 ERV O.). 


e) Steuerliche und gebührenrechtliche Ver⸗ 
günſtigungen. 

Der Erwerb von Grundbeſitz, durch den ein neuer Erbhof 
gebildet wird, iſt von der Erbſchaftſteuer, Grunderwerbſteuer, 
Urkundenſteuer und der Gewerbeanſchaffungsſteuer befreit ($ 42 
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EH RVO .). Die Gebühren für die gerichtliche oder notarielle 
Beurkundung der hierzu erforderlichen rechtsgeſchäftlichen Er⸗ 
klärungen werden auf die Hälfte ermäßigt. Gerichtskoſten für 
die Umſchreibung im Grundbuch werden nicht erhoben (8 43 
EH RVO.) . 


2. Erſchwerungen. 

a) Schuldengrenze. 

Während es bis zum 23. Dez. 1936 bei der Entſtehung 
eines Erbhofs auf die Höhe der Schulden des Eigentümers nicht 
ankam, ſoll von jetzt ab ein Erbhof grundſätzlich nur dann ent⸗ 
ſtehen, wenn die perſönlichen und dinglichen Schulden des Eigen⸗ 
tümers 70 des zuletzt feſtgeſtellten ſteuerlichen Einheitswerts 
nicht überſteigen (S 1 Ec hRVO.). Ausnahmen gelten für 
Höfe, die im Siedlungsverfahren oder im Wege beſonderer Zu- 
laſſung durch den Reichsernährungsminiſter entſtehen (§ 1 Abſ. 5 
ESR O.). 


b) Verhinderung von unlauteren Machen⸗ 
ſchaften. 

Vor dem 23. Dez. 1936 hat mancher bauernunfähige Eigen⸗ 
tümer ſich den Erbhofvollſtreckungsſchutz dadurch zu verſchaffen 
verſucht, daß er das Eigentum auf eine bauernfähige Perſon 
(etwa auf ſeinen noch minderjährigen Sohn) übertrug. Wenn 
ſich ein ſolches Geſchäft als eine unlautere Machenſchaft dar⸗ 
ſtellt, erlangt die Beſitzung (obwohl vielleicht äußerlich die Vor⸗ 
ausſetzungen für einen Erbhof erfüllt ſind) keine Erbhofeigen⸗ 
ſchaft C 39 Abſ. 3 EHRV O.). Wird vor dem mit der Anfech⸗ 
tungsklage befaßten Prozeßgericht oder vor dem für die Be⸗ 
ſchlagnahme zuſtändigen Vollſtreckungsgericht ſtreitig, ob Erbhof- 
eigenſchaft vorliegt, ſo ſoll das Gericht ſein Verfahren ausſetzen, 
bis das AnerbG. die Frage der Erbhofeigenſchaft rechtskräftig 
geklärt hat ($ 39 Abſ. 1-4 E HRV O.). 


II. Anpaſſung der Anerbenfolge an die beſondere Lage des 
Einzelfalls 

Das Geſetz will, daß der Erbhof der angeſtammten Familie 
ungeteilt erhalten bleibt. Daher muß das Geſetz für die An- 
erbenfolge beſtimmte zwingende Regeln aufſtellen. Der Zwang 
iſt jedoch nach und nach, ſoweit es irgendwie mit dem Geſetzes 
zweck vereinbar iſt, aufgelockert worden, um ſowohl bei der ge- 
ſetzlichen wie bei der teſtamentariſchen Erbfolge eine möglichſt 
weitgehende Anpaſſung an die beſondere Lage des Einzelfalls 
zu ermöglichen. 


1. Geſetzliche Anerbenfolge. 

a) Vorrang der Kinder aus erſter Ehe. 

Söhne aus erſter Ehe ſollen den Vorrang vor Söhnen aus 
ſpäteren Ehen haben; ebeuſo haben Töchter aus erſter Ehe einen 
beſſeren Rang als Töchter aus anderen Ehen. Dieſer Vorrang 
der erſtehelichen Kinder ſoll ferner entſprechend gelten, wenn 
der Hof an einen Seitenverwandten fällt (§7 EHRV O.). 


b) Schickſal des Hofes, wenn der Anerbe 
bereits einen Erbhof hat. 

Hat der Anerbe bereits einen Erbhof, ſo ſcheidet er als 
Anerbe aus; der Hof des Erblaſſers fällt demjenigen an, der be⸗ 
rufen wäre, wenn der Ausſcheidende zur Zeit des Erbfalls nicht 
gelebt hätte (§S22 RErbhofck.). Hiernach fiele der Hof an ſich 
an den Sohn des ausſcheidenden Anerben, ſo daß der Stamm 
dieſes Anerben in Wirklichkeit doch zwei Erbhöfe erhält. 

Dieſe Regelung erſcheint unbillig in dem Falle, daß der 
Erblaſſer noch einen zweiten Sohn hinterläßt. Für dieſen Fall 
ſchreibt $8 ERV O. vor, daß der zweite Sohn den Vorrang 
vor den Abkömmlingen des erſten Sohnes haben ſoll. 

Beiſpiel: Der Bauer hinterläßt die Sohne A. und B. Der 
A. hat bereits einen Erbhof und ſcheidet aus. Früher wäre nun 
der Erbhof des Erblaſſers an den von A. abſtammenden Enkel 
C. des Erblaſſers gefallen, während er nach der neuen Regelung 
an den anderen Sohn B. fällt, ſo daß ſowohl der Stamm A. 
wie der Stamm B. je einen Erbhof beſitzen. 

2. Beſtimmung des Anerben. 

Die Möglichkeit, den Anerben durch eine Willenserklärung 
des Erblaſſers zu beſtimmen, iſt durch die neuen Verordnun⸗ 
gen in mancher Hinſicht erweitert worden. 


a) Überſpringen eines Anerbenberech⸗ 


tigten. 

Bisher ſtand nicht eindeutig feſt, ob der Bauer, wenn er 
den Sohn eines Bruders oder einer Schweſter zum Anerben be⸗ 
ſtimmen will, hierbei den noch lebenden Bruder (oder die 
Schweſter) übergehen darf. Dies wird jetzt ausdrücklich geſtat⸗ 
tet, allerdings nur, wenn das AnerbG. zuſtimmt (§9 E HRV O.). 


b) Hofſatzung agnatiſche 
Erbfolge. 

Durch eine vom Miniſter zu genehmigende Hofſatzung kann 
der Bauer die rein agnatiſche Erbfolge einführen, ſo daß z. B. 
auch die Vatersbrüder und deren Sohne und Sohnesſöhne den 
Töchtern vorgehen ($ 10 E HRV O.). 


c) Einſetzung eines angenommenen Kin⸗ 
des. 

Die Beſtimmung eines angenommenen Kindes zum An⸗ 
erben wird inſofern erleichtert, als ſie ſchon dann zuläſſig ſein 
ſoll, wenn das angenommene Kind vor der Entſtehung der Erb⸗ 
hofeigenſchaft (bisher: vor dem 1. Okt. 1933) wie ein Kind im 
Haufe des Bauern gelebt hat ($ 47 E HRV O.). 

d) Beſtimmungsrecht des Vorerben. 

In den Fällen, wo ein Erbhof ganz oder teilweiſe zu einer 
Vorerbſchaft gehört, kann auch der Vorerbe u. U. den Anerben 
wählen (88 51, 52 E HRV O.). 


e) Beſtimmung eines 
Sippe des Ehegatten. 

Die Befegnis, einen Anerben aus der Sippe des Ehe⸗ 
gatten zu wählen, von deſſen Seite der Hof herſtammt, iſt ſo⸗ 
wohl allgemein wie auch im Falle der Bindung durch ein 
gemeinſchaftliches Teſtament erweitert (88 53, 50 EHRV O.). 


f) Beſtimmung des Anerben beim Ehe 
gattenerbhof. 

Bisher konnten die Ehegatten beim Ehegattenerbhof den 
Anerben ſtets nur gemeinſchaftlich beſtimmen; das hat zu Här⸗ 
ten geführt, wenn der Mann unter Ausnutzung der für ihn gün⸗ 
ſtigen geſetzlichen Anerbenfolge die Mitwirkung bei der gemein 
ſchaftlichen Beſtimmung des Anerben verſagt. Die Verordnung 
gibt der Frau jetzt das Recht, u. U. den Anerben auch ohne 
Mitwirkung des Mannes zu beſtimmen, wenn fie den wirt— 
ſchaftlich bedeutenderen Teil des Hofs mit in die Ehe gebracht 
hat (821 ERV O.). 

3. Übertragung der Verwaltung und Nutz⸗ 
nießung. 

Als Härteausgleich iſt in verſchiedenen Fällen vorgeſehen, 
daß dem überlebenden Ehegatten die Verwaltung und Nutznie⸗ 
ßung übertragen werden kann, zum Beiſpiel im Falle der ge⸗ 
ſetzlichen Anerbenfolge beim Ehegattenerbhof (822 Abſ. 3 EHR- 
VO.) und bei der fortgeſetzten Gütergemeinſchaft (§ 24 Abſ. 6). 
Eine ähnliche Beſtimmung gilt zugunſten des Vorerben, der den 
Erbhof vorzeitig an den Nacherben abgeben muß (§ 52 Abſ. 4 
ES RV O.). 

4. Erleichterte Form für die Beſtimmung 
des Anerben. 

In manchen Gegenden Deutſchlands beſteht in bäuerlichen 
Kreiſen eine gewiſſe Abneigung gegen die Errichtung eines 
Teſtaments, die ſich wohl aus der Vorſtellung erklärt, daß der⸗ 
jenige, der ſein Teſtament errichte, bald ſterben werde. Um die⸗ 
ſes nun einmal vorhandene Hemmnis zu beſeitigen, geſtattet die 
Verordnung, daß der Bauer den Anerben auch in der Form 
eines Rechtsgeſchäfts unter Lebenden beſtimmen kann, nämlich 
durch Erklärung zur Niederſchrift des Vorſitzenden des AnerbG. 
oder eines Notars, und zwar ohne Zuziehung von Zeugen oder 
einer weiteren Urkundsperſon. Dieſe Formerleichterung gilt auch 
für die Übertragung der Verwaltung und Nutznießung (8 13 
EH RV O.). 

5. Eingreifen in beſonderen Härtefällen. 

Sollte es trotz all dieſer Erleichterungen dennoch vorkom⸗ 
men, daß durch die geſetzliche Anerbenfolge im Einzelfall eine 
ungewöhnlich große Härte entſteht, ſo können u. U. die beiden 


über die rein 


Anerben aus der 
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beteiligten Miniſter auf Antrag des Landesbauernführers ſo⸗ 
8550 nach Anhörung des ErbhGer. eingreifen und nachträglich 
8 anderen Anerben beſtimmen (5 54 EHR O.). Die Vor⸗ 
5 tft, auf Grund deren eine ſolche außergewöhnliche Maß⸗ 
8 Ime getroffen werden kann, tritt allerdings bereits am 
1. Dez. 1938 wieder außer Kraft (8 54 Abi. 4). 
III. Vollſtreckungsſchutz und Zwang zur Pflichterfüllung 
85 Die Zwangsvollſtreckung in den Erbhof nebſt Zubehör ſo⸗ 
a lebensnotwendige Erbhoferzeugniſſe ift verboten ($$ 38, 
55 NErbhof®.). Die Zwangsvollſtreckung iſt bis zu einem ge⸗ 
7 ſſen Grade durch die in § 15 RErbhofch. vorgeſehene Abmeie⸗ 
zung erſetzt. Dieſe Vorſchriften find jetzt auf Grund der inzwi⸗ 
ſchen geſammelten Erfahrungen in einigen Punkten weiter aus⸗ 
gebaut worden. 


1. Ausdehnung des Vollſtreckungsſchutzes 
auf gen f gs ſchutz 
Me, Dem unerfreulichen Streit über die Pfändbarteit von 

nlchgeldern und ähnlichen Forderungen des Bauern aus dem 
5 Don Erbhoferzeugniſſen wird jetzt ein Ende gemacht 
un die Vorſchrift, daß dieſe Forderungen an ſich der Pfändung 
erliegen. Der Vollſtreckungsrichter kann aber auf Antrag 
s Bauern die Pfändung aufheben, ſoweit der Bauer dieſe 


alte Mur 3 des lebensnotwendigen Bedarfs braucht 


a Ausbau der Maßnahmen gegen einen 
2 echt wirtſchaftenden oder bauernunfähi⸗ 
gen Eigentümer. 


8 der Erbhofverfahrensordnung nehmen jetzt die Vor⸗ 
erfüllu N, durch die ein ſäumiger Erbhofeigentümer zur Pflicht⸗ 
ug angehalten werden ſoll, einen breiten Raum ein. 
es Ei we Entziehung der Verwaltung und Nutznießung oder 
eln Br gen ſind als mildere (aber vielleicht in mauchen Fäl⸗ 
1 ſamere) Maßnahme getreten die Wirtſchafts über⸗ 
oe er 9 durch einen (nicht mit Verfügungsgewalt ausgeſtat⸗ 
a an ranensinann und die Wirtſchafts führung durch 
1118 Bänder, der an Stelle des Bauern die Verwaltung 
nach Maalgung über den Hof übernimmt. Beide Amter ſollen 
ie Eng; von geeigneten Nachbarn ausgeübt werden, 
8 ; 255 
. atz ihrer Auslagen, wahrzunehmen (88 7298 ES Verf.). 

i Be Vereinfachung und Verbilligung des Verfahrens 
ſchrif ey „merbenbehörden wenden bei ihrem Verfahren die Vor⸗ 
willigen Gerichteichsgeſees über die Angelegenheiten der frei⸗ 
einfach . e an. Dieſe Vorſchriften ſind an ſich ſehr 

Fee 5 = vermeiden jede überflüſſige Förmlichkeit. Dennoch 
keiten 7 A vesführensrechtficher Hinſicht gewiſſe Schwierig⸗ 
möglich F verſucht ſie ſoweit als irgend 


1% 1. Entſcheidung üb ie E jei 
er die Erbhojeigen- 
ſchaft oder Bauern fähigkeit ne 

a) Beſeitigung 


ſchen A des Unterſchiedes zwi⸗ 


ulegungs⸗ und Feſtſtellungs verfahren. 
1 Rechtſprechung hatte bisher geglaubt, es müſſe ein Un⸗ 
At werden, je nachdem ob die Frage der Erbhof- 
oder auf Antra Bauernfähigkeit auf Einſpruch im Anlegungs⸗ 
Dieſe unt utrag im Feſtſtellungsverfahren geprüft worden ſei. 
Beſchluſi terſcheidung wird jetzt aufgegeben. In der Formel des 
ren entſchie durch den über den Einſpruch im Anlegungsverfah⸗ 
ü 0 1 wied iſt zum Ausdruck zu bringen, ob das Grund- 
gung in ni, It Oder nicht 8 40 Abs 1 EHLBerfO.). Die Eintra⸗ 
hofeiger Ks Erbhöferolle begründet die Vermutung der Erb⸗ 
Ein! aa gleichviel ob die Eintragung auf Grund eines 
Berg, der auf Grund eines Antrags erfolgt (ö 22 Abf. 
een Möglichkeit, ſich einem bereits anhän⸗ 

Hr Verfahren anzuſchließen. 
hofeigen, Ju vermeiden, daß mehrere Verfahren über die Erb⸗ 
beine Iaft derſelben Beſitzung oder über bie Bauernfähigkeit 
erechtic erſon nebeneinander herlaufen, wird jedem Antrags⸗ 
igten geſtattet, ſich einem auhangigen Verfahren, ſolange 


dieſe Tätigkeit ohne Vergütung, lediglich egen 
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es nicht rechtstraftig abgeſchloſſen iſt, durch einfache Erklärung 
oder durch Beſchwerdeeinlegung anzuſchließen (855 EHVerf O.). 

e) Umfang der Rechtskraft. 

Grundſätzlich kann nach rechtskräftigem Abſchluß eines auf 
Einſpruch oder Antrag eingeleiteten Verfahrens über die Erb⸗ 
hofeigenſchaft oder Bauernfähigkeit von denſelben Perſonen auf 
Grund desſelben Sachverhalts kein neues Prüfungsverfahren 
beantragt werden. Vorausſetzung für einen neuen Feſtſtellungs⸗ 
antrag iſt das Vorliegen neuer Tatſachen (S8 56, 57 EHVerf O.). 
Sollte ausnahmsweiſe eine nochmalige Nachprüfung der Erb- 
hofeigenſchaft (nicht der Bauernfähigkeit) gerechtfertigt erſchei⸗ 
nen, jo iſt eine Art von Wiederaufnahmeverfahren geſtattet (8 56 
Abſ. 3—5 ES Verf.). Bei Anwendung dieſer Vorſchriften wird 
zwiſchen Anlegungs⸗ und Feſtſtellungsverfahren kein Unterſchied 
gemacht. 

2. Genehmigungs verfahren. 

Ein großer Teil der Tätigkeit der Anerbenbehörden beſteht 
in der Entſcheidung über Anträge auf Erteilung einer Genehmi⸗ 
gung oder Zuſtimmung, ſei es zu einer Anerbenbeſtimmung oder 
zu einer Veräußerung oder Belaſtung von Erbhofgrundſtücken, 
zu Verpachtungen, Teilungen uſw. Gerade hier ſind Berein- 
fachungsmöglichkeiten erwünſcht. 

a) Bejeitigung der Doppelgenehmigung. 

Die Verordnung enthält die ſchon ſeit langem angekündigte 
Vorſchrift, daß bei einer Veräußerung oder Belaſtung neben der 
anerbengerichtlichen Genehmigung die Zuſtimmung der Ver⸗ 
waltungsbehörde nach der Bundesratsverordnung v. 15. März 
1918 oder nach ähnlichen reichs- oder landesrechtlichen Vor⸗ 
ſchriften nicht mehr erforderlich iſt (§S 34 E HRV O.). 

Die Verordnung dehnt zwar die Vorſchriften über die an- 
erbengerichtliche Genehmigung inſofern aus, als von jetzt ab 
auch das Verpflichtungsgeſchäft der Genehmigung bedarf, be⸗ 
ſtimmt aber gleichzeitig, daß bei Genehmigung des Verpflich⸗ 
tungsgeſchäfts die Genehmigung für das entſprechende Erfül- 
lungsgeſchäft als erteilt gilt (833 Abſ. 2 CHR V O.). 

Kommt das AnerbG. zu dem Ergebnis, daß eine Genchmi- 
nung nicht erforderlich ſei, glaubt aber eine andere Behörde 
dennoch, daß die Genehmigung eingeholt werden müſſe, ſo ſteht 
jener Beſchluß des AnerbGG. der Erteilung der Genehmigung 
gleich (8 66 Abſ. 2 EH Verf O.). 


b) Beſchränkung des Beſchwerderechts. 


Eine übermäßige Ausdehnung des Kreiſes der Beſchwerde⸗ 
berechtigten würde das Genehmigungsverfahren zu ſchleppend 
und ſchwerfällig machen. Die Verordnung ſchränkt daher den 
Kreis der Beſchwerdeberechtigten (in Übereinſtimmung mit der 
in der Rechtſprechung h. M.) nach Möglichkeit ein; grundſätzlich 
iſt bei Beſtimmung eines Anerben, bei Genehmigung eines 
Übergabevertrags, bei Verkauf eines Erbhofs u. dgl. nur der 
nächſtberufene geſetzliche oder der durch Erbvertrag eingeſetzte 
Anerbe beſchwerdeberechtigt (85 61, 62 EHVerf O.). 


3. Auseinanderſetzung über einen Ehe⸗ 
gattenerbhof bei Eheſcheidung. 

Bisher erſchienen die Schwierigkeiten, die ſich einer Aus⸗ 
einanderſetzung über den Erbhof zwiſchen den geſchiedenen Ehe- 
gatten entgegenſtellen, als faſt unüberwindlich. Die Verordnung 
führt ein beſonderes Verfahren ein, das auch ſchwierige Fälle 
auf verhältnismäßig einfache Weiſe einer Löſung zuführen ſoll 
(S$ 67 ff. EHVerfO.). 


4. Ausdehnung der anerbengerichtlichen 
Zuſtändigkeit auf vertragliche Verſorgungs⸗ 
anſprüche. 

Die Anerb®. waren bisher nur für Streitigkeiten über 
Verſorgungsanſprüche zuſtändig, die beim Übergang des Erb— 
hofs von Todes wegen kraft Geſetzes entſtehen ($ 32 
NErbhofG.). Dieſe Zuſtändigkeit wird jetzt auf vertrag⸗ 
liche Verſorgungsanſprüche, die dem überlebenden Ehegatten 
oder den weichenden Erben gegenüber dem Anerben zuſtehen, 
ausgedehnt (§ 36 EHRV O.). 
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5. Feſtſtellung, daß kein Anerbe vorhan⸗ 
Wen el 

Hat der Bauer weder einen geſetzlichen noch einen teſta⸗ 
mentariſchen Anerben hinterlaſſen, ſo beſtimmt der Reichs⸗ 
bauernführer den Anerben (§ 25 Abſ. 5 RErbhofG.). Die Durch⸗ 
führung dieſer Vorſchrift hat bisher darunter gelitten, daß dem 
Reichsbauernführer meiſt zuverläſſige Unterlagen dafür fehlen, 
ob die Vorausſetzungen für ſein Beſtimmungsrecht vorliegen. 
Jetzt macht die Verordnung dem Nachlaßgericht zur Pflicht, in 
geeigneten Fällen von Amts wegen Nachforſchungen anzuſtellen 
und gegebenenfalls durch Beſchluß auszuſprechen, daß kein An⸗ 
erbe vorhanden iſt. Dieſer Beſchluß begründet eine entſprechende 
Vermutung (5 16 EHRV O.). 

6. Haftung für 
keiten. 

Der Anerbe haftet für die Nachlaßverbindlichkeiten zuſam⸗ 
men mit den übrigen Erben als Geſamtſchuldner, und zwar 
auch dann, wenn er am übrigen Nachlaß nicht als Miterbe be- 
teiligt iſt (§S 14 Abſ. 1 EHRVO.). Der Anerbe haftet minde⸗ 
ſtens mit den pfändbaren Nutzungen des Erbhofs (§ 14 Abſ. 2 
Satz 1 EHRV O.). Um die Nachlaßverwaltung nach Möglichkeit 
entbehrlich zu machen, ſoll das an dieſen Nutzungen begründete 


die Nachlaßverbindlich⸗ 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Pfändungspfandrecht eines Nachlaßgläubigers ohne Rückſicht auf 
die Zeit der Entſtehung den Vorrang vor einem Pfändungs⸗ 
pfandrecht eines anderen Gläubigers erhalten ($ 14 Abſ. 2 Satz 2 
ES RV O.). 

7. Vereinfachung und Verbilligung der 
Koſten. 

Die Koſten des anerbengerichtlichen Verfahrens richten 
ſich von jetzt ab grundſätzlich nach der Reichskoſtenordnung 
v. 25. Nov. 1935 (§ 99 EHVerfO.). Die Koſtenordnung wird 
jedoch durch einige Sondervorſchriften den Bedürfniſſen der An⸗ 
erbenbehörden angepaßt (SS 100—119 ES VerfO.). Hervorgeho⸗ 
ben zu werden verdient, daß der Geſchäftswert bei einem gro⸗ 
ßen Teil der anerbengerichtlichen Tätigkeit auf nicht mehr als 
3000 2,% feſtgeſetzt werden darf (§ 100) und daß er bei Geneh⸗ 
migungsverfahren auf die Hälfte, bei einem Übergabevertrag 
ſogar nur auf ein Viertel des Beurkundungswertes anzuſetzen 
iſt (§ 101). 


Ebenſo wie das RErbhoib. ſelbſt ſind auch die beiden 
neuen Durchführungsverordnungen von einem gewiſſen ideali- 
ſtiſchen Schwung getragen. Mögen alle Rechtswahrer, die das 
neue Recht anzuwenden haben, von dem gleichen Geiſte erfüllt 
ſein, nämlich dem Geiſte der Liebe zu Bauer, Volk und Staat. 


Immiſſionsrecht und Induftrialifierung ') 
Von Profeſſor Dr. Friedrich Klauſing, Frankfurt a. M., Mitglied der Akademie für Deutſches Recht 


I. Allgemeines. Bedenken gegen geſetzliche 
Teilreformen im Nachbarrecht 


1. Der grundlegende Wandel unſerer Rechtsanſchauungen 
im allgemeinen und inſonderheit die veränderte Aufſaſſung über 
Weſen und Funktion des Eigentums machen ſich nach und nach 
auch in Schrifttum, Rechtſprechung und Verwaltungspraxis zum 
Immiſſionsrecht und verwandten Gebieten (Bergſchäden, Ab⸗ 
waſſerfrage, bei Rundfunkſtörungen uſw.) geltend. Gleich⸗ 
wohl bleibt im einzelnen noch ſehr viel zu tun. Die nach⸗ 
folgende Betrachtung verſucht der Überwindung überholter 
Vorſtellungen in einer Frage zu dienen, der für die praktiſche 
Rechtsanwendung, darüber hinaus aber auch für die dogma⸗ 
tiſche Arbeit auf dem Grenzgebiet zwiſchen Bodenrecht und Ge⸗ 
werberecht (einſchließlich des Gewerbepolizeirechts) oder, wie wir 
heute wohl richtiger zu ſagen haben, „Wirtſchaftsrecht“ !) be⸗ 
ſondere Bedeutung zukommen dürfte. Es handelt ſich alſo nicht, 
oder jedenfalls nicht in erſter Linie, um eine rechts- oder ge⸗ 
ſetzgebungspolitiſche Aufgabe, ſondern darum, durch zweckentſpre⸗ 
chende Deutung und Handhabung der beſtehenden geſetzlichen 
Ordnung auf Grund des neuen Rechtsdenkens den in dauernder 
und raſch fortſchreitender Entwicklung befindlichen Verhältniſ⸗ 
ſen auf dem Gebiet induſtrieller Immiſſionen eine angemeſ⸗ 
ſenere Beurteilung und Behandlung zuteil werden zu laſſen, als 
dies bisher vielfach der Fall geweſen iſt. 

2. Die überkommene geſetzliche Regelung des 
Nachbarrechts hat, abgeſehen von der Beſchränkung der 
Nachbarrechte gegenüber Betrieben, die der „Volksertüchtigung“ 
und „Volksgeſundheit“ dienen?), noch keine grundlegen⸗ 
den Anderungen erfahren. Anders bekanntlich das 
Enteignungsrecht im weiteren Sinne, d. h. nicht be⸗ 
ſchränkt auf die „klaſſiſchen“ Enteignungsfälle. Hier iſt nicht nur 
anſchauungs⸗ und grundſatzmäßig, ſondern auch in der geſetz⸗ 
lichen Einzelregelung ein tiefgreifender Einbruch in den alten 


*) Aus drucktechniſchen Gründen konnte die Abhandlung des 
Ger Aſſ. Dr. Heinz Schiffer „Immiſſionen“: Akad. 1936, 1076 
in dem obigen Aufſatz nicht mehr berückſichtigt werden. D. S. 

1) Vgl. hierzu Elmar Michel, Vom Gewerberecht zum Wirte 
ſchaftsrecht: Akad Z. 2 (1935), 735 ff. 

2) Geſetz v. 13. Dez. 1933 (RGBl. I, 1058) und 18. Okt. 1935 
(RG Bl. I, 1247). Ferner Gef. v. 3. Juli 1934 (RGGBl. I, 566), durch 
welches hinter 822 als 8 22 a folgende Vorſchrift in die GewO. ein⸗ 
gefügt worden iſt: „Anlagen im Sinne des § 16 können von den 
oberſten Landesbehörden genehmigt werden, ohne daß es eines Ver⸗ 
fahrens nach Maßgabe der Vorſchriften der 88 17 bis 21 bedarf, ſofern 
ein öffentliches Intereſſe an der Errichtung der Anlage beſteht.“ 


Rechtszuſtand herbeigeführt worden. „Auf dem Wege zum neuen 
Enteignungsrecht ſind freilich erſt Teilabſchnitte zurückgelegt“, 
wie u. a. Weber überzeugend dargetan hat. 

Es kann nicht wundernehmen, daß auch für das Nach- 
barrecht mancherlei Reformvorſchläge gemacht wor⸗ 
den find), zumal die typiſchen Tatbeſtände von Immiſſionen 
und ähnlichen Störungen ſchon ſeit längerer Zeit beträchtliche 
Veränderungen und Erweiterungen erfahren haben. Das Im⸗ 
miſſionsproblem wächſt ſteigend über die kleinen Verhältniſſe 
der Nachbarſchaft hinaus. Großbetrieb und Großraumwirtſchaft 
haben vollkommen neuartige Immiſſionsfälle im Gefolge ge⸗ 
habt. Dieſe Entwicklung dürfte noch längſt nicht abgeſchloſſen 
ſein. Vornehmlich deshalb bin ich der Meinung, daß Teil⸗ 
reformen des $ 906 BGB. wie auch der einſchlägigen 
Vorſchriften der GewO. ($$ 16 ff., insbeſ. auch § 26), wenigſtens 
im gegenwärtigen Zeitpunkt, nicht in Betracht kommen. So 
wenig wir einer umfaſſenden Neugeſtaltung unſerer geſamten 
Eigentumsanordnung auf die Dauer werden entraten können, 
ſo wenig zweckmäßig erſcheinen mir einzelne Anderungen des 
Geſetzes, mögen ſie auch in dieſem oder jenem Punkt eine Ver⸗ 
beſſerung bedeuten. 

3. Das RG. hat die lange Reihe der Immiſſionsurteile, 
die beſſer als alles andere die tatſächlichen und rechtlichen 
Schwierigkeiten des ganzen Fragenkomplexes erkennen laſſen, 


3) Wilhelm Weber, Eigentum und öffentliche Verwaltung 
im Dritten Reich: DIZ. 1935, 659 ff.; Weber⸗Wieacker, Eigen⸗ 
tum und Enteignung, 1935 (Der deutſche Staat der Gegenwart H. 15); 
daſ. 26 ff. im Beitrag von Weber lehrreiche Überſicht der neuen 
Enteignungsgeſetzgebung; vgl. auch die vielbeſprochenen Leitſatze, die 
von der Reichsgruppe Hochſchullehrer auf der am 15./16. Juni 1935 
über das Thema „Eigentum und Enteignung“ abgehaltenen Arbeits⸗ 
tagung aufgeſtellt worden find: Weber⸗Wieacker a. a. O. 5ff.; 
DIZ. 1935, 814 ff.; vgl. ferner Maunz, Die Enteignung im 
Wandel der Staatsauffaſſung, 1936 (Antrittsvorleſung); dazu Be⸗ 
ſprechung von Lohmann: DI. 1936, 1428. 

4) Vgl. z. B. Starck (OLGR. in Hamm), Der 8 906 BGB. 
und feine Auswirkungen auf landwirtſchaftliche Grundſtücke: Akad. 3 
(1936), 741/42. Starck ſchlägt vor, den $ 906 BGB. dem 8 148 
Pr Allg Berg. inſoweit anzugleichen, daß fortan auch bei „ortsüblichen“ 
Immiſſionen eine Erſatzpflicht gegeben ſei; er hält dieſe Erweiterung 
im Intereſſe der Landwirtſchaft für notwendig, weil das Wachstum 
der Ackerfrüchte in gewiſſen Gegenden (Verf. hebt vornehmlich auf die 
Verhältniſſe im Ruhrgebiet ab) durch induſtrielle Abgaſe, namentlich 
aus Kokereien, beſondere Nachteile erleide. Der Vorſchlag erſcheint aus 
verſchiedenen, ſpäter (ſ. unten II, 2) darzulegenden Gründen nicht 
empfehlenswert, ja ſogar bedenklich. 
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neuerdings um eine Entſcheidung vermehrt), in der es unter 


Hinweis auf die Motive zum BGB. und frühere Entſcheidun⸗ 
gen zu folgenden bemerkenswerten Feſtſtellungen gelangt: 


„Die ... Frage des ‚Wefentlichen‘ wie die des „Ortsübli⸗ 
chen“ .ͥ . . tft nicht nur nach den örtlichen Verhältniſſen ver⸗ 
ſchieden, ſondern auch dem zeitlichen Wandel der Anſchauun⸗ 
gen unterworfen ... wie er anknüpft an Fortſchritte des Ver⸗ 
kehrs ... oder auch der Denkweiſe beteiligter Volkskreiſe. So 
uk der 8906 BGB. keine ſtarre Norm, ſondern in feiner die 
Lebensverhältniſſe regelnden Bedeutung wandelbar.“ 


8 Wir werden aber bei dieſer Auflockerung des Begriffes der 
„Ortsüblichteit“ nicht ſtehenbleiben dürfen, ſondern in Recht⸗ 
prechung und Verwaltungspraxis zum Immiſſionsweſen nach 
einer ganz anderen Richtung neue Wege ein- 
zuſchlagen haben. Dazu bedarf es m. E. keines Eingreifens des 

eſetzgebers. Vielmehr ſollte man von der heute bereits als 
geltendes Recht anzuſehenden Pflichtgebunden⸗ 
Jeit des Eigentums und des ſonſtigen Individualbeſitzes 
dasgehen. Oder anders ausgedrückt: Anerkennung eines „nach⸗ 

arlichen Gemeinſchaftsverhältniſſes“, das für 
alte Beteiligten, alfo nicht bloß den Immittenten, 
Bl Duldungs- unter Umſtänden auch aktive Mit⸗ 
ür kungs⸗ und Umſtellungspflichten in ſich 
ſchließt! 
8 Ich bilde mir nicht ein, hiermit die „Patentlöſung“ gefun⸗ 
weg haben, die geſetzliche Reformen im Nachbar- und Im⸗ 

Ulionsrecht vollkommen überflüſſig machen würde. Immerhin 
vurſten auf dieſe Weiſe für Gerichte und Verwaltungsinſtanzen 
ls 55 zuletzt auch für die Rechtsberater der Parteien beacht⸗ 
groß Möglichkeiten eröffnet werden, um die verhältnismäßig 
um 0 Zahl der bekanntlich in ihren Begleiterſcheinungen höchſt 

erfreulichen Immiſſionsprozeſſe, die von einzelnen Grund⸗ 
nn ER 


Schein) DB 1986, 3454: 29. Mai 1936, V 18/36; daf, weitere Ent- 
2034 ment über den Begriff „Ortsüblichkeit“; dazu auch ZW. 1930, 
400/087 (ul. Anm.); JW. 1931, 1189/9110 (m. Anm.); JW. 1932, 
ſerner (m. Anm.); Kayſer: JW. 1931, 3414; 1935, 3221 5. Vgl. 
wandt aus der neueren Rechtſprechung zum Immiſſionsrecht und ver⸗ 
Entf. 0 Fragen: MOB. 139, 29 ff. ZW. 1933, 1193 jf.15 — die 
ſcheidung hat wegen der Zuerkennung von Anſprüchen aus 8 26 
en auch für Schäden aus der Zeit vor Klagerhebung (in Ab⸗ 
mit ei don früheren Urteilen des R., aber in Übereinſtimmung 
ſung) 115 Si ‚Schrifttum ſchon früher wiederholt vertretenen Auffaſ⸗ 
diess ene in induſtriellen Kreiſen lebhafte Beſorgniſſe erweckt; 
ſchulden g mir allerdings nicht oder nur z. T. begründet —; Ver⸗ 
344442 N 1 JW. 1931, 1244/45 1 (m. Sen, 15 u 
7 allnis von 8 906 BGB. u PréiſenbG.: RG. 1338, 
Saeff. — J. 1932, 8 BGB. und Pröif 3 


7555 Eindringen von Bienen als 
5 7 RG. 141, 406 ff. = JW. 1933, 29512 (m. Anm.): 


chüßler, Deutſch i 55 
Nr. 157 Deutſches Bienenrecht (Samml. deutſcher Geſeze 
beröffen 1934, 75 ff., Anh. 183 ff.: Abdruck von zahlreichen, nicht 
R812“ n Urteilen. — Anwendbarkeit von 5 254 B80 B:: 
1038, 690, ff. — Ji. 1930, 1208/10 16; Nich. 138, 327 — IM. 
auf rd (m. Ann); Anwendbarkeit des 8278 BGB. 
barfharte td bon „Pflichten“ aus geſetzlichem Nach⸗ 
1981, 2638 r g len is (8 906 BOB): Rc. 132, 51 ff — IM. 
int. P 1 5 (m. Anm.). Zu 8907 BGB. 1. Verb. m. 88 74, 75 
1932, 6451. ( Auſopferungsanſpruch⸗): Ming. 134. 254/57 — JW. 
Berg G. 8814 f. ag 105 f. — Ic. 1934, 27644; PrAllg⸗ 
138,444 15 146 ff.: 063. 137, 234 ff. JW. 1933, 119515; Rc . 
139, 20 f. 1 11964° u. d. borerwahnte Esch. NOS. 
recht u een 1983, 119315; Verhältnis von Nachbar⸗ 
133, 312 a ll®.: „Rc 130, 185 ff. — JW. 1931, 3432; NG8. 
JW. 1990 J 123%, 20688 (m. Anm); IW. 1939, 937/38 88 
5 (m. Anm.); IW 1935, 1242/44 7. 
Erläut führliche Nachweiſe aus Schrifttum und Rechtſprechung in den 
(1934. ungs büchern zu 8 906 BGB.: Standinger⸗Kober III 10 
e BOT; RORKOMmm. IIe (1934, 3 906. 

Fassa beachtlich für die praktiſchen Auswirkungen der durch die 
ine eg nis bedingten Auslegung der „Ortsüblichkeit“ im 
ſächlichen ne BB. wie überhaupt für die Entwicklung der tat⸗ 
gungsve serbältniffe und die gewerbepelizeiliche Praxis im Genehmi⸗ 
niſeh tfahren gemäß 58 16 ff. GewO. der - 
Meer ach haar beter der „Landesanſtalt für Waf- 
der N. ae und Lufthygiene“ auf der Hauptverſammlung 
Nieſegang, X eg eee (VGB.)“ am 16. Juni 1936: 
„Der Ant 0 : Se 1 

rungen; Mitt. d. Vos B. Se 268. eb helene 
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beſitzern oder nicht ſelten auch von vereinsartigen Zuſammen⸗ 
ſchlüſſen der Intereſſenten geführt werden, zu vermindern und 
in gewiſſer Hinſicht auch zu vereinfachen. 


II. Pflichtgebundenheit des Eigentums und 
„nachbarliches Gemeinſchafts verhältnis“. Be⸗ 
deutung der Großraumwirtſchaft 

1. Man gerät heute mit der Bezugnahme auf den Gemein⸗ 
ſchaftsgedanken und die „Pflichten“ des Eigentümers geradezu 
in den Verdacht, Selbſtverſtändlichkeiten zu wiederholen, die längſt 
Gemeingut geworden ſind. Dennoch lehrt ein Blick in Schrift⸗ 
tum und Rechtspraxis, daß zwiſchen der programmatiſchen Ver⸗ 
kündung dieſer Grundſätze und ihrer Verwirklichung auf den 
verſchiedenen Rechtsgebieten trotz verheißungsvoller Anſätze ein 
gewiſſes Mißverhältnis beſteht oder jedenfalls hieraus noch 
längſt nicht überall die notwendigen Folgerungen gezogen wer- 
den. Wenn wir für das Nachbarrecht, auch ohne förmliche „Le⸗ 
galiſierung“, ein Gemeinſchaftsverhältnis anneh⸗ 
men, das ſowohl dem Immittenten als auch den geſchädigten 
und bedrohten Grundſtücksinhabern beiderſeits Bindungen und 
gegebenenfalls ſogar „aktive“ Betätigungspflichten auferlegt, ſo 
überſchreiten wir durchaus nicht die Schranken, die der Rechts⸗ 
anwendung und der juriſtiſchen Dogmatik durch die nun 
einmal notwendige Bindung an die geſetzte Norm — mag ſie 
auch aus der abgelaufenen Epoche ſtammen — gezogen werden 
müſſen. Eigentum, ſonſtiger Individualbeſitz und Unternehmer⸗ 
initiative ſollen auch künftighin beſtehen bleiben. Ihre Träger 
haben aber ausnahmslos Gemeinſchaftsfunktionen zu erfüllen. 
Man darf dies nicht nur auf die Stellung des einzelnen gegen⸗ 
über Staat und Stand oder der Volksgemeinſchaft ſchlechthin 
beziehen. Entſprechendes muß auch innerhalb des engeren Krei— 
ſes ſolcher Rechtspoſitionen und Rechtsverhältniſſe gelten, die 
man bisher ganz oder überwiegend dem „privaten“, Sachen-“, 
„Schuld-“ und „Perſonenrecht“ zuzurechnen pflegte. 

Es erſcheint demnach nicht angängig, daß Grundbeſitzer — 
inſoweit können „Bauern“ nicht anders behandelt werden als 
Inhaber von Kleingärten, Gewerbetreibende uſw. — zwar ein⸗ 
malige oder laufende (rentenartige) Entſchädigungen für Im⸗ 
miſſionen beanſpruchen und entgegennehmen, im übrigen aber in 
ihrer eigenen Wirtſchaft „alles beim alten“ laſſen und keinerlei 
Einrichtungen treffen, um mit Hilfe jenes Ausgleichs, aber 
auch unabhängig hiervon, nach Möglichkeit zu einer Umſtellung 
in der Nutzung ihres Grundvermögens zu gelangen, durch welche 
die nachteiligen Einwirkungen von Induſtriebetrieben für die 
Zukunft abgewendet oder gemindert werden. Paſſivität und 
dickfelliges Pochen auf ſog. „wohlerworbene“ 
Rechte, obgleich wirtſchaftliche Vernunft und volkswirtſchaft⸗ 
liches Verantwortungsbewußtſein produktive Verwendung 
ſolcher „Entſchädigungen“ zwecks Erhaltung und Mehrung des 
eigenen Beſitzes fordern —, fie find es, die nach unſerer Auf- 
faſſung auch rechtlich und nicht nur ſozialethiſch mißbilligt 
werden ſollten. Wer in einer Gegend anſäſſig iſt, 
die durch Induſtrialiſierung, Schaffung 
von Einrichtungen für den Großverkehr 
ujw. ihr altes Gepräge verliert, gleichviel ob 
wir es mit einem früher rein landwirtſchaft⸗ 
lichen oder bereits in gewiſſem Umfange mit 
gewerblichen Betrieben durchſetzten Gebiet zu 
tun haben, muß ſich dem ſtandortmäßigen 
Wandel der Erzeugungs⸗ und Abſatzbedin⸗ 
gungen anpaſſen. 

Sicherlich werden ſich derartige Umſtellungen in zahl⸗ 
reichen Fällen keineswegs einfach geſtalten. Bekanntlich wir⸗ 
ken hier Unverſtändnis und ſtarrköpfiges, nicht ſelten aber 
auch vollauf berechtigtes Feſthalten an traditionellen For⸗ 
men der Bodennutzung nicht minder hemmend als wirtſchaft— 
liche und techniſche Schwierigkeiten, die ſelbſt bei ausreichender 
Entſchädigung der Betroffenen durch den Immittenten nicht 
immer behoben werden können. In der Landwirtſchaft brauchen 
eben Anderungen der Bebauungsart uſw. aus den genannten 
und anderen Gründen ihre Zeit. Selbſt bei gewerblich be⸗ 
triebenen Samen⸗ und Blumenzüchtereien und ähnlichen Un⸗ 
ternehmen iſt der Übergang zu einer anderen Art der Boden⸗ 
nutzung — man denke an die Züchter von Edelroſen, Flieder 
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uſw. uſw., wo der Boden häufig erſt durch jahrelange Pflege 
für eine rationelle Erzeugung beſtimmter Pflanzen kultiviert 
werden muß — oft außerordentlich ſchwierig oder ſogar un⸗ 
möglich, d. h. der Betrieb muß entweder gänzlich eingeſtellt 
oder verlegt werden, was ſich „auf dem Papier“ leichter for⸗ 
dern als in die Praxis umfetzen läßt. 

Immerhin würden nicht nur die zur Beurteilung von Im⸗ 
miſſionsfällen berufenen Gerichte und Verwaltungsbehörden 
bzw. Verwaltungsgerichte, ſondern auch die ſtändiſchen Organiſa⸗ 
ttonen, denen heute in ganz anderer Weiſe als bisher die Erzie⸗ 
hung der landwirtſchaftlichen Produzenten zu einer ſinnvollen 
Ausnutzung und Steigerung des Bodenertrags obliegt, vom 
materiellen Recht her eine weſentliche Unterſtüt⸗ 
zung erhalten, wenn man die rein negative und individnali⸗ 
ſtiſche Auffaſſung der nachbarlichen Rechtsbeziehungen mit ihren 
ausſchließlich gegen den Immittenten gerichteten Abwehr-, Un⸗ 
terlaſſungs- und Erſatzanſprüchen preisgibt und an ihre Stelle 
ein Gemeinſchafts verhältnis aller Immiſſionsbetei⸗ 
ligten ſetzt. Man könnte an zahlreichen Beiſpielen aus der Recht⸗ 
ſprechung dartun, daß ſich durch die Anerkennung von Gemein⸗ 
ſchaftspflichten der Grundnachbarn ein vernünftiges und gerech⸗ 
tes Ergebnis erheblich leichter hätte finden laſſen und es nicht 
oder doch nicht in dem bei Immiſſionsprozeſſen zu beobachten⸗ 
den Umfange notwendig geweſen wäre, zu den bekannten juri⸗ 
ſtiſchen Hilfsmitteln, wie exceptio doli, Verbot mißbräuchlicher 
Rechtsausübung, Verwirkung, Vorteilsanrechnung, konkurrie⸗ 
rendes Verſchulden uſw., ſeine Zuflucht zu nehmen. 

2. Wenn „ortsübliche“ Immiſſionen zu dulden find, jo be⸗ 
ruht dies rechtspolitiſch u. a. auch auf der Erwägung, 
daß ſich die Umlieger perſönlich und in ihrer Wirtſchaft dieſen 
Verhältniſſen haben anpaſſen können und ſich deshalb fortan 
hiermit abfinden müſſen. Trotzdem kann m. E. keine Rede da⸗ 
von ſein, daß der Begriff „Ortsüblichkeit“, auch wenn man mit 
dem RG. feine „inhaltliche Wandelbarkeit“ hervorhebt, in der⸗ 
jenigen Funktion, die ihm der Geſetzgeber der abgelaufenen 
Epoche zugedacht hat, das für uns maßgebende Gemeinſchafts⸗ 
prinzip bereits keimhaft enthalte. Im Gegenteil: die poſitive 
Ordnung des „privaten“ und „öffentlichen“ Nachbarrechts nahm 
von der alten Vorſtellung gemeinſchaftsbetonter Beziehungen 
unter Grundnachbarn ſo gut wie gar keine Notiz. Dabei ſoll ge⸗ 
wiß nicht verkannt werden, daß der Gedanke einer ſozialen Ge⸗ 
bundenheit des Grundeigentums niemals vollſtändig in Ver⸗ 
geſſenheit geraten war. Man ſprach nicht nur im Kreiſe der 
Germaniſten — ſo erklärlicherweiſe beſonders Otto von 
Gierke — nach wie vor von einer „nachbarlichen Gemein⸗ 
ſchaft“, ſondern nahm auch ſonſt vereinzelt auf Grund einer mehr 
oder weniger gefühlsmäßigen, aber ſachlich zutreffenden Würdi⸗ 
gung der Intereſſenlage ein „Nachbarverhältnis“ oder ſogar eine 
„notwendige Nutzungsgemeinſchaft“ unter Grundſtücksnachbarn 
and), ohne jedoch hieraus regelrechte Pflichten der Beteiligten 


6) Otto v. Gierke, DER. II, 1905, 417ff.; andererſeits be⸗ 
zeichnend, was Otto Mayer, Dtſch. VerwR. IIà, 118 ff. über das 
Verhältnis des „öffentlich-rechtlichen“ zum „bürgerlichen“ Nachbarrecht 
ſagt. Demgegenüber erſcheint es beachtlich, daß Ihering, Zur Lehre 
von den Beſchränkungen des Grundeigentums im Intereſſe der Nach⸗ 
barn: Iherings JJ. 1863, 81 ff., insbeſ. 95 ff. — vgl. auch: Zweck im 
Recht 14 (Volksausgabe) insbeſ. 405 ff. — ein „Nachbarverhält⸗ 
nis“ annimmt; Heck, Sachenrecht (1930) 215 ff. (ogl. auch 210 ff. 
und 7/8) bedient ſich der Bezeichnungen „Intereſſenverbindung“ und 
„notwendige Nutzungsgemeinſchaft“ unter Grundſtücksnachbarn; auch 
er leitet jedoch hieraus keinerlei ſpezifiſche Rechtspflichten zwiſchen 
Immittenten und betroffenen Grundſtückseignern ab, ſondern begnügt 
fi) mit einer möglichſt ſorgfältigen Berückſichtigung der Intereſſenlage 
bei der inhaltlichen Beſtimmung der Unterlaſſungs⸗ und Erſatzanſprüche. 
Bemerkenswert auch der allerdings vom Reichsgericht (RG. 132, 
51 ff. = JW. 1931, 2628 ff. m. Aum.) abgelehnte Verſuch des 
Kammergerichts aus „dem Nachbarverhältnis als einem kon⸗ 
kreten ſachenrechtlichen Verhältnis“ in den Fällen des $ 909 BGB. 
eine Verpflichtung des Eigentümers gegenüber den Nachbarn her⸗ 
zuleiten, bei Ausſchachtungen, durch die dem Nachbargrundſtück die im 
Grundwaſſer beſtehende Stütze entzogen (woraus ſich Riſſe im Ge⸗ 
bäude ergeben hatten), einen dem § 909 BGB. widerſprechenden Zu⸗ 
ſtand auf feinem Grundſtück zu beſeitigen oder ihn nicht erſt entſtehen 
zu laſſen. Aus früherer Zeit: RG. 52, 373 ff. und 89, 120 ff. Wegen 
der Geſamtentwicklung, die erklärlicherweiſe nicht geradlinig verlaufen 
it (es wirken hier verſchiedenartige Faktoren politiſchen, ſozialen Cha⸗ 


abzuleiten. Indem wir heute mit jeder individuellen Rechts⸗ 
poſition und ganz beſonders mit dem Eigentum die Verpflich⸗ 
tung zu einer geſamtwirtſchaftlich zweckvollen Verwendung und 
Nutzung dieſes Anteils am Nationalvermögen verbinden, wan⸗ 
delt ſich auch die negative Beurteilung des Nachbarſchutzes im 
Sinne der alten individualiſtiſch⸗privatrechtlichen Auffaſſung zu 
einer poſitiv⸗volkswirtſchaftlich orientierten und ermöglicht die 
Einbettung des Individualintereſſes an der Abwehr von Immiſ⸗ 
ſionen in die für alle Grundbeſitzer der fraglichen Gegend be⸗ 
ſtehende Gemeinſchaftslage. 

3. Vielleicht gelingt es auf dieſem Wege auch, die Schwie⸗ 
rigkeiten zu überwinden, die ſich aus der Faſſung des § 906 
BGB. inſofern ergeben, als es hiernach für die Frage der „Orts⸗ 
üblichkeit“ lediglich kauf die Benutzung des ſchädigen⸗ 
den Grundſtücks ankommen ſoll, nicht dagegen auf die Be⸗ 
nutzungsart der betroffenen Grundſtücke “). Infolgedeſſen haben 
die mit der Erſtattung der techniſchen und gewerbehygieniſchen 
Gutachten betrauten Fachleute verhältnismäßig komplizierte 
Methoden ausbilden müſſen, um für diejenigen Grundſtücke, von 
denen die Immiſſion ausgeht, „gewöhnliche“ Immiſſionen von 
den „ungewöhnlichen“ zu unterſcheiden s), obgleich es m. E. 
dem rechtspolitiſchen Sinn des Nachbarſchutzes mehr entſprechen 
dürfte, die Geſamtſituation zu betrachten, in der ſich ſowohl der 
Immittent als auch die betroffenen Umlieger befinden. Tat⸗ 
ſächlich hat ſich dieſer Geſichtspunkt auf Umwegen doch immer 
wieder Geltung verſchafft. Denn man kann vernünftigerweiſe 
nicht an der Frage vorbeigehen, ob die Immiſſionen in dieſer 
Gegend ſchon ſeit langer Zeit feſtzuſtellen ſind, jo daß ſich die 
Umlieger an dieſen Zuſtand gewöhnen konnten. Nun iſt freilich 
Starck, wie bereits erwähnte), der Meinung, man ſolle int 
Intereſſe der Landwirtſchaft zwecks Erhaltung eines lebensfähi⸗ 
gen Bauernſtandes, vielleicht ſogar überhaupt bei Sachſchäden 
durch Immiſſionen das Erfordernis der „Ortsüblichkeit“ fallen 
laſſen und 8 906 BGB. inſoweit dem § 148 PrAllgBergG. an⸗ 
paſſen. Denn die Landwirtſchaft könne, nachdem das RG. 10) 
neuerdings u. a. die aus Kokereien kommenden Abgaſe nicht 
mehr als „Bergſchäden“ anſehe, vielfach keine Erſatzanſprüche 
nach § 26 GewO. i. Verb. m. 8 906 BGB. erfolgreich geltend 
machen, weil ſelbſt bei weſentlichen Beeinträchtigungen das orts⸗ 
übliche Maß nicht überſchritten ſei. Sicherlich hat St. darin 
recht, daß wir der Induſtrie erhebliche, u. U. noch größere Opfer 
als bisher werden zumuten müſſen, um die nachteiligen Ein- 
wirkungen ihrer Betriebe auf die landwirtſchaftliche Erzeugung 
tunlichſt auszugleichen. Aber doch nur dann, wenn zu erwarten 
iſt, daß ſich ſolch zuſätzliche Belaſtung mit „fixen“ Koſten, die 
notwendigerweiſe in Preiſen und Löhnen und damit auch in 
Gütererzeugung, Güterumlauf und Arbeitsbeſchaffung irgend- 
wie in die Erſcheinung treten werden, im regelmäßigen Verlauf 
der Dinge als zweckdienlich für Bauernſtand und Ernährungs⸗ 
wirtſchaft, wie überhaupt als volkswirtſchaftlich produktiv er- 
weiſen werde. In dieſer Hinſicht hege ich auf Grund der Er- 
fahrungen, die man mit § 148 PrlllgBerg®. gemacht hat, er⸗ 
hebliche Zweifel u). Nicht in der generellen Erweiterung der 


rakters uſw., zeitlich in wechſelnder Stärke, mit⸗ und gegeneinander): 
Hedemann, Fortſchritte des Zivilrechts im 19. Jahrh., II (1930), 
225 ff.; ferner über die enge, durchaus privatrechtliche Auffaſſung 
nachbarlicher Intereſſenkonflitte: a. a. O. 310 ff. und Sachenrecht 75. 

7) RG. 139, 31/32 — JW. 1933, 119335; Staudinger⸗ 
Kober III 10 § 906 Anm. 31 ff. (3. 340 ff.). 

8) Lieſegang a. a. O. (f. oben Anm. 5). 

9) a. a. O. (ſ. oben Anm. 4). 

10) RG. 139, 31/32 JW. 1933, 1193 15. 

11) Abgeſehen davon, daß ſich der durch § 148 PrAlfgBergb. 
geſchaffene Anreiz, laufende Geldentſchädigungen zu erhalten, ſozial⸗ 
ethiſch keineswegs ſtets vorteilhaft ausgewirkt hat und die Entſchädi⸗ 
gungen auch durchaus nicht immer den bedürftigſten Umliegern zugute 
kommen, haben ſich in anderer Hinſicht noch bedenklichere Folgen ein⸗ 
geſtellt. Die großen Bergbauunternehmen ſind in der Vergangenheit 
vielfach dazu übergegangen, den umliegenden Grundbeſitz aufzukanfen, 
weil es für ſich im Endergebnis vorteilhafter war, die von den 
einſtigen Eigentümern, die fortan nur noch Pächter oder Mieter ſind, 
bewohnten Anweſen in eigener Regie inſtand zu halten, als hierzu 
jeweils auf Grund von Prozeſſen oder neuen Verhandlungen genötigt 
zu werden. In engem Zuſammenhang hiermit ſtehen auch die bekann⸗ 
ten, vom RG. (RG Z. 130, 350 ff. = JW. 1931, 530; daſelbſt wei⸗ 
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Entſchädigungsmöglichkeit, die aller Vorausſicht nach zu einer 
weiteren Vermehrung der Immiſſionsprozeſſe führen würde, 
'egt m. E. unſere Aufgabe, ſondern darin, daß man die An- 
wendung der beſtehenden Schutzbeſtimmungen, mag es ſich nun 
am $ 906 BGB. i. Verb. m. § 26 GewO. oder um 8 148 
PrAlgBergG. handeln, möglichſt elaſtiſch geſtaltet und ſich von 
einer Einſtellung befreit, nach der lediglich dem Immittenten 
„aktive“ Leiſtungspflichten, d. h. die Schaffung von Schutzvor⸗ 
kehrungen und, ſoweit dieſe „untunlich oder mit einem gehörigen 
detrieb des Gewerbes unvereinbar find“, die Zahlung einer 
Geldentſchädigung auferlegt, die betroffenen Grundbeſitzer aber 
ausſchließlich in die paſſive Rolle des Ausgleichsempfängers ge⸗ 
orangt werden. 
Hierbei iſt außer dem Gemeinſchaftsgedanken noch ein an⸗ 
3 Prinzip zu berückſichtigen, das ſich auf Grund der neuen 
0 echtsauffaſſung nunmehr endlich durchzuſetzen beginnt. Es han⸗ 
elt ſich um die Abkehr von einer rein geldwirtſchaft⸗ 
uchen Denkweiſe, die in unſer geſamtes Vermögensrecht, 
ee das Schuld- und Sachenrecht und demgemäß auch in das 
Sineignungsweſen (bier wiederum nicht im geſetzestechniſchen 
a verſtanden), gleichfalls eine gewiſſe Auflockerung hinein⸗ 
en Wenn z. B. das Schutzbereichgeſetz v. 24. Jan. 
610 Abſ. 3) eine Entſchädigung in gleichwertigem 
15 ind vorſieht 12), jo liegt darin nicht etwa ein Rückfall in 
0 nun naturalwirtſchaftliche Vorſtellungen, ſondern der Ver⸗ 
Auserdem Enteigneten einen wahrhaft „angemeſſenen 
ee du gewähren, den er ſeinerſeits als produktive Erſatz⸗ 
1 zur Erfüllung der ihm der Allgemeinheit gegenüber ob- 
8 a „Wirtſchaftspflicht“ zu verwenden hat. Es bedarf kaum 
5 ech Dorhebung, daß die entſprechende Anwendung dieſes 
N 9 sgedankens auf den Begriff der „Schadloshaltung“ gemäß 
N 75 Send. auch ohne geſetzliche Anerkennung — es würde 
zu ae: fallen, einen beſſeren rechtstechniſchen Ausdruck 
ti den — nicht den geringften dogmatiſchen oder rechtspoli⸗ 
ſchen Bedenken begegnen dürfte. 
1 8 Die Zunahme von großen Unternehmungen und Kon⸗ 
75 mit verſchiedenartigen Unter⸗ und Nebenbetrieben hat 
ſtädti in ben vergangenen Jahrzehnten ländliche oder klein⸗ 
Nu Gegenden, oft beinahe über Nacht, in ihrem Charakter 
he verändert und weite Strecken landwirt⸗ 
bar ien Beſitzes, alſo nicht nur einzelne unmittel- 
Ne enachbarte Grundſtücke, den ſchädlichen Einwir⸗ 
Aa 9 — von Induſtrialiſterungsvorgängen 
8 ene und räumliche Ausdehnung der Störungen 
niſch 5 1 zu oder konnten doch, ungeachtet der tech⸗ 
behoben Forkſchritte in den Abwehrmaßnahmen, nur zum Teil 
von 18 u Wenn die Staatsführung heute, allerdings 
ausgeh Ee anderen Grundanſchauungen und Zielſetzungen 
Arbeits. e. in der abgelaufenen Epoche, im Intereſſe der 
bängigt 1 baffung und unſerer volkswirtſchaftlichen Unab⸗ 
eier 75 Vierjahresplan! — die Errichtung neuer Indu⸗ 
gert een Verbindung mit einer finnbollen Dislo⸗ 
auf n fördert, umfangreiche Siedlungen mitten 
Eile 99 75 atten Lande anlegt, und unſer Verkehrsnetz mit 
ber ine moderner Technit ausbauen läßt, gleichzeitig 
a Erzeugung unſerer heimiſchen Landwirtſchaft, und 
lichen Doll der bäuerlichen Wirtſchaft als auch der häus⸗ 
werden -igenberforgung, aufs hödjfte zu ſteigern verſucht, jo 
— e Immiſſionen und verwandte Erſcheinungen voraus⸗ 
'ere Nachweiſe) für rechtsverbindli 
Dergſchäden“ und die Verſuche, 


Kleinbeſf ER bungen liegen, den eigentumsmäßigen 
an nbejig Se Möglichkeit zu fördern. Wie es 1255 ſich 10 agen 
lischen gr Vorſchlag von Starck ſtellen mag: auch bei der prak⸗ 
nbilli wendung des 8148 Pr Alg erg. würden ſich mancherlei 

ie A oder juriſtiſche Kunſtgriffe vermeiden laſſen, wenn man 
zwif 5 — könnte, ein Gemeinſchaftsverhält⸗ 

den dem Bergbaunnternehmer und de ; 

ich Örumbbefipern anzuerkennen. e eee 

19 al. auch Geſetz über das Staubecken Turawa v. 4. Dez. 
84 (Rl. I, 1201); ferner Weber-Wieacker a. a. S. 62/68. 
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ſichtlich einen noch breiteren Raum einnehmen. Die Indu⸗ 
ſtrie kommt eben heute durchweg nicht mehr ungerufen, aus 
rein privatkapitaliſtiſchen Gründen, als unerwünſchter Eindring⸗ 
ling aufs Land. Man darf deshalb auch die mit Immiſſionen 
uſw. unvermeidlicherſeits verbundenen Beeinträchtigungen des 
landwirtſchaftlichen Betriebes nicht nur einſeitig unter dem Ge⸗ 
ſichtspunkt betrachten, daß Induſtrialiſierungsvorgänge nach 
Möglichkeit einzudämmen ſeien. 

Wie auf vielen anderen Gebieten unſeres wirtſchaftlichen 
und ſozialen Lebens, ſo drängt auch in unſerem Bereich die Ent⸗ 
wicklung zu einer vorbeugenden, geſamtwirt⸗ 
ſchaftlichen Löſung derartiger Intereſſenkonflikte. 
Wenn man bereits imgewerbepolizeilichen Verfah— 
ren über die Erteilung der Genehmigung zur Errichtung 
ſtörender Anlagen eine Art von kollektiver Re gelung, 
unter gleichzeitiger Feſtſetzung einer vorläufigen Grund- 
entſchädigung für die bedrohten Umlieger, herbeiführen 
könnte, ſo würde hierdurch auch eine fühlbare Entlaſtung der 
Gerichte von ſolchen Rechtsſtreitigkeiten eintreten, bei denen es 
ſich in Wahrheit nicht um Einzelfälle, ſondern um Tatbeſtände 
handelt, die meiſt weit über den Kreis der Prozeßgegner hin⸗ 
ausreichen. Stellt ſich ſpäterhin heraus, daß beſtimmte Anlieger 
beſondere Nachteile erleiden, die im voraus nicht zu überſehen 
waren, ſo bleibt ihnen die Rechtsverfolgung im Zivilprozeß oder 
gegebenenfalls auch vor den Verwaltungsbehörden (ſoweit der 
Rechtsweg auf Grund neuerer Geſetze ausgeſchloſſen iſt) un⸗ 
benommen. Es fragt ſich allerdings, ob es „de lege lata“ mög⸗ 
lich erſcheint, auf dem angedeuteten Wege zu einer praktikablen 
Arbeitsteilung zwiſchen den zur Entſcheidung von Indivi— 
dual fällen berufenen Gerichten (oder auch Verwaltungsbe⸗ 
hörden) und den für eine geſamtwirtſchaftliche Ord— 
nung der Verhältniſſe innerhalb des Immiſſionsbereiches 
etwa in Betracht kommenden Stellen der Staats- oder Selbſt⸗ 
verwaltung zu gelangen. 


III. Folgerungen für Rechtſprechung und Ver⸗ 
waltungspraxis in Immiſſionsangelegen— 
heiten 


Bei der praktiſchen Durchführung der vorſtehend entwickel⸗ 
ten Geſichtspunkte ergeben ſich freilich für die Gewerbe 
polizei und die ſonſt für die Erteilung der Genehmigung 
eines Betriebes oder einer Betriebserweiterung zuſtändigen Be⸗ 
hörden, insbeſ. die Verwaltungsgerichte, größere recht 
liche Schwierigkeiten als für das ordentliche Ge⸗ 
richt im einzelnen Immiſſionsprozeß. Dies er⸗ 
ſcheint auf den erſten Blick erſtaunlich, erklärt ſich aber letzten 
Endes daraus, daß die Verwaltungsbehörden in anderer Weiſe 
als das Gericht an einen beſtimmten ſachlichen Aufgaben⸗ 
bereich, d. h. an Zuſtändigkeitsgrenzen gebunden 
ſind, die auch bei Preisgabe des überkommenen „Polizeibegriffs“ 
aus allgemeinen verwaltungs- und wirtſchaftspolitiſchen Grün⸗ 
den eingehalten werden müſſen. 

1. Es liegt im Weſen richterlicher Tätigkeit und Be⸗ 
fugniſſe im Zivilprozeß begründet, daß der Richter trotz der 
auch heute noch in gewiſſem Umfange beſtehenden Bindung an 
das Parteivorbringen die rechtliche, wirtſchaftliche und ſoziale 
Lage, in der ſich die Prozeßgegner untereinander wie auch im 
Verhältnis zu anderen nicht unmittelbar am Rechtsſtreit betei⸗ 
ligten Intereſſenten befinden, möglichſt umfaſſend zu 
berückſichtigen hat. Es gibt für ihn bei Würdigung aller 
für die Entſcheidung maßgebenden Umſtande keine for- 
male Zuſtändigkeitsfrage. Sachlich vermag er im 
übrigen die Beteiligten vor allem deshalb wenigſtens mittel⸗ 
bar zur Erfüllung der aus dem Nachbarverhältnis erwachſen⸗ 
den Gemeinſchaftspflichten und weiterhin auch zu einem volks⸗ 
wirtſchaftlich zweckentſprechenden Verhalten anzuſpornen, weil 
er Art und Umfang der „Schadloshaltung“ weitgehend nach 
billigem Ermeſſen beſtimmen und dadurch beide Teile an einer 
beſonders empfindlichen Stelle treffen kann. 

Wenn wir beſonderes Gewicht darauf gelegt haben, daß 
nur ſolche Entſchädigungen zuerkannt werden, die nach der Le⸗ 
benserfahrung ſowie auf Grund der Gutachten von Sachver⸗ 
ſtändigen geeignet erſcheinen, um den betroffenen Umliegern die 
Anpaſſung an die neuen Verhältniſſe zu ermöglichen, ſo darf 
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dies nicht etwa dahin mißverſtanden werden, daß hier⸗ 
durch die Verpflichtung des Immittenten zur Schaf⸗ 
fung von Schutzvorkehrungen und zu vermögens 
mäßigem Ausgleich der Immiſſionsfolgen irgend⸗ 
wie erleichtert werden ſollte. Nicht darauf, daß der Im⸗ 
mittent unter Berufung auf aktive Mitwirkungs- oder Umſtel⸗ 
lungspflichten der Umlieger künftighin weniger zu tun brauche, 
kommt es an, ſondern lediglich darauf, einen vernünftigen In⸗ 
tereſſenausgleich nach volks wirtſchaftlichen Geſichtspunkten 
ſicherzuſtellen. 

Man darf ferner nicht überſehen, daß jede gericht⸗ 
liche Entſcheidung, alſo nicht nur der „test case“, 
der bekanntlich im Immiſſionsweſen eine große Rolle ſpielt, 
richtunggebend wirkt, ſei es auch nur in dem Sinn, 
daß die Anerkennung eines materiellen Gemeinſchaftsver⸗ 
hältniſſes im Nachbarrecht das Zuſtandekommen vertrag— 
licher Regelungen erleichtert. Die befriedende und ordnende, 
in die Zukunft weiſende Bedeutung des einzelnen Richter⸗ 
ſpruchs iſt m. E. nicht zu entbehren. Ich kann deshalb 
auch inſoweit gewiſſe Bedenken gegen einen völligen Aus⸗ 
ſchluß des Rechtsweges zugunſten eines verwaltungsmäßi⸗ 
gen Billigkeitsausgleichs nicht unterdrücken. Andererſeits bleibt 
es bei dem, was wir bereits feſtgeſtellt haben: Das Prozeß⸗ 
gericht kann, ſoweit es überhaupt angerufen wird, immer nur 
den Einzelfall entſcheiden, d. h. nachträglich korrigierend einwir⸗ 
ken. Dabei laſſen ſich die bekannten Zufallsergebniſſe des Zivil⸗ 
prozeſſes niemals ganz ausſchalten. Eine vorbeugende, geſamt⸗ 
wirtſchaftliche Regelung von Immiſſionsfragen, die nicht le⸗ 
diglich einen einzelnen Umlieger betreffen, iſt auf dieſe Weiſe 
nicht oder doch nur mittelbar zu erreichen. 

2. Was die verwaltungsrechtliche Seite angeht, 
jo kann ich mich hierzu als Nicht-Fachmann nur unter Vor⸗ 
behalt äußern 1). Zunächſt iſt feſtzuſtellen, daß die in jahrzehnte⸗ 
langer Praxis ausgebildeten Methoden zur Ermittlung des Sach⸗ 
verhaltes, insbeſ. auch auf Grund der von den Umliegern er— 
hobenen Einwendungen gegen die Errichtung oder Erweiterung 
einer gewerblichen Anlage, in aller Regel ausreichende 
Unterlagen für eine geſamtwirtſchaftlich befriedi⸗ 
gende Regelung der verſchiedenen Intereſſen bieten würden. 
Es wäre m. E. auch ohne weiteres möglich, die Nachforſchungen 
auf die Frage zu erſtrecken, ob und wieweit ſich die dem Immit⸗ 
tenten aufzuerlegenden Schutzvorkehrungen durch Umſtellungen in 
der Benutzungsart der bedrohten Grundſtücke und der auf dieſen 
unterhaltenen Betriebe zu größerer Wirkung bringen ließen. 

Sobald wir uns jedoch der Frage zuwenden, ob bereits im 
gewerbe polizeilichen Genehmigungsverfah⸗ 
ven nicht nur dem Immittenten, ſondern auch den Umliegern 
beſtimmte Auflagen für eine andere Geſtaltung der 
Bodenbenutzung gemacht und zugleich gewiſſe Normal- oder 
Grundentſchädigungen feſtgelegt werden könnten, ſto⸗ 
Ben wir auf erheblich rechtliche Schwierigkeiten. 

Nicht entſcheidend ſcheint mir, daß die einſchlägigen geſetz⸗ 
lichen Beſtimmungen, insbeſ. §§ 16 ff. GewO., auf der Grundlage 
des alten „Polizeibegriffs“ und einer durchaus individualiſtiſchen 
Auffaſſung des Eigentumſchutzes keinerlei Mitwirkungs⸗ oder 
Leiſtungspflichten der Umlieger vorſehen. In dieſer Hinſicht 
würde die Annahme eines „nachbarlichen Gemeinſchaftsverhält⸗ 
niſſes“ auch ohne Anderung des Geſetzes, ebenſogut wie im 
BGB. (8 906), als auf geltendem Recht beruhend angeſehen wer⸗ 
den können. Zudem ſind die überkommenen Anſchauungen über 
die Aufgaben der Polizei, die lediglich einſeitig das „Publi⸗ 
kum“ vor Beläſtigungen, Gefahren uſw. zu ſchützen habe, ſowohl 
in der Theorie als auch in der Praxis offenſichtlich in voller 
Auflöſung begriffen. Andererſeits iſt es bekanntlich noch über⸗ 
aus zweifelhaft und beſtritten, ob und in welcher Weiſe die 
„Polizei“ und namentlich auch die einzelnen Polizei⸗ 


13) Immerhin haben Erkundigungen bei den in Frage kommen⸗ 
den Stellen, d. h. der Gewerbepolizei, den mit der Durchführung 
der tatſächlichen Erhebungen und der Einholung von Sachverſtändigen⸗ 
gutachten betrauten Gewerbeaufſichtsämtern, ferner bei Kreis⸗ und 
Stadtverwaltungs⸗ ſowie Bezirksverwaltungsgerichten den Eindruck, 
den man aus den veröffentlichten Entſcheidungen, vornehmlich der 
Oberverwaltungsgerichte, und dem neueren Schrifttum gewinnt, in 
allen weſentlichen Punkten beſtätigt. 


behörden in die verſchiedenen Lebensbereiche und ihre Ord⸗ 
nungen poſitiv geſtaltend eingreifen dürfen. Im übri⸗ 
gen handelt es ſich bei den Auseinanderſetzungen über das 
„Weſen“ der „Polizei“ teils um die Frage einer abſtrakten 
(definitionsmäßigen) Beſtimmung der polizeilichen Aufgaben 
— inſoweit dürfte es in der Tat ſchwierig ſein, eine feſte be⸗ 
griffliche Abgrenzung zu finden, falls man ſich nicht mit einer 
verhältnismäßig inhaltsloſen, praktiſch nichtsſagenden Formu⸗ 
lierung begnügen will —, teils aber auch um die ſachliche Feſt 
ſtellung der Funktionen, die als „polizeiliche“ zu bezeichnen 
ſind 182), Obwohl man nach heute wohl übereinſtimmender 
Auffaſſung die Zuſtändigkeit der Polizei und demgemäß auch 
der verſchiedenen Polizeibehörden von Grund aus als mög- 
lichſt umfaſſend und weitreichend anzuſehen hat, wäre es m. E. 
bedenklich, wenn Gewerbepolizei oder Orts- bzw. Kreis- ſowie 
Bezirksverwaltungsgerichte und die oberen Inſtanzen gegenüber 
widerſpenſtigen Umliegern den Geſichtspunkt des „polizeiwidrigen 
Zuſtandes“ zur Rechtfertigung von entſprechenden Auflagen her⸗ 
anziehen oder umgekehrt auch die Auflagen an den Immittenten 
ganz oder zum Teil davon abhängig machen würden, daß alle 
oder einzelne Umlieger ihrerſeits Einrichtungen treffen, durch die 
den nachteiligen Wirkungen der zu erwartenden Immiſſionen 
vorgebeugt oder entgegengewirkt werde. Die polizeilichen Befug⸗ 
niſſe verſagen ſchließlich vollends, ſelbſt bei weitherziger Aus⸗ 
legung oder Umdeutung der nun einmal beſtehenden Geſetze, in 
der Frage der Entſchädigung. 

Kurz, man gerät auf Schritt und Tritt in das Gebiet 


132) Vgl. Hamel, Die Aufgaben der Polizei im national⸗ 
ſozialiſtiſchen Staat: Dig. 1936, 1465 ff.; daſelbſt (Anm. 1) weitere 
Nachweiſe aus dem neueren Schrifttum. Hamel behauptet (1470). 
„Polizei iſt nicht ein Aufgabengebiet; wäre ſie das, ſo gäbe es heute 
kein polizeiliches Amt mehr; denn die Aufgabe des Schutzes der 
kommerziellen Geſellſchaft iſt fortgefallen und ein neuer Aufgabenkreis 
iſt der Polizei nicht zugeteilt. Polizei iſt vielmehr eine 
Funktion unſeres Staates, nämlich die Funktion, 
auch dort hoheitlich zu geſtalten, wo nicht beſondere 
Einrichtungen des Staates vorgeſehen ſind.“ .. „Die 
Polizei muß ein Inſtrument der politiſchen Führung ſein.“ Hiermit 
iſt praktiſch nur wenig anzufangen. Das gilt beſonders 
auch für Tatbeſtände der vorliegenden Art. Mit vollem Recht ſtellt 
Knauth (DI. 1936, 1205 ff.), dem Hamel ohne zureichenden 
Grund „unbewußtes“ Feſthalten an „typiſch liberalen Begriffen“ vor⸗ 
wirft, feſt, daß ſich aus der auch von Höhn gebilligten Auffaſſung, 
nach welcher „der Verwirklichung von Gemeinſchaftszielen in polizei⸗ 
licher Weiſe begrifflich und gegenſtändlich keine Grenzen gezogen“ 
ſeien, noch „keineswegs notwendig die poſitive Kompetenz der Polizei 
zu ſachdienlichen Maßnahmen jeder Art in dem Sinn“ ergebe, „daß 
danach die einzelnen Polizeibehörden ... ohne beſondere Ermächtigung 
alles anordnen und durchführen könnten, was die politiſche Not⸗ 
wendigkeit erfordert“. Es bedeutet keinen Rückfall in „liberaliſtiſche“ 
Gedankengänge, wenn Knauth bemerkt: „Die Entſcheidung darüber, 
ob und wie ſie (die Polizei) einzuſetzen iſt, ſteht .. . allein der Staats⸗ 
führung zu. Die einzelnen Polizeibehörden können als bloße Durch⸗ 
führungsorgane hierüber nicht ſelbſtändig befinden; ſie haben nur 
Aufgaben durchzuführen, die ihnen von der Führung geſtellt werden. 
Ob ihnen hierbei oder allgemein das Recht freier Entſchließung ein⸗ 
geräumt werden kann, iſt eine andere Frage.“ Man dient weder der 
Praxis noch vor allem auch der Wiſſenſchaft, wenn man — wie dies 
Hamel tatſächlich tut — die einfachſten Erfahrungsſätze ſtaatlich⸗ 
politiſchen Lebens kurzerhand beiſeiteſchiebt und einen Polizeibegriff 
entwickelt, der keinerlei Rückſicht darauf nimmt, daß es immer ver⸗ 
ſchiedene, insbeſondere auch nachgeordnete Polizeibehörden 
geben wird, die nur innerhalb beſtimmter Ordnungen der 
Volksgemeinſchaft und damit auch innerhalb entſprechender Zuſtändig⸗ 
keitsgrenzen tätig zu werden haben. In dieſer Hinſicht dürfte Höhn 
(Die Wandlung im Polizeirecht: Deutſche Rechtswiſſenſchaft 1, 1936, 
S. 100 ff., 114) den Aufgabenkreis polizeilichen Wirkens richtig er⸗ 
faßt haben, indem er drei Möglichkeiten unterſcheidet: 1. Ausübung 
der Polizei in den einzelnen Ordnungen der Volksgemeinſchaft, aus 
deren Inhalt und Zweck ſich jeweils auch die Aufgabe der Polizei 
ergibt; 2. Polizeiliche Aufgaben, die von der Bewegung geſtellt wer⸗ 
den (Geſtapo); 3. Durchführung von Aufgaben ſeitens der Polizei 
ohne unmittelbare Anweiſung im Dienſt der Volksgemeinſchaft; hier 
beſtimmen ſich die Grenzen aus den der Polizei im Geſamtrahmen 
der Gemeinſchaft von der Führung geſtellten Aufgaben. Es dürfte 
kaum irgendein Zweifel darüber beſtehen können, daß es ſich vor⸗ 
liegend um die von Höhn unter 1 genannten Funktionen der Polizei 
handelt. 
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Se rtſcha ftspolitiſcher Entſcheidungen, die nicht nur 
die gewerbliche Wirtſchaft, ſondern zugleich die Ernährungswirt⸗ 
5 aft, zum Teil auch die Verkehrswirtſchaft mehr oder weniger 
eitgehend berühren. Man würde durch die Anerkennung von un⸗ 
utittelbaren Eingriffsbefugniſſen für die mit der Erteilung der 
„ ewerbefonzeffion betrauten Stellen gewiſſermaßen unſere ge⸗ 
'amte Zuſtändigkeitsordnung in wirtſchafts⸗ 
PPlitifhen Angelegenheiten erſchüttern oder 
doch der Gefahr einer eruſthaften Verwirrung ausſetzen 10). 
5 Es beruht nicht auf formaljuriſtiſchen oder bürokratiſchen 
Diſtinktionen, wenn man dem Richter, der einen beſtimmten 
ae zu beurteilen hat, ſcheinbar weitergehende Funktionen gibt 
Als einer Verwaltungsbehörde bei Erfüllung gewerbepolizeilicher 
0 ufgaben, Der Richter darf und muß u. a. auch dafür forgen, 
aas die einander widerſtreitenden privat- und volkswirtſchaftlich 
gleichermaßen bedeutſamen Intereſſen des Gewerbetreibenden 
Feen Aha und der durch Immiſſiouen gefährdeten Bauern und 
Degen Grundbeſitzer andererſeits zu einem Ausgleich gebracht 
= eu, der zugleich geſamtwirtſchaftlichen Belangen entſpricht. 
Tan Ge werbepolizei dagegen, gleichviel um welche In⸗ 
Ent es ſich handelt, hat zwar dieſe Geſichtspunkte bei ihrer 
ſowichedung ebenfalls zu berückſichtigen; ſie kann aber, eben⸗ 
155 enig wie das Prozeßgericht, die wirtſchaftlichen Verhältniſſe 
. Zuſtändigkeitsbereich unmittelbar einer Neuordnung 
fee en und ſich hierzu der ihr verliehenen Zwangsmittel be⸗ 
ſt a u s Vielmehr müßte ſie zu dieſem Zweck alle jeweils zu⸗ 
11 De Stellen dev wirtſchaftlichen Staat3- 
fen ao ftberwaltung zur Mitwirkung veranlaſ⸗ 
0 und könnte alsdann nur im Einvernehmen mit ihnen einen 
0 nn aufſtellen — und gegebenenfalls auch deſſen 
lehrehſahrung überwachen — nach welchem Induſtrie, Ver⸗ 
25 — an Landwirtſchaft uſw. in dem fraglichen Gebiet ſich 
8 etätigen und entfalten ſollen. 
19 Die gekennzeichnete Zuſtändigkeitsfrage bleibt 
Her . auch inſoweit beſtehen, als die Erteilung 
7 — Du erbeetlaubnis oder die Regelung der Entſchädigungs⸗ 
lich de urch neuere Geſetze zentralen Behörden, näm⸗ 
era „oberften Landesbehörden“ 15), dem „Reichs- und Preuß. 
gewirſeaf'siminiſter⸗ 4e) oder dem „Reichsinnenminiſter“ 17) zu⸗ 
1 5 172 worden iſt. Anders verhält es ſich aus bekann⸗ 
bis 775 weiteres einleuchtenden Gründen mit Maßnahmen, 
„Der N des „Vierjahresplanes“ notwendig werden. 
Tun as eauftragte für den Vierjahresplan“ 
zur Dur auf unſerem Gebiet alle Anordnungen treffen, die 
ſind en des Vierjahresplanes jeweils erforderlich 
es Bier e Notwendigkeiten, die zur Aufitellung 
65 une daes geführt haben, bedingen zwangsläufig, 
den Bor nur die geſamtwirtſchaftlichen Intereſſen ſchlechthin 
en a erhalten — das ſollte heute an keiner Stelle un⸗ 
über er sweſens mehr verkannt werden! — ſondern dar⸗ 
ſtändi Be auch aus der im übrigen ſachlich begründeten Zu⸗ 
gaben 5 verſchiedener Reſſorts für wirtſchaftspolitiſche Auf⸗ 
ir e zu den Miniſterien hinauf, rechtliche Hinderniſſe 
2 gendwelcher Art nicht erwachſen dürfen. 
— 


5 Anders vielleicht (7 ich für di nr 
n I (7), wenn es ſich für die Gewerbepolizei 
ache i hendelte, die Durchführung von Anordnungen zu über⸗ 
zustellen, di erforderlichenfalls nt Hilfe polizeilichen Zwanges ſicher⸗ 
ten Wirte no ben Örtfich zuſtändigen Organiſationen der beteilig⸗ 
er eee (Landes- oder Kreisbauernführer, Fachgruppen 
en Regel 8 — Wirtſchaft uſw.) im Intereſſe einer zweckentſprechen⸗ 
2 A bed! 0 8 die Errichtung oder Erweiterung gewerblicher 
roffen en Anderungen in der wirtſchaftlichen Struktur ge⸗ 
(unten), Werden. Juſofern m. E. richtig Knauth: D33.1936, 1206 
4 15 V 
J. Anm. 2. 

16) Nach dem Führ laß“ ed 
A unnd dem „„Führererlaß“ v. 2. Mai 1935 i. Verb. m. den 
und bz ungsbeſtimmungen des Reichs- u, Preuß. „Wiriſchaftsminiſters“ 
das . übe, u. Preuß. „Arbeitsmimiſters“ vom gleichen Tage iſt 
gung u bh gwielſchaftsmintſterium zuſtändig für Genehmi⸗ 
ban r wee due ab ar u e 

nahmen | ädi 8. 885 

9 "lagen 851 0 ee wehr ſchädigender Einwirkungen ſolcher 
Iron gl. die bereits mehrfach genannten Geſene nher di 
ſchrantung der Nachbarrechte b. 13. Dez. 1993 und 18 . 1 in 


ol. S 22a Gewd. (Geſetz v. 3. Juli 1934); Wortlaut 


4. Wenngleich hiernach de lege lata eine geſamtwirtſchaft⸗ 
lich ausgerichtete Neuordnung der Verhältniſſe in Immiſſions⸗ 
bezirken durch unmittelba en Eingriff auf dem Verwaltungsweg 
normalerweiſe ausgeſchloſſen erſcheint — ich würde mich ſelbſt⸗ 
verſtändlich gern eines Beſſeren belehren laſſen — ſo beſtehen 
doch mancherlei indirekte Möglichkeiten einer dahingehenden 
Einflußnahme. Die Gewerbeaufſichtsämter wie auch die anderen 
Verwaltungsbehörden und gerichte, denen die Erteilung der Kon 
zeſſion und inſonderheit auch die Behandlung von Einſprüchen 
ſeitens der bedrohten Grundbeſitzer obliegt, haben bisher ſchon 
in zahlreichen Fällen mit bemerkenswertem Erfolg auf eine 
friedliche (vertragsmäßige) Verſtändigung unter den Be- 
teiligten hinwirken können. Überhaupt ſpielen Verhandlungen 
mit und unter den Intereſſenten im Rahmen des gewerblichen 
Genehmigungsverfahrens in der Praxis von jeher eine wich— 
tige Rolle. Neuerdings ſchalten ſich auch die berufſtändiſchen Or⸗ 
ganiſationen in ſteigendem Umfang ein. Es fehlt ſomit tatſächlich 
nicht an Gelegenheit, ſowohl den Immittenten als auch die Um⸗ 
lieger auf das zwiſchen ihnen beſtehende Gemeinſchaftsverhältnis 
und die Notwendigkeit eines geſamtwirtſchaftlichen Ausgleichs 
nachdrücklich hinzuweiſen. Die Beteiligten müſſen eben wiſſen, 
daß dieſe Geſichtspunkte unter allen Umſtänden ſowohl bei Er- 
teilung der Genehmigung als auch in einem etwaigen Indivi⸗ 
dualprozeß über die Schadloshaltung berückſichtigt werden. Dies 
ſetzt allerdings voraus, daß ſich die zur amtlichen Mitwirkung 
berufenen Organe der Staats- und Selbſtverwaltung, ebenſo 
wie Vertreter und Rechtsberater der Parteien, d. h. Anwälte, 
Syndizi uſw., ihrerſeits ebenfalls vorbehaltlos zu dieſen Grund— 
ſätzen bekennen und ſie in ihrer Arbeit tatſächlich befolgen. 


IV. Ergebniſſe 


Wir haben unſere Unterſuchung mit einer Warnung 
vor geſetzlichen Einzelreformen im Nachbar- und Im⸗ 
miſſionsrecht eingeleitet. Dieſe Theſe dürfte vollauf beſtätigt 
worden ſein. Denn es könnte bei Anderungen des materiellen 
Rechts nicht ſein Bewenden haben. Vielmehr müßte man wohl 
oder übel im Geſamtaufbau unſeres Verwaltungsapparates ver— 
hältnismäßig weitreichende „Reformen“ durchführen, von denen 
keineswegs auch nur mit einiger Sicherheit zu erwarten iſt, daß 
ſie ſich als zweckdienlich erweiſen würden. 

Mancher wird geneigt ſein, dieſe negative Feſtſtellung ebenſo 
unbefriedigend zu finden wie das poſitive Ergebnis unſerer 
Bemühungen, nämlich die Annahme eines „nachbarlichen 
Gemeinſchaftsverhältniſſes“ und die Notwendigkeit 
einer überdies nur unvollkommen durchführbaren gefantt- 
wirtſchaftlichen Regelung von Immiſſionsfällen. Wer 
einmal einen Einblick in die überaus komplizierten Verhältniſſe 
gewonnen hat — ſei es als „Theoretiker“, ſei es als „Prak— 
tiker“ —, die ſich aus der Gemengelage von Induſtrie und Land⸗ 
wirtſchaft ergeben haben und weiterhin ergeben werden, mag fer- 
ner ernſte Zweifel hegen, ob die von uns empfohlene Löſung nicht 
allzu primitiv ſei und deshalb auch für Verwaltungs⸗ 
praxis und Rechtſprechung auf unſerem Gebiet kaum irgend- 
welchen entſcheidenden Nutzen bringen werde. Man muß dem⸗ 
gegenüber aber bedenken, daß die Wiſſenſchaft angeſichts 
der verwirrenden Fülle des rechtstatſächlichen Materials und der 
mannigfaltigen Verſuche, die zweifellos vorhandenen Schwierig⸗ 
keiten bald mit dieſem, bald mit jenem loft recht künſtlichen) 
Mittel der juriſtiſchen Konſtruktion uſw. zu meiſtern, alle Ver⸗ 
anlaſſung hat, eine gewiſſe Aufräumearbeit zu leiſten 
und die größeren Zuſammenhänge aufzuzeigen, aus 
denen auch das Immiſſionsproblem allein richtig verſtanden 
werden kann. Es iſt nicht unſere Aufgabe, der Praxis für jeden 
Einzelfall, der immer wieder neue ungelöſte Fragen mit ſich 
bringen wird, das fertige Rezept zu liefern. Wohl aber können 
wir die allgemeine Richtung kennzeichnen, in der ſich die praktiſche 
Rechtsanwendung zu bewegen hat. Dieſe ſollte für das Im⸗ 
miſſionsweſen dahin gehen, daß die Aufwendungen an 
Arbeitskraft und Kapital, die von Gewerbe und In⸗ 
duſtrie zur Vermeidung und zum Ausgleich ſchädlicher Einwir⸗ 
kungen auf die landwirtſchaftliche Bodennutzung getragen wer- 
den müſſen, nach Möglichkeit eine volkswirtſchaft⸗ 
lich produktive Verwendung finden und nicht 
mehr oder weniger nutzlos vertan werden. 
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74 Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


Die „äufasforderung” bei landwirtſchaftlichen Grund ſtücken 


Sie gehört in den Grund ſtücks kaufvertrag 
Von Landſchaftsſyndikus Rechtsanwalt Dr. Hundertmark, Anklam 


1 


Durch die (Not⸗) VO. des RPräſ. über die Zinserleichte⸗ 
rung für den landwirtſchaftlichen Realkredit v. 27. Sept. 1932 
(RGBl. I, 480), im folgenden kurz „ZinserlVO.“ genannt, find 
die Zinſen einer Forderung, die durch eine Hypothek an einem 
landwirtſchaftlichen, forſtwirtſchaftlichen oder gärtneriſchen 
Grundſtücke geſichert iſt, ſoweit ſie für die Zeit v. 1. Okt. 1932 
bis zum 30. Sept. 1934 geſchuldet wurden, um 2% jährlich, 
jedoch nicht unter 4% jährlich, herabgeſetzt worden. Das gleiche 
gilt auch für die Hypothek ſelbſt. Dieſe Zinsſenkung galt grund- 
ſatzlich für alle durch Hypotheken oder Grundſchulden (§ 13 Zins⸗ 
erlVBO.) an landwirtſchaftlichen Grundſtücken geſicherten Forde⸗ 
rungen mit Ausnahme folgender: 

1. der Aufwertungshypotheken, ſofern die Aufwertungsfor⸗ 
derung nicht etwa Tilgungsforderung iſt; im letzten Falle, 
der beſonders bei den Aufwertungshypotheken der Realkre⸗ 
ditinſtitute (Pfandbriefinſtitute) häufig iſt, trat die Zins⸗ 
herabſetzung gleichfalls ein; 

ſolcher Forderungen, die ihrer Art nach unter die Aus- 
nahmevorſchriften der VO. des RPräſ. zur Sicherung von 
Wirtſchaft und Finanzen und zum Schutze des inneren 
Friedens v. 8. Dez. 1931 (RGBl. I, 700) 1. Teil Kap. III 
Abſchn. 1 fielen und deshalb ſchon damals nicht zinsgeſenkt 
wurden, es ſei denn, daß dies nur deswegen nicht der Fall 
war, weil ihre Zinſen nicht mehr als 6% betrugen; es 
handelt ſich bei den Ausnahmen alſo im weſentlichen um 
bankmäßige Perſonalkredite, Zwiſchenkredite, Gefälligkeits⸗ 
darlehn uſw. (vgl. Art. 8 der 1. DurchfVO. hierzu vom 
23. Dez. 1931 [RG Bl. I, 793), überhaupt um Forderun⸗ 
gen, deren „regelmäßige Fälligkeit“ früher als ein Jahr 
nach ihrer Entſtehung eintritt ($ 2 NotVO. v. 8. Dez. 
1932 a. a. O.), ſowie vor allem um Forderungen, die der 
Deckung von im Auslande begebenen Schuldverſchreibun⸗ 
gen dienen (Amerika-Anleihen uſw.), ST a. a. O. 
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Alle anderen hypothekariſch geſicherten Forderungen an land— 
wirtſchaftlich genutzten Betrieben wurden alſo zinsgeſenkt, und 
zwar grundſätzlich um 2% jährlich. Während nun die ſeit 
dem 1. Okt. 1934 entſtehenden Zinſen durch das ſpätere 
Geſetz über die Zinserleichterung für den landwirtſchaftlichen 
Realkredit v. 28. Sept. 1934 („ZinserlG.“ [RGBl. I, 860]) für 
alle Zukunft um grundſätzlich 2% jährlich geſenkt wurden, war 
die zuerſt erwähnie „Ziusſenkung“ für die Leiſtungen aus der 
Zeit v. 1. Okt. 1932 bis zum 30. Sept. 1934 auf Grund der 
„ZinserlVO.“ im Grunde nur eine Zinsſtundung. Der Gläu⸗ 
biger verlor nämlich dieſe 2% Zinſen jährlich nicht vollſtändig, 
und der Schuldner wurde von ihnen auch nicht befreit, ſondern 
fie wurden gem. $7 ZinserlVO. v. 27. Sept. 1932 dem Kapital 
der Forderung zugeſchlagen. Dieſen Kapitalzuſchlag hat 
der Geſetzgeber „Zuſatzforderung“ genannt, und dieſes 
ohne Zweifel etwas unglückliche Gebilde hat ſich mit dieſer Be⸗ 
zeichnung im Sprachengebrauche der beteiligten Kreiſe auch ein⸗ 
gebürgert. 

Es iſt ſonderbar und kann ſpäterhin noch zu zahlreichen 
Rechtsſtreiten oder gar Regreſſen Anlaß geben, daß die Zu⸗ 
fagforderung in der Praxis bei Rechtsgeſchäften, insbeſ. bei 
landwirtſchaftlichen Grundſtückskaufverträgen, erfahrungsgemäß 
ſehr oft außer acht gelaſſen wird, und es iſt daher unbedingt 
erforderlich, daß der Rechtswahrer dieſer Inſtitution ſein In⸗ 
tereſſe zuwendet. Es dürfte nicht übertrieben ſein, wenn man 
behauptet, daß in den meiſten der ſeit 1932 abgeſchloſſenen 
Kaufverträge über landwirtſchaftliche Grundſtücke der Zuſatz⸗ 
forderung überhaupt nicht Erwähnung getan worden iſt! 

Dies mag bei Privathypotheken noch hingehen, weil deren 
Gläubigern zum großen Teile die Erhöhung des Kapitalbetra⸗ 
ges ihrer Forderung garnicht bewußt fein wird; bei Anſtalts⸗ 


hypotheken, bei denen der Glaubiger rechtskundig iſt, wird es 
jedoch in ſolchen Fällen früher oder ſpäter zu Streitigkeiten 
zwiſchen Käufer und Verkäufer kommen, ſobald nämlich von 
jenem die Zahlung der Zuſatzforderung verlangt wird und er, 
der Käufer, ſich unter Berufung auf den Kaufvertrag, der ja 
meiſt die Freiſtellungsklauſel von anderen als den aufgeführ⸗ 
ten Belaſtungen enthält, beim Verkäufer ſchadlos halten will. 
Der Verkäufer wird einwenden, er habe an dieſe Forderung 
nicht gedacht, und alsdann nicht ſelten ſeinem Rechtsberater 
gegenüber den Vorwurf erheben, er habe ihn auf dieſes Rechts⸗ 
gebilde nicht hingewieſen. Wenn es auch durchaus zweifelhaft 
ſein dürfte, ob ſich die Urkundsperſon durch Nichterwähnung der 
Zuſatzforderung oder der Möglichkeit ihres Beſtehens einer 
Pflichtverletzung ſchuldig gemacht hat, ſo iſt es doch gut, ſolche 
Möglichkeiten von vornherein zu unterbinden. 

Im folgenden iſt daher die Zuſatzforderung nach dieſer 
Richtung hin zu unterſuchen. 

II. 

Ob eine Zuſatzforderung entſtanden iſt oder nicht, ergibt 
ſich nicht ohne weiteres aus dem Grundbuche, denn gem. § 10 
ZinserlVO. gewährt die Zuſatzforderung auch dann ein Recht 
auf Befriedigung aus dem Grundſtücke, wenn eine Zuſatzhypo⸗ 
thek nicht eingetragen ſteht; es handelt ſich alſo um ein der Ein⸗ 
tragung nicht bedürfendes dingliches Recht, und zwar um eine 
Kapitalforderung zu gleichem Range mit der Haupthypothek 
(oder grundſchuld) und nicht etwa nur um „Rückſtände wieder 
kehrender Leiſtungen“ i. ©. von § 10 Nr. 4 ZwVerſtG. ($ 10 Zins⸗ 
erlVoO.). Infolgedeſſen geht dieſes dingliche Recht auch nicht 
etwa durch gutgläubigen Erwerb eines Grundſtücks kraft des 
öffentlichen Glaubens unter, bei dem die Zuſatzforderung nicht 
im Grundbuche eingetragen iſt; dies iſt im übrigen auch aus- 
drücklich aus § 12 ZinserlVO. zu entnehmen, wo es heißt: 
„Zur Erhaltung der Wirkſamkeit gegenüber dem öffentlichen 
Glauben des Grundbuches bedürfen die auf dieſer VO. beruhen⸗ 
den Veränderungen der Zinsſätze uſw. . . nicht der Eintragung.“ 

Aber auch die Höhe der Zuſatzforderung 
iſt nicht ohne weiteres feſtzuſtellen! In der 
Regel beträgt ſie 4% des Kapitalbetrages der Hauptforderung 
(namlich 2% für 2 Jahre, d. h. v. 1. Okt. 1932 bis zum 30. Sept. 
1934). Handelt es ſich aber um das Grundpfandrecht einer 
Grundkreditanſtalt, die auf Grund der Hypotheken Schuldver⸗ 
ſchreibungen ausgegeben hat (Pfandbriefe uſw.), ſo beträgt die 
Zuſatzforderung, wenn fie überhaupt entſtanden iſt, für die bei- 
den Jahre insgeſamt 5% des Kapitals der Hauptforderung. 
Dies iſt im einzelnen im §88 Zinserl VO. geregelt. Hiernach er- 
höht ſich das Hpyotheken-(Grundſchuld⸗) Kapital nur dann um 
die Zuſatzforderung, wenn die Aufſichtsbehörde erklärt, daß die 
Grundkreditanſtalt in der Lage iſt, die Schuldverſchreibungen 
in bisheriger Höhe weiter zu verzinſen (vgl. auch § 14 Zinserl— 
V.), in dieſem Falle aber bei Tilgungsforderungen (Regel- 
fall) um ein weiteres Viertel, ſie beträgt dann alſo insgeſamt 
5% der Hauptforderung. Da die Konverſion der Schuldverſchrei⸗ 
bungen aber erſt nach dem 30. Sept. 1934 erfolgt iſt, werden 
die Voransſetzungen des 88 ZinserlVO. bei derartigen Hypo⸗ 
theken (oder Grundſchulden) faſt durchweg vorgelegen haben, jo 
daß grundſätzlich mit dem Entſtandenſein der Zuſatz⸗ 
forderung gerechnet werden muß. 

Zu beachten iſt bei den nicht im Grundbuche eingetragenen 
Zuſatzforderungen — und die meiſten ſind bisher nicht ein⸗ 
getragen! —, daß ſich die Höhe der Zuſatzforderung nach dem⸗ 
jenigen Kapitalbetrage richtet, den die Forderung zu jener Zeit 
hatte. Sorgfältig muß daher bei der Feſtſtellung ihrer Höhe dar⸗ 
auf geachtet werden, ob etwa inzwiſchen Teilrückzahlungen und 
entſprechende Teillöſchungen vorgenommen worden ſind, die den 
Kapitalbetrag des Rechts in der Gegenwart verringert haben. 
In dieſem Falle iſt zunächſt von dem urſprünglichen Kapital⸗ 
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dag we von 1932 auszugehen; denn es iſt durchaus nicht geſagt, 


Er der Schuldner mit der teilweiſen Rückzahlung der Haupt- 
mit erung auch einen entſprechenden Teil der Zuſatzforderung 
100 abgelöſt hat. Die wirkliche Höhe der Zuſatzforderung wird 
fen Er und mit Sicherheit nur durch Anfrage beim Gläubiger 
n ſtellen laſſen, wenn der verkaufende Schuldner nicht allein 
4 genauen und quittierten Angaben in der Lage iſt. In 87 
70 4 2. Halbſ. ZinserlBO. heißt es, daß die Bezahlung der 
Fuſatzforderung bei Rückzahlung der (Haupt-) Forderung (Hypo⸗ 
ie zu erfolgen hat. Dies dürfte dahin auszulegen ſein, daß 
5 „Gläubiger bei Teilablöſungen den entſprechenden Teil der 
ode abforderung gezahlt verlangen kann. Tut er dies aber nicht, 
ar zahlt der Schuldner inſoweit nicht, fo hat das auf die Höhe 
ſieh einmal entſtandenen Zuſatzforderung keinen Einfluß, ſie be⸗ 
re dann trotz verringerter Hauptſchuld in alter Höhe weiter. 
magie Tilgungsforderungen (chypotheken), bei denen plan⸗ 
el getilgt wird, ift die Zuſatzforderung im Anſchluß an die 
ti. abige Tilgung erſt ein Jahr nach Fälligkeit der letzten 
Kann zu entrichten, während bei vorzeitiger (alſo außer⸗ 
ie Zusage Rückzahlung der Tilgungsforderung (hypothel) 
tilge uſatzforderung mit der Rückzahlung der Hauptforderung zu 
en: (87 Abſ. 2 Zinserl®O.); auch hierauf iſt das Augen⸗ 
Bu ei Anfertigung von Löſchungsbewilligungen uſw. zur Ver⸗ 
weiſer d ſpäterer Unklarheiten rechtzeitig zu richten. Bei teil⸗ 
vertan zeitiger (außerplanmäßiger) Kapitalrückzahlung (sog. 
5 ai kr; Tilgung) dürfte demgemäß ein entſprechender Teil 
i ne zu tilgen ſein, wobei man ſich aber 195 
geſchehen it erlaſſen kann und darf, daß dies auch wirklich 
N Zu beachten ijt dabei ferner, daß ſich bei einer auf Ver⸗ 
ch des Gläubigers vor dem 1. April 1940 er⸗ 
19 5 > Rückzahlung der Hauptforderung, die nicht Til⸗ 
ermäßt or: g. iſt, der Betrag der Zuſatzforderung 
und d. gt, und zwar bei Rückzahlung zwiſchen dem 1. April 1937 
ge em 31. März 1938 um drei Viertel, zwiſchen dem 1. April 
1. An, 9 31. März 1939 um die Hälfte und zwiſchen dem 
Til u 830 und dem 31. März 1940 um ein Viertel. Für 
nicht ugs forderungen gilt dieſe Ermäßigung 
vgl. 87 Zinserl O)). 
Die . iſt unverzinslich. 
ü 3 inſolgedeſſen für den Käufer, der die Schulden 
1 leichter tragbar ift als eine verzinsliche Forderung, 
ſchaftlich „ daß fie bei der Feſtſetzung des Kaufpreiſes wirt⸗ 
0 dahe eine andere Bedeutung hat als ſonſtige Hypotheken 
1 gegebenenfalls bei der Belegung des Kaufpreiſes in 
thek. Dies 1 anzuſetzen fein wird als eine ſonſtige Hypo- 
dahin Führe ird bei vernünftiger Beratung der Parteien meiſt 
lichkeit de en daß der Käufer mit Rückſicht auf die Unverzins⸗ 
oder aber dis Jaßforberung einen etwas höheren Preis bietet 
inaus übe e Zuſatzforderungen über den gedachten Kaufpreis 
Haupthyp Ae un wird. Handelt es ſich beiſpielsweiſe bei der 
und erſt 11 10 um eine Tilgungshypothek, die unkündbar iſt 
wird ſich 5 — gar 50 Jahren zu Ende getilgt ſein wird, jo 
Zuſatzford er Käufer leicht ausrechnen, daß er, wenn er die 
verzinſen ung ebenſo wie das Hauptrecht mit 4 oder 5 % 
ren ee allein an dieſen Zinſen in 25 bzw. 20 Jah- 
Kapitalbet ebenſo hohen Betrag zahlen würde, wie ihn der 
mit ae der Zuſatzforderung ausmacht, ohne daß diefe da- 
Überlegun, unden oder nur vermindert wäre. Bei vernünftiger 
ei der Bean ve er ſich daher jagen, daß fie in dieſem Falle 
Hälfte t des von ihm gedachten Kaufpreiſes nur zur 
Teilbetrage ber eh oder jedenfalls zu einem angemeſſenen 
er Verkauf eruckſſchtigt werden kann, denn andernfalls würde 
werden ige ungebuͤhrlich benachteiligt ſein. In aller Regel 
Urkundsper die Parteien, wenn ſie zum Rechtsberater oder zur 
Schick F kommen, noch gar keine Gedanken über das 
= 1 5 er Zuſatzforderung gemacht haben, ſo daß die Be⸗ 
oe beſonders wichtig und dankbar erſcheint. 

förderung on feuerlicher Hinſicht it die Beachtung der Zuſatz⸗ 
gen und rn „ofen, denn jie erhöht ja den Betrag der Belaſtun⸗ 
zl und vermindert b 5 a 
ſichts innert gegebenenfalls den Kaufgewinn, ein Ge⸗ 
in Punkt, der bisher von den Steuerbehörden wohl nicht 


immer berückſichti i 
5 ſichtigt worden iſt und au äßi 
auch hinzuweisen ſein wird. . 
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III. 


Im einzelnen iſt das rechtliche Schickſal der Zuſatzforde⸗ 
rungen im weſentlichen außer in der genannten ZinserlVO. 
v. 27. Sept. 1932 noch in der (erſten) Durchf.⸗ und ErganzV O. 
zur VO. des RPräſ. über die Zinserleichterung für den land- 
wirtſchaftlichen Realkredit v. 24. Nov. 1932 (RG Bl. I, 534) ge- 
regelt. Hieraus ſind noch folgende Beſtimmungen von Bedeu⸗ 
tung: 

Zur wirkſamen Abtretung einer nicht durch eine Zu⸗ 
ſatzhypothek geſicherten Zuſatzforderung bedarf es einer 
öffentlich beglaubigten Abtretungserklärung (Art. 9). Sm all- 
gemeinen ſind bisher nur ſolche Zuſatzforderungen im Grund⸗ 
buche eingetragen worden, deren Gläubiger Kreditanſtalten ſind, 
weil es bei den Grundkreditanſtalten der Bewilligung des Eigen- 
tümers und der gleich- und nachſtehenden Berechtigten nicht 
bedarf, vielmehr der bloße Antrag des Gläubigerinſtitutes (nebſt 
Erklärung der Aufſichtsbehörde) genügt (§9 ZinserlVBO.); doch 
auch bei dieſen Hypotheken iſt die Eintragung überwiegend nur 
von Fall zu Fall auf Grund eines beſonderen Anlaſſes erfolgt, 
etwa zur Klarſtellung der Höhe der Zuſatzforderungen bei außer- 
planmäßigen Rückzahlungen auf das Hauptrecht uſw. Dagegen 
ſind die Zuſatzforderungen in aller Regel in den in neueſter 
Zeit durchgeführten Entſchuldungsverfahren in die Grundbücher 
eingetragen worden, und zwar für alle Gläubiger und meiſt 
brieflos (iſt das Hauptrecht brieflos, jo iſt dies für die Zuſatz⸗ 
hypothek gleichfalls vorgeſchrieben, Art. 10); dagegen kann man 
hierauf bei den vor dem Jahre 1935 erledigten Oſthilſe-Um⸗ 
ſchuldungsverfahren durchaus nicht bauen, da die entſprechen— 
den Beſtimmungen (j. Abſchn. II OſthilfeabwicklV O. v. 21. Dez. 
1934 [RGBl. I, 1280]) vorher noch nicht für anwendbar er- 
klärt worden waren. Aber auch in den amtsgerichtlichen Schul- 
denregelungsverfahren nach dem Scha. v. 1. Juni 1933 (RG⸗ 
Bl. I, 331), die etwa ſchon vor Erlaß der 6. DurchfVO. zum 
SchRG. v. 7. Juli 1934 (RGBl. I, 609) beendet waren, beſteht 
die Möglichkeit, daß die Zuſatzforderungen nicht mit eingetra⸗ 
gen worden find. Auch in Entſchuldungsfallen werden ſich jeden⸗ 
falls weder der Käufer eines landwirtſchaftlichen Grundſtücks 
noch die Urkundsperſon oder der Verkäufer darauf verlaſſen kön⸗ 
nen, daß Zuſatzforderungen nicht beſtehen, weil ſie nicht ein⸗ 
getragen ſtehen. Daher empfiehlt ſich zum mindeſten in jedem 
einſchlägigen Protokolle der Vermerk, daß die Parteien auf die 
Möglichkeit des Beſtehens von Zuſatzforderungen hingewieſen 
worden ſind, erwünſcht iſt aber ſtets auch eine darüber hinaus⸗ 
gehende Regelung, was gegebenenfalls mit dieſen geſchehen ſoll, 
damit die Parteien nicht alsbald ſchon in Streit geraten, der 
der Eigentumseintragung auf dem Fuße folgen kann, wenn der 
Gläubiger anläßlich des Eigentumswechſels zur Schuldentlaſ— 
jung des alten Eigentümers gem. § 416 BGB. eine Schuldüber⸗ 
nahmeerklärung des neuen Eigentümers verlangt und dieſer 
aus dem Wortlaute der Urkunde zu feiner ſchmerzlichen Über- 
raſchung das Beſtehen von Zuſatzforderungen erfahren muß! 

Von beſonderer Bedeutung, insbeſ. für die Anfertigung 
von Verträgen über den Weiterverkauf in der Zwangsverſteige⸗ 
rung erworbener landwirtſchaftlicher Grundſtücke oder über das 
Beſtehenbleiben von Grundpfandrechten, Ausbietungsabkommen 
it. dgl., iſt noch die Vorſchrift des Art. 11 der oben genannten 
(erſten) Durchf VO. Sie lautet: 

„Die Zuſatzhypothek erliſcht, ſoweit die Zuſatzforderung 
nicht zur Entſtehung gelangt oder die Zuſatzhypothek ſich mit 
dem Eigentum in einer Perſon vereinigt.“ 

Auch dieſe Beſtimmung wird nicht ſelten überſehen. Aus 
ihr ergibt ſich, daß in der Zwangsverſteigerung eine Erklärung 
über das Beſtehenbleiben einer Zuſatzforderung, die dem Er⸗ 
ſteher ſelbſt zuſteht, als ſolche nicht geeignet iſt, das Weiter⸗ 
beſtehen der Zuſatzforderung wirkſam herbeizuführen. Man kaun 
eine ſolche Erklärung in dieſem Falle im Wege einer heutigem 
Rechtsempfinden entſprechenden vernünftigen Auslegung höͤch⸗ 
ſtens dahin auffaſſen, daß die Neueintragung bewilligt ſein ſoll; 
jedoch handelt es ſich alsdann nicht mehr um eine (geſetzliche) 
eigentliche Zuſatzforderung, ſondern um ein durch Rechtsgeſchäft 
nach dem Muſter der geſetzlichen Zuſatzforderung begründetes 
(unverzinsliches) Grundpfandrecht, deſſen rechtliches Schickſal 
dem einer geſetzlichen Zuſatzforderung entſprechen ſoll. Das 
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gleiche gilt für den Fall, daß bei einem Weiterverkaufe durch 
den erſteigernden Gläubiger von der „Zuſatzforderung“ geſpro⸗ 
chen und dieſe bei der Belegung des Kaufpreiſes berückſichtigt 
wird. Auch hier wird man vernünftiger Auslegung gemäß dieſe 
Abrede dahin deuten können, daß ein in ſeinem ferneren recht⸗ 
lichen Schickſale den geſetzlichen Beſtimmungen über die richtigen 
Zuſatzforderungen unterworfenes Grundpfandrecht rechtsgeſchäft⸗ 
lich beſtellt ſein ſoll. Immerhin iſt die Rechtslage in dieſen Fäl⸗ 
len zweifelhaft, und vielfach werden auch rangliche Schwierig⸗ 
keiten (Fehlen der Zuſtimmung der nachſtehenden Gläubiger) 
eine ſolche Auslegung nicht zum Ziele kommen laſſen. 

Klarer und richtiger iſt es in ſolchen Fällen, ein Gebilde 
wie das der Zuſatzforderung, nachdem ſie einmal gem. Art. 11 
der (erſten) DurchfVoO. erloſchen iſt, beim Weiterverkaufe des 
erſteigerten Grundſtücks nicht erneut zu begründen, ſondern den 
auf die Zuſatzforderung entfallenden Betrag, der dem erjtehen- 
den Hypothekengläubiger ja zuſteht, in anderer Weiſe zu berück⸗ 
ſichtigen, nämlich entweder durch Erhöhung der Barzahlung 
oder durch entſprechende Erhöhung des Betrages der Reſtkauf⸗ 
geld⸗ oder einer ſonſtigen Hypothek. 

Ob bei am 1. Okt. 1932 als Eigentümergrundſchulden 
beſtehenden Grundpfandrechten eine Zuſatzforderung überhaupt 
entſtehen konnte, iſt äußerſt zweifelhaft und die Entſcheidung 
dieſer Frage auch praktiſch ohne weſentliche Bedeutung, weil 
ſich in dieſem Falle Schuld und Forderung in einer Hand 
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gegenüberſtanden und nach dem Grundſatze der Konfuſions⸗ 
wirkung ſogleich wieder erloſchen ſein würden. 

Zum Schluſſe muß noch auf einen weiteren Erlöſchens⸗ 
grund für die Zuſatzforderung hingewieſen werden, der neuer⸗ 
dings durch Art. 5 Abſ. 3 VO. über die Gewährung von Schuld⸗ 
buchforderungen nach 865 SchRG. v. 8. Dez. 1936 geſchaffen 
worden iſt: 

Gemäß 8 84 Nr. 3 SchRG. kann der Gläubiger einer im 
Entſchuldungsverfahren zur Tilgungshypothek feſtgeſchriebenen, 
innerhalb der Mündelſicherheitsgrenze liegenden Hypothek ver⸗ 
langen, daß die Hypothek gegen Gewährung 4%Oiger Schuld- 
verſchreibungen von einer Pfandbriefanſtalt zum Nennbetrage 
übernommen wird. Der Verf. hatte ſchon in einem am 15. April 
1936 veröffentlichen Aufſatze !) darauf hingewieſen, daß, da die 
zu ſolchen Hypotheken entſtandenen Zuſatzforderungen nicht um⸗ 
tauſchfähig ſind, inſofern ein unglücklicher Zuſtand eintrete, als 
das Hauptrecht alsdann dem Pfandbriefinſtitute, die verhältnis⸗ 
mäßig geringe Zuſatzforderung aber dem urſprünglichen Gläu⸗ 
biger zuſtehe. Nunmehr iſt dieſe Frage dahin entſchieden wor⸗ 
den, daß im Falle eines Umtauſches der Hpyothek in Pfandbriefe 
nach § 84 Nr. 3 Sch. die Zuſatzforderung erliſcht. 


1) Dr. Hundertmark, Die übernahme mündelſicherer Tif- 
gungshypotheken durch Pfandbriefanſtalten gem. 8 84 SchuldgieglG.: 
Berliner Börjenzeitung Nr. 175 v. 15. April 1936. 


Gebührenbefreiungen beim Kleinwohnungsbau 


Von Rechtsanwalt und Notar Dr. Hübner, Oppeln 


Die VO. v. 27. Aug. 1936 (RG Bl. I, 702) befreit von den 
Gerichtsgebühren der Koſtenordnung Wohnungsunternehmen, 
gemeindliche und ähnliche Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
und ihre Vertragspartner. 

I. Die gebührenbefreiten Perſonen. 

a) Wohnungsunternehmen ſind befreit, wenn fie als ge⸗ 
meinnützig oder als Organe der ſtaatlichen Wohnungspolitik 
anerkannt find Die Gebührenbefreiungs-Verordnung (Geb⸗ 
BefrVO.) hebt beſonders hervor, daß dieſe Anerkennung „auf 
Grund der Gemeinnützigkeitsverordnung“ (GemeinnützVO.) 
ausgeſprochen ſein müſſe. Das war unnötig. Denn Wohnungs⸗ 
unternehmen, die nach anderen geſetzlichen Beſtimmungen als 
gemeinnützig anerkannt wären, gibt es nicht ($ 22 Gemeinnütz⸗ 
VO., „auf Grund dieſes Kapitels“). Ebenſo iſt nur in $ 28 Ge⸗ 
meinnützV O. und nirgends ſonſt vorgeſehen, daß ein Unter⸗ 
nehmen als Organ der ſtaatlichen Wohnungspolitik anerkannt 
wird. Von der Gemeinnützigkeit des $ 17 StAnp®. v. 16. Okt. 
1934 (RGBl. I, 1402) zu unterſcheiden, beſtand daher kein Be⸗ 
dürfnis. 

b) Körperſchaften des öffentlichen Rechts. 

Anders als bisher (z. B. § 8 Nr. 5 PrGͤKG.) find nicht 
mehr alle Körperſchaften des öffentlichen Rechts, ſondern künf⸗ 
tig nur noch Gemeinden, Gemeindeverbände und ähnliche Kör⸗ 
perſchaften gebührenfrei. 

Was Gemeinden ſind, beſtimmt $ 1 DGemd0. eindeutig. 

Gemeindeverbände (Gemeinden höherer Ordnung) ſind die⸗ 
jenigen Körperſchaften, in denen das öffentliche Recht die Ge⸗ 
meinden zuſammenſchließt, z. B. die Kreiſe, Amter, Bezirksver⸗ 
bände, Provinzen. Eine aufſchlußreiche Aufzählung enthält 
§ 143 PrGemFinG. Die dort genannten Schulverbände und die 
Geſamtſchulverbände (OVG. 64, 120) kommen aber aus prak⸗ 
tiſchen Gründen — ſie befaſſen ſich nicht mit dem Kleinwoh⸗ 
nungsbau — hier nicht in Betracht. 

Schwieriger iſt zu beſtimmen, welches die ſogenannten ge⸗ 
meindeähnlichen Körperſchaften ſind. Alle Körperſchaften des 
öffentlichen Rechts haben etwas Gemeinſames, ſei es im Auf— 
bau oder ſonſt in der rechtlichen Geſtaltung, und ſind darum 
einander ähnlich. Das begründet aber nicht ſchon ihre Ge⸗ 
meindeähnlichkeit; denn ſonſt wären alle öffentlich⸗recht⸗ 
lichen Körperſchaften gebührenfrei ($ 2 GebBefrVO.). Daher 
beſtimmt ſich die Gemeindeähnlichkeit nicht nach den allen 
Körperſchaften gemeinſamen, ſondern nach den der Gemeinde 


oder dem Gemeindeverband eigentümlichen Merkmalen: danach 
alſo, was die Gemeinde oder den Gemeindeverband von den 
übrigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts unterſchei⸗ 
det. Das ſind weder die Selbſtverwaltung noch die Hoheits— 
rechte mit der Finanz- und Zwangsgewalt über die Mitglieder. 
Das iſt vielmehr das Gemeindegebiet. Nur die Gemeinden 
find Gebietskörperſchaften ($ 1 Abſ. 2 DGem O.); nur den Ge⸗ 
meindeverbänden, ihren Zuſammenſchlüſſen, teilen ſie dieſe 
Eigenſchaft mit. Gemeindeähnlich iſt alſo nur diejenige Körper⸗ 
ſchaft des öffentlichen Rechts, die ſelbſt Gebietskörperſchaft iſt 
oder doch Gebietskörperſchaften (Gemeinden oder Gemeindever⸗ 
bände) in ſich vereinigt. 

Das findet man in der Entſtehungsgeſchichte beſtätigt. Die 
Wendung „Gemeinden, Gemeindeverbände und ähnliche Körper⸗ 
ſchaften des öffentlichen Rechts“ iſt allem Anſchein nach der 
GemeinnützVO. ($ 29) entlehnt. Dieſe VO. datiert vom 1. Dez. 
1930. Damals beſtanden neben den Gemeinden noch beſondere 
Körperſchaften gemeindlicher Art: Ortſchaften in Bayern und 
der Rheinprovinz, Teilgemeinden in Württemberg und in den 
Hohenzollernſchen Landen, die Langgäſſer⸗ und die Neuſtädter⸗ 
gemeinde in der Stadt Wetzlar, Dorfſchaften, Bauernſchaften 
und Köge in den Kreiſen Huſum, Norder- und Süderdithmar⸗ 
ſchen u. a. m. Sie waren Gebietskörperſchaften des öffentlichen 
Rechts, aber von der politiſchen Gemeinde, der ſie angehörten, 
wohl zu unterſcheiden (vgl. z. B. 88 121 ff. SchleswHolſtGem O.). 
Gebietskörperſchaften und doch nicht Gemeinden, waren ſie es 
vor allem, die den Begriff der gemeindeähnlichen Körperſchaft 
des öffentlichen Rechts in S 29 GemeinnützVoO. mit Inhalt er⸗ 
füllten. 

Inzwiſchen ſind freilich dieſe gemeindlichen Erſcheinungs⸗ 
formen aufgelöft worden ($ 1 der 1. DurchfVO. z. DGem O.; 
für Preußen auch: § 1 PrüberleitungsVO. 3. DGemO. vom 
30. März 1935; bei Freisler⸗Grauert II, b 22). Dadurch 
iſt aber der Begriff der gemeindeähnlichen Körperſchaft nicht 
allen Inhalts beraubt. 

Von Zweckverbänden z. B. iſt nicht ſicher, ob ſie zu den 
Gemeindeverbänden gehören oder nicht (Helfritz bei Brau⸗ 
chitſch, Bd. VII, S. 438). Die preußiſche Geſetzgebung iſt nicht 
einheitlich. So behandeln §§ 142, 143 PrGemFinG. den Sied⸗ 
lungsverband Ruhrkohlenbezirk, einen durch das Gef. vom 
5. Mai 1920 (PrG&S. 286) gegründeten Zweckverband, als Ge⸗ 
meindeverband. Im ſelben Atemzuge aber nennt dieſes Geſetz 
(§ 143) die Zweckverbände neben den Gemeindeverbänden, 
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ſcheint ſie alſo dieſen nicht für in gerader Linie, ſondern nur 
Mt in der Seitenlinie verwandt zu halten. Das wiederholt ſich 
— 3 40 VO. über ein vereinfachtes GemFinGG. für die ehren⸗ 
8 verwalteten Gemeinden und Gemeindeverbände (Pr. 
24, 107) und in 8 4 der 2. Durchf VO. z. PrGemVerſch. (Pr⸗ 
G8. 1934, 116). Zählt man hiernach die Zweckverbände nicht 
zu den Gemeindeverbänden, ſo muß man ſie doch in die ge— 
meindeähnlichen Körperſchaften einreihen; denn fie vereinigen 
„ enteinden oder Gemeindeverbände zu einer neuen Körperſchaft, 
dem Zweckverband. 
Entſprechendes gilt von den hannoverſchen Samtgenteinden 
(dgl. 8 143 PrGemFinG!.). 
8 Gemeindeähnlich find ferner die zwiſchengemeindlichen Ar⸗ 
dertsgemeinſchaften des § 61 Gef, über die kommunale Neuglie⸗ 
1929 des rheiniſch⸗weſtfäliſchen Induſtriegebiets v. 29. Juli 
105% (rs. 91), die nach $ 41 Abſ. 2 Einſch hierzu (Pr. 
29, 187) öffentlich rechtliche Körperſchaften find. 
Ge 0 der Deutſche Gemeindetag (Geſ. v. 15. Dez. 1933 
1 Bl. I, 1065) gehörte hierher, wenn er ſich mit dem Klein— 
wohnungsbau beſchäftigte (8 2). 
fo Dagegen, zählen andere Körperſchaften, mögen ſie in noch 
aN Beziehungen zu den Gemeinden ſtehen, nicht hierher, 
e alſo nicht die einer Gemeinde oder einem Gemeindever⸗ 
Van angegliederten (Stadt⸗ und Kreis-) Sparkaſſen oder 
en (Stadtſchaften, Landſchaften), und erſt recht nicht die 
Rechtspeoßaunternehmen des § 1 GebBefrVO., gleichviel, ob fie 
ns Sperfonen des Privatrechts oder des öffentlichen Rechts 
Nd 8,2, 28-Gemeinnütz O. Allerdings möchte die AV. des 
0 9 5 b. 27. Okt. 1936 (DJ. 1646) die Gebührenbefreiungen des 
ab 85 v. 27. Aug. 1936 auf die öffentlich⸗rechtlichen Spar⸗ 
I Arokaſſen, die Preußiſche Landespfandbriefanſtalt und die 
5 Landeskreditanſtalt für Wohnungsbau ausgedehnt 
ähnlich Aber damit würde jeder Unterſchied zwiſchen gemeinde; 
verwiz und ſonſtigen Körperſchaften des öffentlichen Rechts 
Geldinſt werden. Eine öffentlich⸗rechtliche Sparkaſſe iſt ein 
ein Fenftitut und daher der Gemeinde nicht ähnlicher als ſonſt 
eine enclich rechtliches Bank⸗ oder Kreditgeſchäft oder als etwa 
ſoptetat entlicherechrlche Feuerverſicherungsgeſellſchaft (Feuer⸗ 
en ie ihre Gelder ebenfalls hypothekariſch ausleiht. Wenn 
gebühre 1 der A. v. 27. Okt. 1936 genannten Körperſchaften 
auch — egünſtigt fein follen, warum dann nur ſie und nicht 
5 — ere Geldinſtitute? Warum dann nicht, wie früher in 
inſowast zu berhaupt al le öffentlich⸗rechtlichen Körperſchaften, 
Ware 55 ſie fich mit dem Kleinwohnungsbau befaſſen? Vielleicht 
geweſen — Intereſſe des Kleinwohnungsbaues wünſchenswert 
ziehen al en Kreis der gebührenbefreiten Perſonen weiter zu 
doch wah in 8 2 GebBefrVO. Das hat man nicht getan, und 
landesrechtlich Vorbedacht nicht getan, wenn anders man die 
Ki 585 Gebührenbefreiungen hat vereinheit⸗ 
ibrem Ausollen Deswegen gerät die AV. v. 27. Okt. 1986 in 
der ee Jrungsbeſtreben auch mit dem gedanklichen Aufbau 
VO, ben a SO, in Konflikt. Wie nämlich 8 2 Abſ. 2 GebBefr⸗ 
um des) A „ſind die gemeindlichen Körperſchaften hauptſächlich 
nungsunte eng gebührenbegünſtigt, weil fie (ähnlich den Woh⸗ 
er u ue den Kleinwohnungsbau ſelbſt und die Wei⸗ 
rade N von Kleinwohnungsgrundſtücken betreiben. Ge⸗ 
1936 nich. Ober befaſſen ſich die Inſtitute der AV. v. 27. Okt. 
alſo 8 2 8 »leühen nur den Kleinwohnungsbau, füllen 
freiung n Bj. 1 GebBefrVO., d. h. ihre eigene Gebührenbe⸗ 
rend ſir aur niit dem Inhalt des g 2 Abſ. 3 GebBefrS O, wäh⸗ 
zu betonen Mit dem des Abſ ,? erfüllt fein müßte. Uberflüſſig 
Kr nen, daß die AV. v. 27. Okt. 1936 keine verbindliche 
kraft hat. 
8 Ae Vertragsteilnehmer. 

m an anbrenfreipeit genießen ſchließlich Privatperfonen, die 
oder e n Gemeinden, Gemeindeverbänden 
zu n Körperſchaften als (Grundſtücks⸗) „Erwerber“, 
h Nemeindlichen Körperſchaften auch als „Darlehnsnehmer“ In 
ichen ndiehungen treten. Damit iſt nichts über den ſach⸗ 
5 en Umfang ihrer Gebührenfrei 
nicht Im. Hier iſt nur zu ihrer P 
a leder beliebige Vertragsteilnehmer E 
erber“ und der „Darlehnsnehmer“ 


Grundſtückserwerber iſt nur, wer das Eigentum oder 
das Erbbaurecht erwirbt; Darlehnsnehmer, wer das Darlehen 
tatſächlich erhält. Bleibt die Grundſtücksveräußerung (Erbbau⸗ 
rechtsbeſtellung) im ſchuldrechtlichen Vertrag, die Darlehnshin⸗ 
gabe in dem Schuldbekenntnis ſtecken, ſo ſind die Vertragsteil⸗ 
nehmer nicht gebührenfrei. Stirbt allerdings der Käufer (Dar⸗ 
lehnsempfänger) nach dem ſchuldrechtlichen Vertrag (Schuldbe⸗ 
kenntnis), ſo muß volle Gebührenfreiheit eintreten, wenn die 
Erben das dingliche Rechtsgeſchäft vollziehen (das Darlehen er⸗ 
halten). Denn ſie rücken von ſelbſt an die Stelle des Erblaſſers, 
ſo daß es ſich um einen einheitlichen Rechtsvorgang handelt. 

Veräußert etwa der Vertragsteilnehmer eines Wohnungs⸗ 
unternehmens oder einer gemeindlichen Körperſchaft das Grund⸗ 
ſtück weiter, bevor er es ſelbſt zu Eigentum erworben hat, und 
läßt das Wohnungsunternehmen (die Gemeinde) an den Zweit⸗ 
erwerber direkt auf, ſo iſt zwar dieſer nicht gebührenbefreit, 
wohl aber der Erſterwerber. Ihn für gebührenpflichtig zu 
halten, weil er kein Eigentum erworben habe, hieße allzuſehr 
ant Worte kleben, würde auch den Grundbuchverkehr in einen 
durchaus unerwünſchten Ausweg drängen: Ließe ſich der Ver⸗ 
tragsteilnehmer ſelbſt die Auflaſſung erteilen und als Eigen⸗ 
tümer eintragen und veräußerte er dann weiter, ſo müßte 
man ihm die Gebührenvergünſtigung für den Erwerbsakt an⸗ 
ſtandslos zubilligen. 

II. Die Gebührenbefreiungen. 

Sie beziehen ſich nur auf die Gerichts gebühren. Wegen 
der Notariatsgebühren gilt die VO. v. 15. April 1936 (RG Bl. 
I, 368). 

Nur die Gebühren bleiben außer Anſatz. Die Auslagen, 
und daher auch die Schreibgebühren, die nach dem 4. Abſchnitt 
und $ 138 der Koſtenordnung (KO.) Auslagen ſind, werden 
erhoben (§ 11 Abſ. 2 KO.). 

Schließlich erſtreckt ſich. die Befreiung nur auf die Gerichts⸗ 
gebühren der Koſtenordnung, das ſind die Gebühren in 
Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbarkeit und der Liegen⸗ 
ſchaftsvollſtreckung ($ 1 KO.). Für ſonſtige Gerichtsgebühren, 
insbeſ. der ſtreitigen Gerichtsbarkeit, gewährt die Verordnung 
keine Vergünſtigungen. Sie ſetzt im Gegenteil die landes- 
rechtlichen Vorſchriften über die Gebührenbefreiung beim Woh⸗ 
nungsbau ſchlechthin, d. h. auch inſoweit außer Kraft, als dieſe 
die Gebührenbefreiungen auf die ſtreitige Gerichtsbarkeit und 
andere Angelegenheiten ausgedehnt hatten (Hornig: DE. 
1936, 1366). Allerdings iſt auffällig, daß die GebBefrVO. als 
ihren Urſprung lediglich Art. 5 des 1. Geſ. zur Überleitung der 
Rechtspflege auf das Reich, aber weder § 10 Abſ. 2 KO. noch 
Art. 2 Abſ. 2 b AnpaſſVO. v. 27. März 1936 (RGS Bl. I, 319), 
bezeichnet. Es ſcheint daher, daß ſie die in dieſen beiden Beſtim⸗ 
mungen in Ausſicht geſtellte einheitliche und abſchließende 
Regelung der Gebührenbefreiungen nicht enthält. Immerhin 
kann hieraus nicht gefolgert werden, daß die landesrechtlichen 
Gebührenbefreiungsvorſchriften weiter in Kraft bleiben, obſchon 
der Wortlaut des § 10 Abſ. 2 KO. und des Art. 2 Abſ. 2 b VO. 
v. 27. März 1936 und ein Vergleich dieſer beiden Beſtimmun⸗ 
gen zu jenem Schluß verleiten könnten. Aber die ausdrückliche 
Beſtimmung des $ 3 Abſ. 1 Satz 2 GebBefrVO. iſt nicht aus⸗ 
zuräumen. Koſtenordnung, Aupaſſungsverordnung und Gebüh- 
renbefreiungsverordnung ſind einander gleichgeordnete Verord— 
nungen des RIM. Die jüngere hat den Vorrang; die älteren 
müſſen nachſtehen. 

Die Aufhebung der landes rechtlichen Gebührenbefreiungen 
beim Wohnungsbau bedeutet, daß vom 1. Okt. 1936 ab alle nicht 
der Koſtenordnung unterworfenen Angelegenheiten von Woh— 
nungsunternehmen oder gemeindlichen Körperſchaften gebühren⸗ 
pflichtig werden. Das gilt auch für anhängige Verfahren ($ 1 
DKG.) Die ſogenannten Aktgebühren, die für beſtimmte Pro⸗ 
zeßhandlungen erhoben werden (3. B. Beweis-, Urteils-, Ver⸗ 
gleichsgebühr, § 20 Nr. 2, 3, §S 36 DGRG.) entſtehen nur, wenn 
die gebührenpflichtige Prozeßhandlung in die Zeit nach dem 
30. Sept. 1936 fällt. Dagegen ſind die ſogenannten Verfahrens⸗ 
gebühren (3. B. die Prozeßgebühr § 20 Nr. 1 DGK.) ohne 
Rückſicht darauf zu erheben, daß der Rechtsſtreit ſchon vor dem 
1. Okt. 1936 anhängig geweſen iſt. Sie gelten das Verfahren 
im allgemeinen ab und entſtehen in jeder Verfahrenslage neu. 
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III. Umfang der Gebührenbefreiungen. 

1. Wohnungsunternehmen ſind allgemein und ſchlechthin in 
allen der Koſtenordnung unterworfenen Angelegenheiten be⸗ 
freit. Ihre Gebührenfreiheit iſt rein perſönlich. 

2. Dagegen iſt die Gebührenfreiheit der gemeindlichen Kör⸗ 
perſchaften und der Vertragsteilnehmer, obſchon im Grunde auch 
perſönlich (Hornig a. a. O. 1365), doch fachlich beſchränkt: bei 
dieſen auf ganz beſtimmte Einzelgeſchäfte, bei jenen allgemein 
auf „Angelegenheiten, die der Schaffung von Kleinwohnungen 
oder der Förderung des Kleinwohnungsbaues dienen“. 

Mit dieſer Wendung lehnt ſich $2 GebBefrVO. an 88 Nr. 9 
GrErwStG. und an 8 29 GemeinnutzVO. an. Der gemeinſame 
Zweck dieſer Beſtimmungen, die Begünſtigung des Kleinwoh⸗ 
nungsbaus, erlaubt es, auch die Rechtſprechung und Rechts 
lehre hierzu der Auslegung des $ 2 GebBefrVO. dienſtbar zu 
machen. 

„Schaffung“ von Kleinwohnungen iſt daher zunächſt die 
Vorbereitung und der Bau von Kleinwohnungen im eigenen 
Namen und für eigene oder fremde Rechnung ($ 6 Gemeinnütz⸗ 
VO., Art. 6 AusfBD. hierzu), dann aber auch der Bau im 
fremden Namen. Gebührenfrei iſt die Körperſchaft des §S 2 Geb⸗ 
BefrVO. demnach z. B. beim Erwerb des Baulandes, bei Be⸗ 
ſtellung der dieſen Erwerb ſichernden Auflaſſungsvormerkung 
und der zur Baufinanzierung erforderlichen Hypotheken oder 
ſonſtigen Sicherheiten (Hornig a. a. O.), und zwar an rang⸗ 
begehrter Stelle (alſo auch bei Löſchung oder beim Rangrücktritt 
hinderlicher Vorrechte), ferner bei der Weiterveräußerung an 
den Vertragsteilnehmer (arg. § 2 Abſ. 2 GebBefrVO.) und der 
Hergabe von Darlehen (arg. $ 2 Abſ. 3 GebBefrVO.). Über- 
haupt iſt eine engherzige Auslegung angeſichts der weiten Be⸗ 
griffsgeſtaltung („Förderung des Kleinwohnungsbaues“) nicht 
am Platze. Immerhin find wohl die zuläſſigen Grenzen über⸗ 
ſchritten, wenn Hornig (a. a. O. S. 1366) die Körperſchaften 
des § 2 GebBefrVO. „in Kleinwohnungsbauangelegenheiten“ 
ebenſo geſtellt wiſſen will, wie die Wohnungsunternehmen des 
§ 1 GebBefrVoO. Die Gebührenbefreiung der gemeindlichen 
Körperſchaften erſtreckt ſich (anders als bei den Wohnungsunter⸗ 
nehmen) nicht auf alle Angelegenheiten des Kleinwohnungs⸗ 
baus, ſondern nur auf ſeine Förderung. Hiervon iſt aber 
keine Rede mehr, wenn die Kleinwohnungen geſchaffen, die 
Bauten techniſch fertiggeſtellt, finanziell abgewickelt und die 
grundbuchlichen Verhältniſſe bereinigt ſind. Iſt die letzte Hypo⸗ 
thek bedingungsgemäß eingetragen, ihre Valuta gefloſſen und 
der Bau abgerechnet, ſo iſt der Kleinwohnungsbau beendet. Es 
bleibt nichts mehr zu „ſchaffen“ und zu „fördern“ übrig. Bei 
ſpäteren Anderungen der Rechtsgeſchäfte, die einmal der För⸗ 
derung des Kleinwohnungsbaus gedient haben (3. B. bei Über⸗ 
tragung des Eigentums an Stelle des anfänglich beſtellten Erb⸗ 
baurechts, bei Anderung der Darlehns- und Hypothekenbedin⸗ 
gungen) genießen daher die Körperſchaften des 8 2 GebBefrV O. 
keine Gebührenfreiheit; erſt recht nicht bei Aufhebung der Rechte, 
etwa bei Löſchung von Hypotheken. Der Beweisgrund, daß die 
zurückgezahlten Kapitalien für neue Kleinwohnungsbauten ver⸗ 
wendet würden (Hornig a. a. O.), verfängt nicht. Denn er 
hat keine praktiſche Bedeutung. In aller Regel werden Klein⸗ 
wohnungsbauten mit langfriſtigen Tilgungs hypotheken 
finanziert. Ihre Tilgung dauert 25 Jahre und länger. Ehe alſo 
die Hypothek löſchungsreif wird, iſt das Kapital längſt zurück⸗ 
gezahlt und anderweit (vielleicht zu Kleinwohnungsbauten) 
verwendet. Die Löſchung dient dann nur noch der Grund⸗ 
buchbereinigung, aber nicht mehr der Förderung des Klein⸗ 
wohnungsbaues. 

Mißverſtändlich iſt es auch, wenn Hornig die Gebühren⸗ 
befreiung auf Geſchäfte, die nur mittelbar den Kleinwoh⸗ 
nungsbau fördern, ausdehnen will. Ohne Zweifel iſt eine Kör⸗ 
perſchaft der im §S 2 GebBefrVO. genannten Art beim Erwerb 
einer Ziegelei, eines Kalkofens, einer Zementfabrik u. dgl. nicht 
gebührenfrei, auch wenn ſie damit nur den Bau von Klein⸗ 
wohnungen betreiben will. Ahnlich ſteht es um den Erwerb 
eines Baugrundſtücks, in dem der perſönliche und ſachliche 
Apparat zur Verwaltung der Kleinwohnungsbauangelegen⸗ 
heiten untergebracht werden ſoll. Die Beziehungen dieſer Ge⸗ 
ſchäfte zum Kleinwohnungsbau find zu entfernt, als daß fie die 
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Körperſchaft der Gebührenvergünſtigung noch teilhaftig machen 
könnten. Nur unmittelbare Beziehungen, und daher nur die Be⸗ 
ziehungen zu einem beſtimmten Bauvorhaben, begründen 
die Gebührenfreiheit. Wie ſollte ſonſt die Körperſchaft oder (un⸗ 
ter Umſtänden) der Koſtenbeamte prüfen können, „ob ein Klein⸗ 
wohnungsbau vorliegt“ ($ 2 Abſ. 1 Satz 2, Abſ. 4 GebBefr VO.) 

Die Gebührenbegünſtigung beſteht endlich grundſätzlich nur 
dann, wenn es ſich ausſchließlich um Kleinwohnungen 
handelt. Großwohnungen (über 75 qm Wohnfläche, Art. 9 Ausf- 
VO. zur GemeinnützVO.) oder gewerbliche Räume ſchließen 
den Begriff des Kleinwohnungsbaues aus. Enthält alſo ein 
Block nur zum Teil Kleinwohnungen und im übrigen Groß⸗ 
wohnungen oder gewerbliche Räume, jo entfällt die Gebühren⸗ 
vergünſtigung, und zwar ganz. Denn fie iſt nicht teilbar. Höch⸗ 
ſtens wäre (nach Art der vertikalen Befreiungsteilung bei der 
Grunderwerbſteuer, $ 8 Nr. 9 GrErwStG.) denkbar, daß z. B. 
für den Seitenflügel eines Baublocks, der nur Kleinwohnungen 
enthält, ein beſonderes Grundbuchblatt gebildet würde. Dann 
käme der Gemeinde inſoweit die Gebührenbefreiung ungeteilt 
zugute. 

Unſchädlich muß übrigens die Einrichtung lebensnotwen— 
diger gewerblicher Betriebe (Fleiſcherei, Kolonialwarenladen, 
Bäckerei u. dgl.) bleiben, wenn ſie nicht etwa durch räumliche 
Ausdehnung oder anderswie ſo in den Vordergrund rückt, daß 
der Charakter des Kleinwohnungsbaus verloren geht. 

3. Vertragsteilnehmer der Wohnungsunternehmen und der 
gemeindlichen Körperſchaften ſind gebührenfrei bei der Weiter⸗ 
veräußerung bebauter Grundſtücke und bei allen damit zuſam⸗ 
menhängenden Geſchäften. 

a) Daß es ſich um die Weiterveräußerung von Klein- 
wohnungsbauten handeln muß, verſteht ſich von ſelbſt. 
Die Vertragsteilnehmer genießen, wie 88 1 Abſ. 2, 2 Abſ. 2 u. 3 
GebBefrVoO. einwandfrei ergeben („außer dem Wohnungs⸗ 
unternehmen [der Gemeinde] auch der Erwerber [Darlehns⸗ 
nehmer] .. .), nur inſoweit Gebührenfreiheit, als fie auch den 
Wohnungsunternehmen oder Gemeinden zuſteht. Die Körper⸗ 
ſchaften des §S 2 GebBefrVoO. aber find nur in Angelegenheiten 
der Förderung des Kleinwohnungsbaues gebührenfrei. Die 
Wohnungsunternehmen find es zwar ſchlechthin und ohne Be⸗ 
ſchränkung auf Angelegenheiten des Kleinwohnungsbaus. Auch 
iſt in $ 1 Abſ. 2 GebBefrVO. ausdrücklich nur die Weiter- 
veräußerung eines „bebauten“ Grundſtücks vorausgeſetzt. Sinn⸗ 
voll iſt aber nur die Auslegung dahin, daß das Grundſtück mit 
Kleinwohnungen bebaut ſein muß. Abgeſehen von der Parallel⸗ 
regelung in § 2 Abſ. 2 u. 3 GebBefrVoO., abgeſehen von der 
ſelbſtverſtändlichen Vorausſetzung, daß ſich Wohnungsunterneh⸗ 
men lediglich mit dem Kleinwohnungsbau befaſſen (§ 6 Ge⸗ 
meinnütz O., VO. v. 22. Okt. 1936 [RGBl. I, 658]), die VO. 
v. 27. Aug. 1936 verhält ſich nach ihrer Überſchrift und ihrem 
Inhalt überhaupt nur über Gebührenbefreiungen beim 
Klein wohnungsbau. 

b) „Bebaut“ iſt das Grundſtück erſt, wenn der Bau bezugs⸗ 
fertig iſt. Der allgemeine Sprachgebrauch bezeichnet ein Grund⸗ 
ſtück, das mit einem Rohbau oder mit einem ſonſt im Werden 
begriffenen Bau entſtanden iſt, nicht als „bebaut“. Dem iſt die 
GebBefrVoO. gefolgt. Sie knüpft die Vergünſtigung an die Be⸗ 
dingung, daß das Wohnungsunternehmen (die Gemeinde) das 
Grundſtück bebaut hat und erſt nach der baupolizeilichen Ge⸗ 
brauchs abnahme weiter veräußert (vgl. auch § 3 Abſ. 2 Geb⸗ 
BefrVO. „ob der Bau errichtet it"). 

c) Weiter veräußert wird das Grundſtück nur, wenn es 
Wohnungsunternehmen oder Gemeinde ſelbſt zuvor zu Eigen⸗ 
tum erworben hatten. Selbſtverſtändlich bedeutet dies nicht, daß 
Wohnungsunternehmen oder Gemeinde das Grundſtück nicht 
ſchon vor der Eintragung ihres Eigentums gebührenfrei weiter⸗ 
verkaufen könnten. Anders aber als oben (Ce) kann es 
hier nicht genügen, daß Wohnungsunternehmen oder Gemeinde 
nicht ſelbſt Eigentümer werden und ſich bloß ſchuldrechtlich in 
die Eigentumserwerbskette eingliedern derart, daß ſie ihrem 
Vertragsgegner das Eigentum z. B. durch direkte Auflaſſung 
von ihrem Gewährsmann verſchaffen. Freilich wären auch in 
dieſem Falle der ſchuldrechtliche Erwerbs- und der Veräußerungs⸗ 
vertrag des Wohnungsunternehmens (der Gemeinde) gebühren⸗ 
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he; zu beurkunden. Die unmittelbare Auflaſſung aber ift ge- 
bührenpflichtig, denn ſie ſchaltet Wohnungsunternehmen und 
Hemeinde, deren Gebührenfreiheit ext ſich dem Vertragsgegner 
mitteilt, gerade aus. 

d) Die Veräußerungsabſicht braucht das Wohnungs⸗ 
unternehmen (die Gemeinde) nicht ſchon zu haben, wenn es das 
dic undſtüc erwirbt. Es muß ſie aber gefaßt haben, wenn es 

le Bebauung in Angriff nimmt. Indeſſen heißt das nicht, daß 
15 von vornherein einen beſtimmten Bewerber im Auge 
haben muſſe; es genügt vielmehr die allgemeine Abſicht, nicht 
a Eigen-, ſondern einen Fremd-Bau zu errichten. Es hat 
* nichts auf ſich, wenn ſich erſt im Laufe der Bauzeit oder 
toch ſpäter ein Bewerber findet. Grenzen ſind hier lediglich 
8 urch gezogen, daß die Veräußerung binnen vier Jahren nach 
. Gebrauchsabnahme ſtattfinden muß. Es iſt alſo auch un⸗ 
ſchadlich, wenn Wohnungsunternehmen oder Gemeinde inner⸗ 
halb der Vier⸗Jahresfriſt das Grundſtück zu eigenen Zwecken 
Augen, wenn nur vom Anbeginn die Veräußerungsabſicht be- 
8 hat und feſtgehalten worden iſt. Iſt ſie erſt nachträglich 
8 Itanden, ſo entfällt jede Gebührenfreiheit. Regelmäßig wird 
ub die Art der Zwiſchennutzung ein Beweisanzeichen für die 
nz dien jein, die Wohnungsunternehmen oder gemeindliche 
orperſchaft beim Baubeginn gehabt haben. 
PN e) Geſchäfte, die die Weiterveräußerung betreffen, find alle 
e die im Einzelfall der Überführung des Grundſtücks 
11 as Eigentum des Erwerbers dienen. Z. B. der Kaufvertrag 
5 mgebot und Annahme), Vollmachten zum Kaufabſchluß und 
fer afloffung, die Auflaſſungsvormerkung, die Auflaſſung 
nur Geſchäfte, die mit der Weiterveräußerung durch das Moh- 
En gumternehmen zuſammenhängen, kennzeichnen ſich durch 
n Gegenſatz zu den Geſchäften, die nur mit dem Erwerb (durch 
2 Teilnehmer) in Verbindung ſtehen. Der Erwerber iſt alſo 
ſchun bei der Beſtellung der Reſtkaufgeldhypothek, einer Lö⸗ 
| hung für ſeinen Veräußerer, nicht aber bei der 
eri ellung einer Darlehnshypothek für einen anderen gebühren⸗ 
brei ſelbſt wenn er das Darlehen zur Bezahlung des Kauf 
— * verwendet. Da der Zuſammenhang unmittelbar ſein 
oder lind auch ſpätere Anderungen (nicht aber Berichtigungen 
der Ergänzungen) des Kaufvertrages, der Hypotheken u. dgl. 
gebührenpflichtig. 
von 5 Bel Geſchäften, die die Aufnahme und Sicherſtellung 
1 . betreffen (3. B. Darlehnsvertrag, Schuldbekennt⸗ 
iR find weerkangsklauſel, Löſchungsvormerkung, Vorränge u. 
ee 5 die Vertragsteilnehmer nur gebührenfrei, wenn das 
dicker bon einer gemeindlichen Körperſchaft gewährt wird. 
br dee mit Wohnungsunternehmen ſind außerhalb 
bflichtig erung nach 8 1 Abſ. 2 GebBefrVoO. gebühren⸗ 
85 Wie überall, iſt auch hier vorausgeſetzt, daß das Darlehen 
fun „ eines Kleinwohnungsbaues“, d. h. der Schaf⸗ 
ae 990 Fleinwohnungen oder der Förderung des Kleinwoh⸗ 
it “2 1 dient. Gleichgültig iſt, von wem der Bau errichtet 
8 on der darleihenden Körperſchaft, einem Wohnungs⸗ 
rnehmen oder dem Bewerber ſelbſt. Daher zählt auch die 


Ablö ae 5 : I: 
en ee Zwiſchenkredite durch langfriſtige Hypothe⸗ 


Aufſätze 79 


Nicht nötig iſt ferner, daß der Darlehensnehmer Eigen⸗ 
tümer des Grundſtücks iſt. Häufig iſt z. B. der Fall, daß das 
Grundſtück der Ehefrau gehört, daß aber die beleihende Kör— 
perſchaft zu ihrer größeren Sicherheit verlangt, es ſolle auch der 
Ehemann neben der Ehefrau und neben dem Grundſtück, als 
perſönlicher Schuldner, haften. Hier iſt nicht nur die Ehefrau, 
ſondern auch der Ehemann als Darlehensnehmer gebührenfrei. 

IV. Der Nachweis der Gebührenbefreiung. 

Wohnungsunternehmen weiſen ihre Gebührenfreiheit durch 
den Anerkennungsbeſchluß nach. Das bedeutet nicht, daß ſie ihn 
bei jedem Geſchäft in beglaubigter Abſchrift vorzulegen hätten. 
Dem AG. ihres Sitzes oder Tätigkeitsbereichs werden fie ohne⸗ 
hin als gemeinnützig oder als Organ der Wohnungspolitik, 
d. h. als gebührenfrei, bekannt ſein. Des Nachweiſes bedarf aber 
nicht, was gerichtsbekannt iſt. Jedenfalls muß es — zur Ver⸗ 
meidung unnützer Umſtändlichkeiten — ausreichen, daß das 
Wohnungsunternehmen den Anerkennungsbeſchluß zu den Ge⸗ 
neralakten des AG. einreicht und dort beläßt. 

Die Gemeinden, Gemeindeverbände und ähnlichen Kör⸗ 
perſchaften müſſen ſich Gebührenfreiheit erſt durch eine Verſiche⸗ 
rung dahin verſchaffen, daß es ſich um die Schaffung von 
Kleinwohnungen oder um die Förderung eines Kleinwohnungs⸗ 
baues handelt. Hierzu ſtellt $ 2 Abſ. 4 GebBefr VO, klar, daß 
dieſe Verſicherung nur den Nachweis der tatſächlichen 
Vorausſetzungen erübrigt, aber den Koſtenbeamten der recht- 
lichen Prüfung der Gebührenbefreiungsvorausſetzungen nicht 
enthebt (Hornig a. a. O. S. 1366). Natürlich überſchneiden 
ſich dieſe Fragen zuweilen. Ob es ſich z. B. um einen Klein⸗ 
wohnungsbau handelt, wird regelmäßig Tatfrage ſein, in Grenz⸗ 
fällen aber leicht zur Rechtsfrage werden. Dieſe prüft und ent⸗ 
ſcheidet dann allein der Koſtenbeamte. 

Dasſelbe gilt für die Verſicherung der Wohnungsunterneh⸗ 
men nach § 1 Abſ. 3 GebBefrVOO. Zwar iſt hier, anders als in 
§ 2 Abſ. 4 GebBefrVoO., die Beſchränkung der Geltung auf die 
tatſächlichen Vorausſetzungen nicht beſonders hervorge— 
hoben. Aber es verſteht ſich von ſelbſt, daß das Gericht in der 
rechtlichen Beurteilung frei iſt, wo es nicht ausdrücklich gebun⸗ 
den iſt. Über die rechtlich unrichtige Verſicherung geht es alſo 
hinweg, die (im Tatſächlichen) zweifelhafte prüft es nach. 

V. Die Urkundenſteuer iſt überhaupt nicht Gegenſtand der 
GebBefrVoO. Mittelbar wird fie aber doch von ihr beeinflußt. 
Für die Geſchäfte des § 1 Abſ. 2 und des § 2 Abſ. 2 GebBefrVO. 
war nämlich bisher — ungeachtet der Steuerbefreiungen, die 
§ 4 Nr. 4 Urkundenſteuergeſetzes (UrkStG.) und § 36 Durchf⸗ 
Beſt. hierzu für Rechtsgeſchäfte der Wohnungsunternehmen und 
gemeindlichen Körperſchaften anordneten — die Protsokollſteuer 
nach § 45 UrkStG. zu erheben. Das fällt jetzt bei gerichtlichen 
(nicht bei notariellen!) Beurkundungen weg. Denn die Proto- 
kollſteuer iſt nach $ 45 UrkSt. nur zu erheben, wenn eine 
Gebühr nach der Koſtenordnung (SS 29, 30 uſw.) „zum An⸗ 
laß kommt“. In den Fällen der GebBefrVoO. bleiben aber Ge⸗ 
richtsgebühren außer Anſatz. Demnach iſt auch die Urkunden⸗ 
ſteuer des § 45 UrkStG. nicht zu erheben. 

Unberührt bleibt aber die Urkundenſteuer, die auf Rechts⸗ 
geſchäfte und Rechtsvorgänge gelegt iſt (§ 1 Nr. 1, § 45 Abſ. 4 
UrkStG.). Das wird insbeſ. für die Darlehensgeſchäfte des 8 2 
Abſ. 3 GebBefrVO. von Bedeutung fein. 


Rechtsfragen zur vorläufigen Eigentümergrundſchuld 


A. 
Von Dr. Max Obermair, München 


AGR. Dr. Recke gel : 
322 de gelangt in dem Aufſatz JW. 1936, 
99955 dem Ergebnis, daß die una vorläufigen 
keinen En er gu! Sicherſtellung von Zwiſchenkrediten 
don de en unterliegt. Diefe klare Stellungnahme wird 
N x Praxis begrüßt werden. In zwei Punkten kann jedoch 
195 usführungen Reckes aus rechtlichen und praktiſchen Er- 
agungen nicht zugeſtimmt werden. 


ecke nimmt an, daß die Valutierungsmöglichkeit zer- 


ſtört wird durch Aufhebung des Darlehnsvorvertrages und nicht 
erſt oder ſchon dadurch, daß der als Hypothekgläubiger Einge⸗ 
tragene den Berichtigungsanſpruch des Eigentümers durch Ab⸗ 
gabe des notariell beglaubigten Anerkenntuiſſes, daß die Hypo⸗ 
thek nicht valutiert iſt, erfüllt. Nun wird es für die große Mehr⸗ 
zahl der Fälle zwar gleichgültig ſein, ob man ſich dieſer Auf⸗ 
faſſung anſchließt oder annimmt, daß ſchon mit der Erfüllung 
des Berichtigungsanſpruchs und andererſeits aber auch erſt mit 
der Erfüllung des Berichtigungsanſpruchs, alſo mit der Abgabe 
der notariell beglaubigten Anerkenntniserklärung die Valutie⸗ 
rungsmöglichkeit zerſtört wird. Denn in der Regel wird ja der 
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als Gläubiger Eingetragene erſt, wenn er von dem Darlehens- 
vorvertrag zurückgetreten iſt, die Valutierung alſo ſeinerſeits 
ablehnt, dieſe Erklärung abgeben und andererſeits aber, wenn 
dieſe Vorausſetzungen vorliegen, die Erklärung alsbald abgeben. 
Es laſſen ſich aber ſehr wohl Grenzfälle vorſtellen, in denen 
die genaue Beſtimmung des Zeitpunktes, in dem die Valutie⸗ 
rungsmöglichkeit aufhört, wichtig iſt, in denen es aber zu einem 
unbilligen Ergebnis führen würde, wenn man es ausſchließlich 
auf den Zeitpunkt der Aufhebung des Darlehensvorvertrages 
abſtellen wollte. 

Denken wir zunächſt an folgenden Fall, der in der Praxis 
gar nicht ſo ſelten vorkommt: 

Die Realkreditinſtitute nehmen in die Darlehensvorver⸗ 
träge wohl regelmäßig die Beſtimmung auf, daß ſie berechtigt 
ſind, von der Darlehenszuſage zurückzutreten, wenn u. a. bei⸗ 
ſpielsweiſe vor Auszahlung des Darlehens die Zwangsverſtei⸗ 
gerung oder Zwangsverwaltung des beliehenen Grundſtücks an⸗ 
geordnet wird. Erfährt das Inſtitut von der Eintragung des 
Zwangsverſteigerungs- oder Zwangsverwaltungsvermerks, ſo 
wird es vorſorglich von dem Rücktrittsrecht Gebrauch machen 
und die Darlehenszuſage zurückziehen. Stellt ſich dann heraus, 
daß die Eintragung des Zwangsverſteigerungs- oder Zwangs⸗ 
verwaltungsvermerks wegen einer beſtrittenen und im End⸗ 
ergebnis vielleicht unbegründeten Forderung erfolgt iſt, und 
Schlüſſe auf die Leiſtungsfähigkeit und Zuverläſſigkeit des Dar⸗ 
lehensnehmers alſo daraus nicht gezogen werden können, ſo 
wird das Realkreditinſtitut ſeine Darlehenszuſage erneuern. 
Würde man der von Recke vertretenen Auffaſſung folgen, ſo 
wäre in dieſem Fall aber eine Valutierung der eingetragenen 
Hypothek nicht mehr möglich. Es müßte vielmehr die einge⸗ 
tragene Hypothek gelöſcht und eine neue Hypothek beſtellt wer⸗ 
den, obwohl nach dem Willen der Beteiligten genau die Dar- 
lehensforderung entſteht, zu deren Sicherung die zuerſt einge⸗ 
tragene Hypothek nach dem Inhalt der Urkunde und des Grund— 
buchs beſtimmt iſt. 

Auf der anderen Seite läßt ſich folgender Fall denken: 

Der Darlehensgeber A. hat dem Grundſtückseigentümer E. 
die Gewährung einer Hypothek zugeſagt, die aber erſt nach 
einigen Monaten zur Auszahlung gelangen ſoll. Es wird ſofort 
für den A. eine Hypothek eingetragen. A. händigt nun auf 
Wunſch des E. dieſem eine notariell beglaubigte Erklärung des 
Inhalts aus, daß die Hypothek von ihm nicht valutiert iſt, be⸗ 
hält ſich aber, ohne daß dies in der Erklärung in Erſcheinung 
tritt, ausdrücklich das Recht vor, den mit E. abgeſchloſſenen 
Vorvertrag durch Auszahlung des Darlehens zu erfüllen. E. 
wendet ſich nun an den B. und läßt ſich von dieſem eine erſt⸗ 
ſtellige Hypothek zuſagen, die zunächſt an nächſt offener, zweiter 
Rangſtelle eingetragen wird. E. legt dem von B. mit der Ab⸗ 
wicklung betrauten Vertrauensnotar die Erklärung des A. vor 
und bewilligt ſeinerſeits die Löſchung der für A. eingetragenen, 
ihm nach der Erklärung des A. als Eigentümergrundſchuld zu⸗ 
ſtehenden Hypothek. Auf Grund dieſer Erklärungen zahlt der 
Vertrauensnotar die Darlehensvaluta aus dem von B. zuge⸗ 
ſagten Darlehen an E. aus. In der Folge gelangt die für A. 
eingetragene Hypothek zur Löſchung. A. widerſpricht dieſer Lö⸗ 
ſchung mit der Behauptung, daß er ſchon lange bevor die Lö⸗ 
ſchung erfolgt iſt, die Hypothek valutiert habe. Die Hypothek 
habe daher im Zeitpunkt der Löſchung ihm zugeſtanden und 
hätte ohne ſeine Zuſtimmung nicht gelöſcht werden dürfen. Er 
verlangt deshalb die Wiedereintragung der Hypothek, und zwar 
im Rang vor der für B. eingetragenen Hypothek. Er müßte, 
wenn die von Recke vertretene Auffaſſung richtig wäre, und 
ihm nicht etwa nachgewieſen werden kann, daß er mit E. arg⸗ 
liſtig zum Schaden des B. zuſammengewirkt hat, mit dieſem 
Verlangen durchdringen, denn auf den Schutz des öffentlichen 
Glaubens des Grundbuchs kann ſich ja B. in dieſem Fall nicht 
berufen. Dieſes Ergebnis ſcheint aber durchaus unbillig und 
praktiſch unmöglich. 

Man wird vielmehr, um zu einem praktiſch befriedigenden 
Ergebnis zu kommen, daran feſthalten müſſen, daß ſich der ein⸗ 
getragene Gläubiger der Valutierungsmöglichkeit, d. h. der Mög⸗ 
lichkeit durch die Auszahlung der Darlehensſumme die Hypothek 
zu erwerben, begibt, ſobald, aber auch andererſeits erſt wenn er 


dem Grundſtückseigentümer eine notariell beglaubigte Erklärung 
des Inhalts aushändigt, daß die Hypothek nicht valutiert iſt, 
d. h. eben wenn er den Berichtigungsanſpruch des Eigentümers 
erfüllt hat. 

Hierzu ſei noch kurz auf folgendes hingewieſen: 

Dem Grundſtückseigentümer ſteht von der Eintragung der 
Hypothek bis zu deren Valutierung in allen Fällen ein Berich⸗ 
tigungsanſpruch zu. Der eingetragene Glaubiger kann die Er- 
füllung dieſes Berichtigungsanſpruches ſolange verweigern, als 
er zur Auszahlung des Darlehens bereit iſt und der Darlehens⸗ 
vorvertrag auch nicht ſonſt etwa auf Grund eines berechtigten 
Rücktritts des Darlehensnehmers (Eigentümers) aufgehoben iſt. 
Ob der eingetragene Gläubiger von dieſer Einrede Gebrauch 
machen will oder nicht, ſteht bei ihm. Wenn er aber von dieſer 
Einrede keinen Gebrauch macht und freiwillig den Berichti- 
gungsanſpruch des Eigentümers durch Abgabe einer entſpre⸗ 
chenden notariell beglaubigten Erklärung erfüllt, ſo begibt er 
ſich eben auch der Möglichkeit, die auf ſeinen Namen lautende 
Hypothek durch bloße Auszahlung des Darlehens noch zu er— 
werben. 

Der Satz, daß die Valutierungsmöglichkeit ſchon und erſt 
durch die Abgabe einer notariellen Anerkenntniserklärung der 
Nichtvalutierung zerſtört wird, muß ſich jedoch eine an ſich 
ſelbſtverſtändliche Einſchränkung gefallen laſſen: Wenn das 
GBA. etwa unter Verletzung der Verfahrensvorſchriften auf 
die einſeitige, allerdings zutreffende Behauptung des Eigen⸗ 
tümers hin, die Hypothek ſei nicht valutiert, im Grundbuch ein⸗ 
trägt: „die Poſt ſteht infolge Nichtvalutierung dem Eigentümer 
als Grundſchuld zu“, ſo kann der als Hypothekengläubiger Ein⸗ 
getragene nicht nachher noch durch bloße Auszahlung des Dar- 
lehens die Hypothek erwerben, denn es fehlt eben dann an der 
anderen notwendigen Vorausſetzung des Hypothekerwerbs, näm⸗ 
lich an der Talſache, daß der Hypothekgläubiger im Grundbuch 
als ſolcher eingetragen iſt. 

2. Recke iſt weiter der Auffaſſung, daß der Gläubiger 
einer Briefhypothek ſchon vor Valutierung der Hypothek Eigen⸗ 
tümer des Hypothekenbriefes iſt, obwohl Inhaber des dinglichen 
Rechts, über das der Brief lautet, bis zur Valutierung der 
Eigentümer iſt. Er begründet dieſe im Widerſpruch mit der ge- 
ſetzlichen Regelung ſtehende Behauptung damit, daß § 952 
BGB. nicht zwingendes Recht enthalte und daß die Parteien 
eben ſtillſchweigend vereinbart hätten, das Eigentum an dem 
Brief ſolle bereits vor Valutierung dem ſpäteren Hypothek⸗ 
gläubiger zuſtehen. Es ſcheint mir aber nicht angängig, den 
Parteien eine ſtillſchweigende Vereinbarung zu unterſtellen, an 
die ſie nicht im entfernteſten gedacht haben. Erſt recht ſcheint 
es mir nicht angängig, aus der einſeitig dem GBA. gegenüber 
abgegebenen Erklärung des Eigentümers, daß der Brief un⸗ 
mittelbar dem zukünftigen Hypothekengläubiger ausgehändigt 
werden ſoll, zu folgern, daß damit nun auch zwiſchen Eigen- 
tümer und zukünftigem Gläubiger vereinbart worden ſei, der 
zukünftige Gläubiger ſolle nicht nur den Beſitz, ſondern auch 
das Eigentum an dem Hypothekenbrief ſofort erlangen. 

Eine ſolche Vereinbarung ſcheint mir zur Sicherſtellung 
des zukünftigen Gläubigers auch gar nicht notwendig. Auch 
wenn der Grundſtückseigentümer zunächſt Eigentümer des Hy⸗ 
pothekenbriefes iſt, ſo kann der zukünftige Gläubiger, der den 
Hypothekenbrief beſitzt, deſſen Herausgabe doch mit der ſich aus 
dem Darlehensvorvertrag ergebenden Einrede verweigern, daß 
ihm der Hypothekenbrief belaſſen werden müſſe, damit er die 
Hypothek durch die vereinbarte Auszahlung des Darlehens er- 
wirbt. 

Eine Notwendigkeit, daß Eigentum des zukünftigen Hypo⸗ 
thekengläubigers an dem Hypothekenbrief anzuerkennen, be⸗ 
ſtünde nur, wenn man der aber auch von Recke abgelehnten 
Ackermannſchen Auffaſſung folgen wollte. vom Acker⸗ 
mann ſchen Standpunkt aus gewährt allerdings dieſe Kon⸗ 
ſtruktion die einzige Möglichkeit, dem unſinnigen Ergebnis aus⸗ 
zuweichen, daß die Valutierbarkeit jeder Briefhypothek durch 
einſeitige Abtretung der vorläufigen Eigentümergrundſchuld ſei⸗ 
tens des Eigentümers, bei der dann die Briefübergabe durch 
Abtretung des Herausgabeanſpruchs erſetzt wird, zerſtört wer⸗ 
den könnte. 
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Lehnt man aber die von Ackermann vertretene Auf- 
feifung ab, ſo fehlt es an einem Grund für eine derartige, den 
golſachen Gewalt antuende Konſtruktion. Im Gegenteil, dieſe 
Konſtruktion nötigt, wie die weiteren Ausführungen Reckes 
deigen, nur zu weiteren Umwegen, die übrigens gar nicht zum 
iel führen können. Die von Recke vorgeſchlagene Konſtruk⸗ 
ton, daß zwiſchen dem Eigentümer und dem zukunftigen Hypo⸗ 
efgläubiger hinſichtlich des Grundſchuldbriefes ein Verwah⸗ 
tunesvertrag abgeſchloſſen werden ſoll, und daß die zur Abtre⸗ 
übe der vorläufigen Eigentümergrundſchuld erforderliche Brief- 
9 ergabe dann durch Abtretung des ſich aus dem Verwahrungs⸗ 
Berg ergebenden Herausgabeanſpruchs erſetzt werden fell, 
eidet an folgendem Mangel: 
fi Die Abtretung des Herausgabeanſpruchs kann die körper⸗ 
liche Übergabe doch nur erſetzen, wenn demjenigen, der den 
Herausgabeanſpruch abtritt, das Eigentum an der herauszu⸗ 
gebenden Sache zuſteht. Denn nur der Eigentümer kann durch 
acfügung über den Herausgabeanſpruch das Eigentum über⸗ 
gen. Es müßte alſo, um auf dieſem Wege zum Ziel zu kom⸗ 
Ben, verlangt werden, daß der Grundſtückseigentümer und der 
Huunftige Hypothekgläubiger unter Aufhebung der zuerſt als 
u ſchweigend getroffen unterſtellten Vereinbarung, daß der zu— 
ſal fie Hypothekgläubiger ſofort Eigentümer des Briefes ſein 
. vereinbaren, daß nunmehr doch wieder der Grundſtücts⸗ 
i Eigentümer des Briefes iſt und daß der zukünftige 
in nige gläubiger den Brief für den Eigentümer verwahrt. Es 
fon einzuſehen, weshalb dieſer Umweg erforderlich ſein 
N e, obwohl ſich, wenn man die klare und einfache geſetzliche 
degelung des 8 952 zugrunde legt, das gleiche Ergebnis ohne 
weiteres erreichen läßt. 
der Es iſt nämlich durchaus wünſchenswert, zur Vermeidung 
ee der wiederholten Verſendung von Hypothekenbriefen 
der undenen Koſten und Riſiken den Hypothekenbrief von vorn⸗ 
di ein dem zukünftigen endgültigen Hypothekgeber auszuhän⸗ 
ſchuld und die Abtretung der vorläufigen Eigentümergrund⸗ 
— an den Zwiſchenkreditgeber nicht durch Übergabe des 
amhothekenbriefes, ſondern durch Abtretung des Herausgabe⸗ 
uſpruches erfolgen zu laſſen. 


B. 
Von Amtsgerichtsrat Dr. Recke, Berlin 


0 Der Aufforderung der Schriftleitung, noch einmal zu 
gen Punkten des praktiſch ſo bedeutſamen Problems der 


vorläufigen Eigentümergr 8 1 
W e 9 ergrundſchuld Stellung zu nehmen, komm 


Ziff 1 5 der Frage, die von Ober mair vorſtehend unter 
Jab. dos * iſt, glaube ich an meinem Standpunkt, den ich 
71168 36, 3221 entwickelt habe, feſthalten zu müſſen. Nach 
ei: Abſ. 1 S. 1 BGB, ſteht die Hypothek dem Eigentümer 
15 enn die Forderung, für welche die Hypo⸗ 


Ex: e iſt (hier alfo die Forderung des Gläubigers 


ückzahlung des Darlehns) nicht zur Entſtehung 
2 Das Geſetz ſtellt damit deutlich eine Verbindung 
ſache, da 2 Forderung und der Hypothek her: nur an die Tat⸗ 
= u A eine Forderung nicht mehr entſtehen kann — d. h., 
Tatſache ar dem angegriffenen Aufſatz ausgedrückt habe, die 
endgültie B die Möglichkeit der Valutierung der Hypothek 
liche Ertl ntfällt — nicht aber an eine einſeitige rechtsgeſchaft⸗ 
Hopothck ärung des Gläubigers — das Anerkenntnis, daß die 
e wer U jet — knüpft das Geſetz die Rechts⸗ 
Grundſchuld. g einer vorläufigen in eine endgültige 
Auch von dieſem Standpunkte aus finden die von Ober- 
dem 5 Angeführten Falle eine befriedigende Löſung. Um mit 
905 delten, einfacheren anzufangen: Ganz abgeſehen davon, 
und E. m Fall ohne argliſtiges Zuſammenwirken zwiſchen A. 
en am od! kaum benfbar fit, reicht die Erklärung des A. für 
tigen Gudhucmäßzigen Nachweis der Entſtehung der endgül⸗ 
entf ‚genttimergeumdjchul, jedenfalls in Verbindung mit der 
prechenden Erklärung des E., zweifellos aus. Selbſtver⸗ 


ſtändlich gibt es keinen Schutz dagegen, daß die Beteiligten dem 
GBA. etwas Unrichtiges erklären. Nach den Erklärungen des 
A. und des E. konnte und mußte der Grundbuchrichter anneh- 
men, daß eine Forderung für A. nicht mehr entſtehen würde; 
den in der Erklärung nicht zum Ausdruck gekommenen Vorbe⸗ 
halt konnte der Grundbuchrichter natürlich nicht berückſichtigen. 
Iſt aber die Löſchung der Hypothek ordnungsmäßig erfolgt, be⸗ 
ſteht alſo gar kein Recht am Grundſtück mehr, ſo kann die Hy⸗ 
pothek nicht mehr durch Darlehnshingabe zur Entſtehung kom⸗ 
men, d. h. die Möglichkeit der Valutierung der Hypothek iſt in⸗ 
folge der Löſchung der Hypothek endgültig entfallen. 

Fur den anderen Fall, den Obermair unter Ziff. 1 
bringt, gilt folgendes: Iſt ein Realkreditinſtitut von der Dar⸗ 
lehnszuſage rechtswirkſam, alſo unter den vereinbarten Voraus⸗ 
ſetzungen, zurückgetreten, ſo iſt damit der Darlehnsvorvertrag 
aufgehoben. Vertragliche Beziehungen zwiſchen den Parteien be⸗ 
ſtehen nicht mehr; das Verhältnis der Parteien regelt ſich nun⸗ 
mehr nach den geſetzlichen Vorſchriften der SS 346 ff. BGB. In 
der Regel iſt damit die Möglichkeit der Valutierung der Hypo⸗ 
thek endgültig entfallen; denn es ſteht feſt, daß der „Gläubiger“ 
nicht mehr zur Hingabe des Darlehns verpflichtet iſt, und es 
werden nur ausnahmsweiſe Anhaltspunkte dafür beſtehen, daß 
der Glaubiger nicht nur ohne Rechtspflicht, ſondern ſogar nach 
Aufhebung einer bis dahin beſtehenden Rechtspflicht die Dar⸗ 
lehnsvaluta zahlt. Es wäre unverſtändlich, wollte man dem 
Eigentümer das Recht über die Grundſchuld als endgültige zu 
verfügen nur deshalb verſagen, weil das Realkreditinſtitut die 
Möglichkeit eines neuen Vertragsſchluſſes — auf nichts anderes 
läuft die Erneuerung der Darlehnszuſage hinaus, eine einſeitige 
Rücknahme der Rücktrittserklärung gibt es nicht — ins Auge 
gefaßt hat. Warum ſollte der Eigentümer, wenn er über die 
Grundſchuld verfügen will, von der Bereitwilligkeit des Gläu⸗ 
bigers, die von Ober mair für erforderlich erachtete Erklä⸗ 
rung abzugeben, abhängig fein? Ich glaube alſo grundſätzlich 
mit Recht den Fall der Aufhebung des Darlehnsvorvertrages 
als Beiſpiel für den Wegfall der Valutierungsmöglichkeit ange⸗ 
führt zu haben. Eine ganz andere Frage iſt es, welche Erklä⸗ 
rungen des Gläubigers der Eigentümer zur Berichtigung des 
Grundbuchs benötigt; hier handelt es ſich allein darum, in 
welchem Zeitpunkt die vorläufige Eigentümergrundſchuld ma⸗ 
teriellrechtlich zur endgültigen wird. 

Nun kann es natürlich Ausnahmefälle geben, in denen 
aus dem Wegfall des Darlehnsvorvertrages noch nicht der 
Schluß zu ziehen iſt, daß die Valutierungsmöglichkeit endgültig 
entfallen iſt; daß es ſolche Ausnahmen gibt, habe ich mit mei⸗ 
nen Ausführungen nicht leugnen wollen. Läßt das Kreditinſtitut 
die Möglichkeit eines Neuabſchluſſes des Darlehnsvorvertrages 
offen — was ſchon durch die Redewendung, der Rücktritt werde 
„vorſorglich“ erklärt, ausgedrückt ſein kann — ſo ſteht eben 
nicht feſt, daß die Valutierung der Hypothek ausgeſchloſſen iſt. 
Der Eigentümer erleidet keine wirtſchaftlichen Nachteile da⸗ 
durch, daß die Eigentümergrundſchuld bis zur endgültigen Klä⸗ 
rung der Frage, ob er das Darlehn nun wirklich erhält oder 
nicht, eine vorläufige bleibt. 

Ich faſſe zuſammen: Nicht die notariell beglaubigte Er⸗ 
klärung des Gläubigers, daß die Hypothek nicht valutiert ſei, 
ſondern die Tatſache, daß die Zahlung der Hypothekenvaluta 
nicht mehr in Betracht kommt, macht die vorläufige Eigen⸗ 
tümergrundſchuld zur endgültigen. Die Feſtſtellung des für dieſe 
Verwandlung maßgeblichen Zeitpunktes liegt alſo nicht in der 
Hand des Gläubigers, ſondern dieſer Zeitpunkt ſteht objek⸗ 
tiv feſt. 

2. Zur zweiten Frage ſei folgendes bemerkt: Ergibt ſich, 
wie das ja leicht vorkommen kann, die Notwendigkeit einer 
Zwiſchenfinanzierung erſt, nachdem das Kreditinſtitut den Hy⸗ 
pothekenbrief vom GBA. erhalten hat, ſo kann ich mir ſehr 
wohl denken, daß aus dem Vertrage zwiſchen dem Kreditinſtitut 
und dem Eigentümer eine ſtillſchweigende Vereinbarung des 
Inhalts zu entnehmen iſt, daß das Kreditinſtitut ſchon von der 
Valutierung der Hypothek Eigentümer des Briefes werden ſoll. 
Selbſtverſtändlich ergibt ſich das noch nicht aus der an das 
GBA. gerichteten Weiſung ($ 60 GBO .), den Brief dem Kre⸗ 
ditinſtitut unmittelbar zu überſenden; wohl aber kann aus einer 


11 


82 Aufſätze 


Juriſtiſche Wochenſchrift 


ſolchen Weiſung im Zuſammenhange mit dem Darlehnsvor⸗ 
vertrag ein Rückſchluß auf den Willen der Parteien angebracht 
fein. Iſt aber eine ſolche Auslegung nach Lage des Falles ge- 
boten, ſo leidet der von mir gemachte Vorſchlag nicht an einem 
rechtlichen Mangel; der Satz Obermairs, die Abtretung 
des Herausgabeanſpruchs könne die körperliche Übergabe nur 
erſetzen, wenn dem Abtretenden das Eigentum an der heraus⸗ 
zugebenden Sache zuſtehe, paßt auf den vorliegenden Fall gar 
nicht, da es ſich hier ja nicht um die Übereignung des Hypo⸗ 
thekenbriefes, ſondern um die Abtretung der vorläufigen Eigen- 
tümergrundſchuld (SS 1192, 1154, 1117, 931 BGB.) handelt: als 
Erſatz der Übergabe des Briefes iſt die Abtretung des Heraus⸗ 
gabeanſpruches (gleichgültig, ob dieſer ein dinglicher oder per⸗ 
ſönlicher Anſpruch iſt) zugelaſſen, auf das Eigentum am Brief 
kommt es alſo hier nicht an. 

3. Bei dieſer Gelegenheit ſei noch kurz auf einen Einwand 
gegen meinen Aufſatz eingegangen, der mir von dem Syndikus 
eines bekannten Kreditinſtituts mündlich unterbreitet worden 
iſt. Ich hatte ausgeführt, daß die Vereinbarung eines Ber- 
wahrungsvertrages zwiſchen dem Zwiſchenkreditgeber und dem 
Gläubiger (ſofern dieſer bereits vor der Valutierung Brief— 
eigentümer geworden iſt, ſiehe oben) als Übergabeerſatz nicht 
ausreicht. Mir wurde eingewendet, daß der Zwiſchenkredit— 
geber auf Grund des Verwahrungsvertrages mit dem ſpäteren 
Gläubiger mittelbarer Beſitzer des Briefes werden würde und 
daß dieſer Beſitz — in Verbindung mit der antizipierten (vor⸗ 
weggenommenen) Einigung oder doch jedenfalls mit dem fort⸗ 
dauernden Einigſein über den Übergang der vorläufigen Eigen— 


tümergrundſchuld vom Eigentümer auf den Zwiſchenkredit⸗ 
geber — zur Abtretung der vorläufigen Eigentümergrundſchuld 
an den letzteren ausreicht. Richtig iſt, daß der mittelbare Beſitz 
des Erwerbers bei der Übergabe kurzer Hand ($ 929 S. 2 
BGB.) genügt. Dagegen wird überwiegend angenommen, daß 
eine vorweggenommene Einigung bei der Übergabe kurzer Hand 
nicht möglich iſt (Staudinger, BGB., 10. Aufl., § 929 
Anm. IVe; Planck, BGB., 4. Aufl., § 929 Anm. 8, beide mit 
weiteren Nachweiſen über die verſchiedenen Auffaſſungen); auch 
ein fortdauerndes Einigſein — hier über den Übergang der 
Grundſchuld — kommt, wenn man es überhaupt bei einer 
Grundſchuldabtretung für denkbar halten will, im vorliegenden 
Falle deshalb nicht in Betracht, weil es an einer ſinnfälligen 
Bekundung der Fortdauer der beiderſeitigen Einigkeit, wie ſie 
im Falle des § 929 S. 1 BGB. in der realen Übergabe des 
Gegenſtandes (des Briefes) zu erblicken iſt, hier fehlt. Muß aber 
die Einigung dem Beſitzerwerb nachfolgen, ſo genügt es nicht, 
daß der Zwiſchenkreditgeber erſt mit dem Eigentümer den 
Übergang der Grundſchuld vereinbart und ſich dann von dem 
endgültigen Gläubiger einen Herausgabeanſpruch bezüglich des 
Briefes einräumen läßt. Es wird alſo jedenfalls der ſicherſte 
Weg fein, jo zu verfahren, wie ich es vorgeſchlagen habe: zu— 
erſt die Begründung eines Herausgabeanſpruches des Eigen⸗ 
tümers gegen den endgültigen Gläubiger (ſofern dem Eigen 
tümer ein ſolcher Anſpruch nicht ſchon zuſteht), dann Abtretung 
dieſes Anſpruchs an den Zwiſchenkreditgeber und zugleich Ver— 
einbarung des Übergangs der vorläufigen Eigentümergrund— 
ſchuld auf ihn. 


Zu § 20 G60. neuer Faſſung 


Muß im grundbuchlichen verkehr der Unterſchrift unter eine gerichtlich oder notariell beurkundete 
Erklärung einer Gemeinde oder eines Gemeindeverbandes das Siegel oder der Stempel der 
Behörde beigeoͤrückt werden: 


A. 
Von Kreisſyndikus Dr. Nauk, Nauen 


Nach § 29 Abſ. 3 GBO. i. d. Faſſ. der VO. zur Anderung 
des Verfahrens in Grundbuchſachen v. 5. Aug. 1935 (RGBl. I, 
1065 ff.) ſind Erklärungen oder Erſuchen einer Behörde, auf 
Grund deren ein Eintragung vorgenommen werden ſoll, zu un⸗ 
terſchreiben und mit Siegel oder Stempel zu verſehen. Aus 
der faſt gleichlautenden Vorſchrift in Art. 9 PrAGGGBO. vom 
26. Sept. 1899 (GS. 307) iſt in der Praxis vielfach gefolgert 
worden, daß der Unterſchrift eines verfaſſungsmäßigen Vertre- 
ters unter einer Erklärung einer Gemeinde ſtets das Siegel 
oder der Stempel der Gemeindebehörde beigedrückt werden 
müſſe, wenn die Erklärung eine Grundlage für eine grundbuch 
liche Eintragung abgeben ſolle, und zwar auch dann, wenn Ge— 
richt oder Notar die Erklärung beurkunden. Vorſorglich wurde 
in dieſen zuletzt genannten Fällen die Beurkundung damit ab⸗ 
geſchloſſen, daß dem üblichen Vorleſungs-, Genehmigungs- und 
Unterſchriftsvermerk etwa hinzugefügt wurde: „indem fie (die 
Beteiligten) zugleich das Gemeindeſiegel ihrer Unterſchrift bei⸗ 
drückten“. Die hierbei hervortretende Rechtsauffaſſung zeigt 
neben der beſonderen Vorſicht, die bei Erklärungen öffentlicher 
Körperſchaften häufiger anzutreffen iſt, Unklarheiten über die 
Beurteilung zweier verſchiedener Tatbeſtände. Mit Rückſicht 
auf die jetzige reichsrechtliche Faſſung des §29 GBO. erſcheint 
eine Klarſtellung am Platze. 

Abgeſehen von den weitergreifenden Erſuchen (auf Grund 
einer großen Zahl von beſonderen Geſetzen) aus § 38 GBO., auf 
die hier nicht einzugehen iſt, kann eine Behörde, insbeſ. die Ge⸗ 
meinde und der Gemeindeverband, dem Grundbuchrichter Erklä⸗ 


rungen in eigenen Grundbuchangelegenheiten in zwei verſchie⸗ 
denen Formen überliefern: 
1. in der der öffentlichen Urkunde, 
2. in der bürgerlich-rechtlichen Form zur Niederſchrift des 
Grundbuchrichters oder Notars. 


Zu 1. Die Gemeinde (der Gemeindeverband) genießt wie 
alle öffentlichen Behörden den Vorzug, kraft öffentlichen Rechts 
in eigenen Angelegenheiten diejenigen rechtsgeſchäftlichen Erklä⸗ 
rungen ſelbſt ausſtellen zu dürfen, die ſonſt gerichtlich oder nota⸗ 
riell beurkundet werden müſſen. Die Beurkundung wird durch 
die in gehöriger Form ausgeſtellte Urkunde der Gemeinde oder 
des Gemeindeverbandes erſetzt (vgl. Güthe-Triebel, 
GBO., Komm., 6. Aufl. 1936, Aum. 36 zu § 29), ſelbſtverſtänd⸗ 
lich nur inſoweit, als nicht weitergehende Vorſchriften die Ver- 
wendung der Schriftform ausſchließen, z. B. die SS 873, 925 
BGB. bei der Auflaſſung. Derartige „öffentliche“ Urkunden die⸗ 
nen als Nachweis der Eintragungsbewilligung oder der ſonſti⸗ 
gen zu der Eintragung im Grundbuch erforderlichen Erklärun⸗ 
gen (§ 29 Abſ. 1 GBO .). Geeignet aber find fie hierzu nur dann, 
wenn die Prüfung, die der Grundbuchrichter pflichtgemäß vor⸗ 
nehmen muß, ergibt, daß ſie echt und materiell rechtswirkſam 
ſind. Die Echtheit ſetzt voraus, daß die ausſtellende Behörde eine 
öffentliche iſt (bei der Gemeinde [dem Gemeindeverband! trifft 
das zu), daß der Inhalt der Urkunde eine eigene Angelegenheit 
der Behörde betrifft und daß bei der Ausſtellung die vorgeſchrie⸗ 
bene Form gewahrt iſt (vgl. § 415 ZPO., ferner KGJ. 21, 
4 101 OLG. 1, 412 und Güthe⸗Triebel a. a. O. 
Anm. 126). Für die Prüfung der Form ſind maßgebend einmal 
das Verfaſſungsgeſetz des Ausſtellers der Urkunde, alſo für die 
Gemeinde die Deutſche Gemeindeordnung und für die Ge- 
meindeverbände Preußens bis auf weiteres das Preußiſche Ge⸗ 
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meinde Finanzgejeh, und zweitens § 29 Abſ. 3 GBO. Daraus 
folgt zunächſt, daß die beſondere Form, die in den Verfaſſungs⸗ 
gelegen für Verpflichtungserklärungen vorgeſchrieben iſt (88 142, 
d Abſ. 2 PrcgemFinch. für die Provinzen und Landkreiſe; 8 36 
Abſ. 2 DGemO. für die Gemeinden), nur da anzuwenden iſt, 
wo die Erklärungen einen den Ausſteller verpflichtenden Inhalt 
haben, d. h. alſo im Grundbuchverkehr in der Regel nicht, weil 
Eintragungsbewilligungen, Entpfändungen, Vorrangseinräu⸗ 
mungen, auch aufſichtsbehördliche Genehmigungen u. dgl. nicht 
verpflichtend, ſondern verfügend oder ſonſt rechtsgeſtaltend find, 
oder weil andere Erklärungen, z. B. die, daß eine Genehmigung 
der Aufſichtsbehörde nicht erforderlich ſei (mal. DurchfVO. zur 
Dem. zu § 62, 25), lediglich Tatſachen beſcheinigen. Damit 
iſt aber nicht geſagt, daß die Form für die Ausſtellung der 
öffentlichen Urkunde im grundbuchlichen Verkehr willkürlich ge- 
ſtaltet werden könne. Daß es fi um die Erklärung einer Be- 
hörde handelt, muß der Grundbuchrichter aus der Urkunde ſelbſt 
erſehen können, denn ihm obliegt ja die Prüfung nach 8 29 Abſ. 3 
DGemO. Die ausſtellende Behörde muß alſo irgendwie, ſei es 
am Kopfe der Urkunde, ſei es unter der Erklärung, erkennbar 
angegeben fein. Ferner muß die Urkunde nach § 29 Abſ. 3 
DGemd. unterſchrieben fein. Art. 9 PrAGGBO. ſah die „ord⸗ 
laengsmäßige“ Unterſchrift vor. Ein bedeutſamer Unterſchied 
Äbt ſich aus der geänderten Faſſung der reichsrechtlichen Vor⸗ 
ſchrift aber nicht herleiten. Wenn die Unterſchrift beachtlich ſein 
le muß ſie auch ordnungsmäßig ſein, d. h. erkennen laſſen, daß 
e Bertretungsvorſchriften der gemeindlichen Verfaſſungsgeſetze 
achtet ſind, oder, anders ausgedrückt, daß die in der Unterzeich⸗ 
nung kundgegebene Vertretungsbefugnis mit einer geſetzlich vor⸗ 
geſehenen Möglichkeit der Vertretung übereinſtimmt. Da ſowohl 
8 Pr'emFin®,, wie §35 DGemd. eine weitgehende Beauf- 
Saen von Beamten und Angeſtellten vorſehen, iſt damit auch 
9 ausgedehnte Unterſchriftsbefugnis mit der Wirkung nach 
ducben gegeben. Bei der Prüfung dieſer Vorausſetzungen tritt 
re Bedeutung des Siegels oder Stempels, den § 29 Abſ. 3 GBO. 
der Praibt, voll hervor. Der Grundbuchrichter darf nämlich nach 
— 9, A. ohne weiteren Nachweis annehmen, daß Unterſchrift, 
Siegel oder Stempel echt und der oder die Unterzeichner der Ur⸗ 
unde zur Vertretung der Behörde befugt find (KJ. 33, A 190; 
oder Ge, Triebel a. a. O. 829 Anm. 156), wenn ein Siegel 
oder Stempel der Behörde der Unterſchrift beigedrückt iſt. Bei 
traiſtiſchen Perſonen des Privatrechts muß der Richter die Ver⸗ 
Tetungsbefugnis der namentlich Unterzeichneten genau prüfen. 
at er es zwar auch, insbeſ. bei Zweifeln, z. B. durch 
A ‚frage bei der Behörde oder Anfordern einer Beſcheinigung 
J. „ſchriftliche Vollmacht“ im Falle des § 44 Abf. 1 PrGem⸗ 
für do, braucht es aber nicht. Das Siegel oder der Stempel, 
hat übern richtige Verwendung die Behörde ſelbſt zu ſorgen 
680 erhebt ihn dieſer Pflicht. Die Vorſchrift des § 29 Abf. 3 
re alſo — wie früher Art. 9 Pruchch BO.) — ihre 
unabb ere formale Bedeutung im Grundbuchverfahren und gilt 
5 Vena von etwa anderslautenden Vertretungsvorſchriften 
Siege „elaflungsgefee der Gemeinden oder Gemeindeverbände. 
vr, oder Stempel der Behörde jind daher im Grundbuch⸗ 
ehr der Gemeindebhörden mittels öffentlicher Urkunden auch 


Inn zu verwenden, wenn di i ie 
nicht vorſchreiben. die Gemeindeverfaſſungsgeſetze ſi 


Anders oben im Falle 2 Hier erſcheint die Gemeinde — 
ſche . — durch ihre Vertretung wie eine juriſti⸗ 
pe 3 des bürgerlichen Rechts oder wie ein Privatmann 
Ver = as . Notar und läßt ihre Erklärung beurkunden. 
die ihr dor (ge teſen Weg zu gehen, hat fie in den Fällen, für 
ee er Geſetzgeber keine Ausnahmeſtellung durch die Ver⸗ 
28 P öffentlicher Urkunden eingeräumt hat. Dahin gehört 
vert er Fall der Auflaſſung, aber auch der Grundſtückskauf⸗ 

rag mit beſonderen Nebenerklärungen, wie Anträgen auf 
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die in Preußen der nach Art. 12 8 2 ABGB. beſtimmte 
Urkundsbeamte nicht rechtswirkſam beurkunden kann. Auch vor 
ihrem eigenen Urkundsbeamten erſcheint die Gemeinde wie vor 
Gericht oder Notar wie ein Privatmann. § 29 Abſ. 3 GBO. 
findet auf dieſe Tatbeſtände keine Anwendung. Ein Fall der 
offentlichen Urkunde liegt nicht vor. Vielmehr dient die Form 
der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung als Nachweis der 
zur Eintragung notwendigen Erklärungen i. S. des § 29 Abſ. 1 
GBO. Schon daraus folgt, daß ein geſetzlicher Zwang zur Bei⸗ 
drückung des Stempels oder Dienſtſiegels aus § 29 Abſ. 3 GBO. 
für dieſe Fälle ebenſowenig hergeleitet werden kann, wie für den 
Rechtszuſtand vor dem 1. April 1936 (Art. 7 Abſ. 2 AnderungsG. 
v. 5. Aug. 1935 [RGBl. I, 1072]) aus Art. 9 Pra GBO. Auch 
aus der Deutſchen Gemeindeordnung oder dem Preußiſchen Fi⸗ 
nanzgeſetz, die beide die Verwendung des Dienſtſiegels oder Stem— 
pels bei den Vertreterhandlungen nicht kennen, läßt ſich ein ſol⸗ 
cher Zwang nicht herleiten. Die in der Praxis hier und da noch 
vorhandene andere Rechtsauffaſſung geht zurück auf Erinnerun⸗ 
gen an die Vorſchriften der alten Landgemeinde⸗, Kreis- oder 
Städteordnungen, die neben mehreren Unterſchriften auch das 
Dienſtſiegel vorſchrieben, aber auch nur, ſoweit es ſich um Ver⸗ 
pflichtungsgeſchäfte oder Vollmachten handelte. Nach der h. M. 
iſt im übrigen bei dem Geſchäft der Beurkundung nicht der Ver⸗ 
tretene, ſondern der Vertreter i. S. des § 168 Satz 2 FGG. „be⸗ 
teiligt“ (RGZ. 80, 402 = ZW. 1912, 1101). Es wird alſo gar 
nicht die verfaſſungsmäßige Erklärung einer Gemeinde beurkun⸗ 
det, für die gegebenenfalls eine beſondere Form vorgeſchrieben 
ſein kann, ſondern die Erklärung ihres verfaſſungsmäßigen 
oder rechtsgeſchäftlich bevollmächtigten Vertreters. Im Gegen- 
ſatz zum Grundbuchrichter hat die Urkundsperſon auch kein Recht, 
den Nachweis der Vertretungsbefugnis, insbeſ. die Vorlegung 
einer Vollmacht oder einer Beſcheinigung des Leiters der Ge- 
meinde zu verlangen (Güthe-Triebel a. a. O. §29 Anm. 47). 
Es iſt nur notwendig, daß bei der Beurkundung erkennbar 
gemacht wird, ob der Erſchienene im eigenen oder fremden, 
gegebenenfalls in weſſen Namen er ſeine Erklärungen abgibt, 
hier alſo, daß er namens der Gemeinde handelt (vgl. RG. 96, 
289 = ZW. 1920, 47). Bei ſeiner Unterſchrift kann der Ver⸗ 
treter der Körperſchaft ſein Vertretungsverhältnis angeben, 
braucht es aber nicht. Es genügt, daß er mit feinem bürger⸗ 
lichen Namen unterzeichnet. Der eingangs erwähnte Zuſatz bei 
den Beurkundungsprotokollen, „indem ſie (die Beteiligten) das 
Gemeindeſtegel ihrer Unterſchrift beidrückten“, iſt daher unter 
keinem rechtlichen Geſichtspunkte notwendig. 


Der Grundbuchrichter, der auf Grund der beurkundeten 
Erklärung die Eintragung vornehmen ſoll, muß dagegen die 
Vertretungsbefugnis prüfen. Ihm muß ſie erforderlichenfalls 
auch nachgewieſen werden. Ein der Unterſchrift bei der Beurkun⸗ 
dung beigedrückter Stempel der Behörde kann ihn dieſer Pflicht 
nicht entheben, denn eine öffentliche Urkunde i. S. des § 29 
Abſ. 3 GBO. liegt hier ja nicht vor. Er muß daher die Vorlage 
einer rechtsgeſchäftlichen Vollmacht der Gemeinde (des Gemeinde⸗ 
verbandes) auf den Vertreter verlangen, deſſen Erklärung be- 
urkundet iſt, und zwar einer Vollmacht in der Form nicht nur 
der Gemeindeverfaſſungsgeſetze, ſofern ein verpflichtender In⸗ 
halt vorliegt (vgl. für die Dem. die AusfBeſt. 2 zu d zu 8 36), 
ſondern auch der des § 29 Abſ. 3 GBO, alſo mit Siegel oder 
Stempel. Eine Ausnahme macht hierbei lediglich §S30 GBO. 
für den einfachen Eintragungsantrag. Oder das Geſetz muß die 
Legitimation des Vertreters der Gemeinde (des Gemeindever⸗ 
bandes) unmittelbar ergeben. Verlangt der Grundbuchrichter für 
einen verfaſſungsmäßigen Vertreter der Gemeinde, der nicht ihr 
Leiter iſt, eine Beſtätigung der Vertretungsbefugnis im Einzel⸗ 
fall, ſo handelt es ſich dabei nicht um eine privatrechtliche Voll⸗ 
macht oder die nachträgliche Genehmigung eines ohne Vertre⸗ 
tungsmacht abgeſchloſſenen Geſchäfts, ſondern um die Beſtäti⸗ 
gung von Tatſachen aus Vorgängen der inneren Verwaltung, 
auf die die privatrechtlichen Vorſchriften des BGB. über Voll⸗ 
machten keine Anwendung finden (JW. 1936, 1573 ff.). Auch 
für fie gilt aber 8 29 Abſ. 3 GBO., alſo der Zwang zur Bei⸗ 
drückung des Siegels oder Stempels der Behörde. Selbſtver⸗ 
ſtändlich kann eine rechtsgeſchäftliche Vollmacht der Gemeinde 
auch in der Form der gerichtlichen oder notariellen Beurkundung 
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ausgeſtellt werden. In der Praxis wird dies aber kaum vor⸗ 
kommen. 

Beim 8 29 Abſ. 3 GBO. handelt es ſich im übrigen lediglich 
um eine Ordnungsvorſchrift, deren Nichtbeachtung keine mate⸗ 
riell⸗rechtlichen Wirkungen auf die Gültigkeit der Eintragung hat. 


B. 
Von Kammergerichtsrat Dr. Werner Schulze, Berlin 


Bei den Erklärungen, welche eine Gemeinde oder ein Ge⸗ 
meindeverband dem GBA. gegenüber abgibt, iſt ſcharf zwiſchen 
ihrer materiellen Wirkſamkeit und ihrer formellen Geeignetheit 
zur Herbeiführung einer Eintragung zu unterſcheiden. Der 8 29 
Abſ. 3 GBO. (früher Art. 9g PrAGGB0O.) regelt nur die letztere 
Frage. Er hat als bloße Ordnungsvorſchrift, deren Verletzung 
das Rechtsgeſchäft nicht materiell unwirkſam und das Grund- 
buch daher nicht unrichtig macht (vgl. KGJ. 43, 143), nur ver⸗ 
fahrensrechtliche Bedeutung. 

Die Beobachtung der Form des § 29 Abſ. 3 GBO. ent⸗ 
bindet den Grundbuchrichter von der Verpflichtung, die im Ein⸗ 
zelfalle für die Wirkſamkeit der Erklärung maßgebenden Ver⸗ 
tretungsvorſchriften nachzuprüfen (vgl. IF G. 4, 261 = OLG. 
45, 103; JF G. 12, 328 = DJ. 1935, 969 = ZW. 1935, 1714 5°; 
Güthe⸗Triebel, GBO, 6. Aufl., § 29 Anm. 156). Er darf 
ſich alſo, wie Nauk zutreffend hervorhebt, grundſätzlich dar 
auf verlaſſen, daß Unterſchrift und Siegel oder Stempel echt 
ſowie daß der oder die Unterzeichner der Urkunde zur Vertre— 
tung der Behörde befugt find. Vorausſetzung für die Eintra- 
gung auf Grund einer ſolchen Erklärung oder eines ſolchen Er- 
ſuchens iſt allerdings, daß die Behörde innerhalb ihrer Zu⸗ 
ſtündigkeitsgrenzen handelt und daß auch die ſach⸗ 
lich-rechtlichen Formvorſchriften ($ 125 BGB.) 
für Erklärungen der betreffenden Art beobachtet ſind. Von der 
Nachprüfung dieſer Vorausſetzungen iſt der Grundbuchrichter 
durch die Beobachtung der Form des § 29 Abſ. 3 GBO. nicht 
entbunden. 

Eine Überſchreitung der Zuſtändigkeitsgrenzen 
kommt bei der Gemeinde insbeſ. in Betracht, wenn fie Grund⸗ 
ſtücke oder grundſtücksgleiche Rechte ohne die gem. §62 DGemO. 
i. Verb. m. den §§ 23, 24 der 1. DurchfVO. v. 22. März 1935 
(RGBl. I, 393) erforderliche Genehmigung der Aufſichtsbehörde 
veräußert; eine ſolche Veräußerung iſt nach §S 104 DGem O. un⸗ 
wirkſam. Jedoch iſt dem Grundbuchrichter auch hier wiederum 
die Nachprüfung der Genehmigungsbedürftigkeit durch die Vor⸗ 
ſchrift des 8 25 DurchfVO. erleichtert. Nach dieſer Vorſchrift iſt 
dem Antrag auf eine grundbuchamtliche Eintragung eine Erklä⸗ 
rung des Bürgermeiſters beizufügen, daß der Abſchluß des 
Rechtsgeſchäfts nach den 88 23, 24 genehmigungsfrei iſt; in der 
Erklärung iſt auf die in Frage kommende Vorſchrift ausdrück⸗ 
lich Bezug zu nehmen. Dieſe Erklärung fällt, weil auf Grund 
ihrer eine Eintragung vorgenommen werden ſoll, ihrerſeits wie⸗ 
derum unter die Formvorſchrift des 8 29 Abſ. 3 GBO. Liegt 
ſie vor, dann kann ſich der Grundbuchrichter ohne weitere Nach⸗ 
prüfung der tatſächlichen Vorausſetzungen auf ſie verlaſſen; nur 
wenn er Tatſachen kennt, aus denen ſich ihre Unrichtigkeit er⸗ 
gibt, oder wenn ſie inhaltlich unvollſtändig iſt, darf er auch dar— 
aufhin die Eintragung nicht vornehmen (vgl. den zum Abdruck 
beſtimmten Beſchl. des KG. v. 26. Nov. 1936, 1 Wx 516/36). 
Bedarf die betreffende Veräußerung der Genehmigung der Auf⸗ 
ſichtsbehörde, ſo unterliegt dieſe Genehmigungserklärung als 
ſolche nicht der Formvorſchrift des § 29 Abſ. 3 GBO.; vielmehr 
genügt es, wenn die Genehmigung dem GBA. in der Form einer 
von der Gemeinde beglaubigten Abſchrift mitgeteilt wird und 
der Beglaubigungsvermerk der Vorſchrift des § 29 Abſ. 3 ent- 
ſpricht (vgl. KGJ. 38, A 239; Güthe⸗Triebel, GBO., 
6. Aufl., 829 Anm. 151). 

Als ſachlich-rechtliche Formvorſchrift, die 
auch der Grundbuchrichter zu beachten hat, kommt — außer den 
allgemeinen Formvorſchriften, wie z. B. der Vorſchr. des § 925 
BGB. bei Auflaſſungen — hier insbeſ. die Vorſchrift des 
9 36 Abſ. 2 Satz 1 und 2 D&emd. in Betracht, wonach Erklä⸗ 


rungen, durch die die Gemeinde verpflichtet werden ſoll, der 
ſchriftlichen Form bedürfen und unter der Amtsbezeichnung des 
Bürgermeiſters handſchriftlich zu unterzeichnen ſind. Während 
die in den zahlreichen früheren Landesgeſetzen erlaſſenen Vor⸗ 
ſchriften für die Vertretung von Gemeinden und Gemeindever⸗ 
bänden in ſtändiger Rechtſprechung, die wohl vornehmlich durch 
Art. 55 EGBGB. veranlaßt worden iſt, nicht als bloße Form⸗ 
vorſchriften aufgefaßt worden ſind, ſondern zugleich und in 
erſter Reihe als Vorſchriften, durch welche die Vertretungsmacht 
der behördlichen Organe beſchränkt wird (vgl. RG. 115, 313 
= 38. 1927, 779; RGZ. 146, 45 = JW. 1935, 850), handelt 
es ſich bei 8 36 Abs. 2 Satz 1 und 2 DGemO. um eine reine 
Formvorſchrift (vgl. Anm. Saage: D. 1935, 969); denn 
die Vertretungsbefugnis des Bürgermeiſters iſt an die Mit⸗ 
wirkung anderer Gemeindeorgane nicht mehr gebunden. Um 
eine bloße Vertretungsvorſchrift handelt es ſich dagegen wie— 
derum bei 8 36 Abſ. 2 Satz 2 DGemO., wonach im Falle der 
Vertretung des Bürgermeiſters die Erklärung durch zwei ver⸗ 
tretungsberechtigte Beamte oder Angeſtellte unterzeichnet tver- 
den muß; ihre Beobachtung bedarf daher, wenn die Erklärung 
in der Form des § 29 Abſ. 3 GBO. abgegeben iſt, keiner 
weiteren Nachprüfung des Grundbuchrichters. Das gleiche gilt 
von der gem. § 41 der 1. DurchfVO. z. DGemO. auf Gemeinde⸗ 
verbände noch anwendbaren Vorſchrift des § 142 i. Verb. m. 
§ 45 PrGemßFincG. v. 15. Dez. 1933 (Pr S. 442). Ergibt ſich 
freilich aus dem Inhalt der Urkunde, daß die Erklärung infolge 
der Nichtbeachtung von Vertretungsvorſchriften materiell un- 
wirkſam iſt, dann hat der Grundbuchrichter gleichwohl den Ein- 
tragungsantrag aus dieſem Grunde zu beanſtanden, weil ihm 
nicht zugemutet werden kann, eine Eintragung vorzunehmen, 
von der er weiß, daß ſie das Grundbuch unrichtig machen würde. 


Die Urkunden, die in der bürgerlich-recht⸗ 
lichen Form zur Niederſchrift des Grund- 
buchrichters oder Notars eine Erklärung einer Ge⸗ 
meinde oder eines Gemeindeverbandes enthalten, haben ſelbſt⸗ 
verſtändlich ebenfalls die Eigenſchaft öffentlicher Urkunden, aber 
nicht — worauf es bei der Erörterung der Vorſchrift des § 29 
Abſ. 3 GBO. allein ankommt — auf Grund der behördlichen 
Eigenſchaft der Gemeinde oder des Gemeindeverbandes, fon- 
dern auf Grund der behördlichen Eigenſchaft des Gerichts oder 
des Notars. Daß auch ihnen, außer der ohnehin erforderlichen 
Unterſchrift der die Erklärung abgebenden Perſon, das Siegel 
oder der Stempel der von ihr vertretenen Gemeinde oder des 
von ihr vertretenen Gemeindeverbandes beigefügt wird, kann 
man allerdings füglich nicht verlangen. Darin iſt den vorſtehen⸗ 
den Ausführungen von Nauk beizuſtimmen. Hieraus folgt aber 
noch nicht, daß die Vorſchrift des § 29 Abſ. 3 GBO. in Fällen 
dieſer Art unanwendbar iſt. Der Grundbuchrichter hat vielmehr 
auch in ſolchen Fällen darauf zu beſtehen, daß ihm die Vertre⸗ 
tungsbefugnis derjenigen Perſon, welche die gerichtliche oder 
notarielle Erklärung im Namen der Gemeinde oder des Ge⸗ 
nieindeverbandes abgegeben hat, in der Form des 8 29 Abſ. 3 
GBO. nachgewieſen wird; hierzu bedarf es einer beſonderen in 
dieſer Form erteilten Vollmacht oder auch bloßen Beſcheinigung 
der betreffenden Behörde, daß die Perſon, welche die rechts⸗ 
geſchäftliche Erklärung vor dem Gericht oder dem Notar namens 
der Behörde abgegeben hat, zu deren Vertretung befugt war. 
Auch eine derartige bloße Beſcheinigung der Behörde, wie ſie 
insbe]. bei Abgabe der rechtsgeſchäftlichen Erklärung durch den 
geſetzlichen Vertreter ſelbſt in Betracht kommt, iſt als Erklärung 
im Sinne des § 29 Abſ. 3 GBO. anzuſehen, da unter dieſe Vor⸗ 
ſchrift nicht nur rechtsgeſchäftliche Erklärungen, ſondern auch Er⸗ 
klärungen über Tatſachen fallen (vgl. Güthe⸗Triebel, 
GBO., 6. Aufl., § 29 Anm. 151; a. M.: anſcheinend Hefje- 
Saage-Fiſcher, EBD, § 29 Erl. VII); dies ergibt ſich 
deutlich aus der Vorſchrift des § 25 der 1. DurchfVO. z. DGem O., 
die ſicher nur eine Erklärung über Tatſachen vorſieht und für 
den Grundbuchrichter wertlos wäre, wenn ſie nicht in der Form 
des § 29 Abſ. 3 GBO. abzugeben wäre und den Grundbuchrichter 
dadurch von jeder weiteren Nachprüfung in tatſächlicher Hinſicht 
befreite. Durch ſolche Vollmacht oder Beſcheinigung wird die vor 
dem Gericht oder dem Notar abgegebene Erklärung ergänzt, jo 
daß auf dieſe Weiſe für den Grundbuchrichter die gleiche Beweis⸗ 
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lage geſchaffen wird, als wenn die gerichtliche oder notarielle 
Arkunde zugleich bereits das Siegel oder den Stempel der Be⸗ 
Horde, in deren Namen die gerichtliche oder notarielle Erklärung 
abgegeben iſt, trüge. Jedoch bleibt es, wie noch hinzugefügt wer⸗ 
ki N mag, dem die Erklärung abgebenden Vertreter der Behörde 

nbenommen, ſeiner Unterſchrift unter der gerichtlichen oder 


notariellen Urkunde auch ſogleich das Siegel oder den Stempel 
feiner Behörde beizufügen (vgl. RGZ. 73, 208 = JW. 1910, 
592; RG.: Gruch. 56, 387); nur empfiehlt ſich in dieſem Falle 
eine ausdrückliche Feſtſtellung des Gerichts oder des Notars in 
der Urkunde oder mindeſtens in der Ausfertigung derſelben, 
daß dies geſchehen iſt. 


Die Pflichten des Unternehmers gemäß § 15 FluchtlG. 


Von preuß. Oberverwaltungsgerichtsrat i. R. Dr. von Elbe, Berlin 


1 Der 815 Fluctl®. bezeichnet im Abſ. 1 als regelmäßige 
urbeiten der Straßenherſtellung die Freilegung, erſte Einrich⸗ 
tung, Entwäſſerung und Beleuchtung; durch Ortsſatzung kann 
!eligefegt werden, daß dieſe Straßenherſtellung einſchließlich der- 
* einer fünfjährigen Unterhaltung vom Unternehmer der 
3 ven Anlage oder im Falle der Gebäudeerrichtung von den 
ugrenzenden Eigentümern beſchafft oder daß entſprechender 
nenſtenerſat von dieſen geleiſtet werde. Das Geſetz ſtellt Unter⸗ 
9 0 und angrenzende Eigentümer einander gleich; dieſe un⸗ 
8 Faſſung des Geſetzes (vgl. Strauß-Torney, Flucht⸗ 
2 zengeſetz, 7. Aufl., S. 326) kann nicht zu der Meinung führen, 
78 7 Verpflichtung des Unternehmers ſtets gleich derjenigen 
inü 5 nlieger den Charakter einer Gemeindelaſt habe. Vielmehr 
kante; wie das OV. wiederholt (u. a. OVG. 86, 142) aner- 
pflic hat, zwei voneinander ſcharf getrennte Arten von Ver⸗ 

ichlungen des Unternehmers gegenüber der Gemeinde unter- 
De werden: 

a2) Der Unternehmer verpflichtet ſich der Gemeinde rein 
schacht zur Herſtellung einer Straße gemäß einer zwi⸗ 
A ihm und der Gemeinde getroffenen freien Vereinbarung; 
5 eſem Fall handelt es ſich um einen Unternehmervertrag im 
Ei 1 5 Sinne, der nur privatrechtliche Folgen hat, nicht aber 
8 meindelaſt gegenüber der Gemeinde begründet. Aus der 
8 ‚rechtlichen Natur dieſes Vertrages folgt, daß die im 8 15 
for Bus Burgen Beitragspflichten der Anlieger von einem 
Pr a ertrage nicht berührt werden; nur können die Anlie- 
7 = es ſich bei Anliegerbeiträgen um Koſtenerſtattung han⸗ 
diejeni auch fir privatrechtlichen Unternehmerverträgen nicht für 
4 8 gen Teileinrichtungen herangezogen werden, für welche 
74 ae nach dem Vertrag keine Koften erwachſen (OVG. 


b) Der Unternehmervertrag im engeren Sinne hat feine 
lichen me in der Ortsſatzung und damit lediglich im öffent⸗ 
gen — er Er ſetzt voraus, daß die Ortsſatzung die regelmäßi⸗ 
Furcht e angegebenen — Vorſchriften des Abſ. 1 8 15 
ſatzung und be die Herſtellung von Straßen enthält. Die Orts⸗ 
zuſchliehend or dieſem entſprechende mit dem Unternehmer ab- 
vorgeſcheirde Vertrag muß fich innerhalb diefer im e 15 bj. 1 

immundebenen Schranken halten, darf alſo z. B. nicht die Be⸗ 
im ren SE daß der Unternehmer die Straßenbankoſten 
Zur Erfüllung der Gerneindelaſſe einzahle (OBG. 86, 142). 
e ung der auf Grund der Ortsſatzung vertragsmäßig 
rechtlich Per Verpflichtungen ift der Unternehmer öffentlich⸗ 
die den Doch 62 225). Das hat die Wirkung, daß 
s Or mei . befugt iſt, ohne weiteres bei Vertragsverſtößen im 
Arbeit magswege einzuſchreiten, insbeſ. alſo die erforderlichen 
ten für den Unternehmer ausführen zu laſſen, falls dieſer 


x 5 verpflichtung 
91 er Angehörigen des Fürstentums Liechtenſtein, 
3 für die prozeßkoſten zu Teiften (8 110 550.) 
in „; Die Regierung des Fürſtentums Liechtenſtein hat kürzlich 
a Mitteilung an das Deutſche en Zürich 
Beklagte Deutſche als Kläger von der Verpflichtung, dem 
Liechten e wegen der Prozeßkoſten Sicherheit zu leiſten, in 
= daenſtein nicht befreit ſeien. Gegenüber einer Rückfrage, 
er auf die bisherige gegenteilige Auffaſſung des deutſchen 


ſeiner Leiſtungspflicht nicht nachkommt (a. a. O. S. 225). Aus 
der im öffentlichen Recht begründeten Verbindlichkeit des Un⸗ 
ternehmers zu einer Gemeindelaſt folgt weiter, daß jede Bei— 
tragspflicht von Anliegern an der Unternehmerſtraße aus— 
geſchloſſen iſt; die Pflicht des Unternehmers tritt an die Stelle 
derjenigen der Anlieger (OVG. 86, 143). Nur dann können An⸗ 
lieger zu Beiträgen verpflichtet werden, wenn die Gemeinde den 
Vertrag mit dem Unternehmer löſt; aber nur diejenigen An⸗ 
lieger ſind beitragspflichtig, welche nach Löſung des Unter⸗ 
nehmervertrages oder nach Übernahme des Ausbaues für eigene 


Rechnung durch die Gemeinde und nach Bekanntgabe dieſer Lö— 


ſung Gebäude errichtet haben (OVG. 90, 40). 

Das OVG. hat in Anlehnung an die Entſcheidung (OVG. 
62, 222) in einem neueren Urt. v. 8. Sept. 1936, das S. 12751 
im Auszuge abgedruckt iſt, auf Grund einer Ortsſatzung, welche 
über die Verpflichtung des Unternehmers im Rahmen des 
§ 15 Abſ. 1 FluchtlG. Beſtimmung getroffen hatte, das Vor⸗ 
liegen eines — öffentlich-rechtlichen — Unternehmervertrages 
im engeren Sinne anerkannt. Darüber hinaus hat der Gerichts⸗ 
hof in dieſem Urteil zur Frage Stellung genommen, inwieweit 
das Bauprogramm einer Gemeinde und derartige Unternehmer⸗ 
verträge einander berühren. Das Bauprogramm umfaßt die 
techniſchen Anforderungen, welche nach dem Willen der Gemeinde 
für die Vollendung einer Straße erfüllt werden müſſen (ſiehe 
Scholtz, Offentliches Grundſtücksrecht, S. 24); nach dem Bau⸗ 
programm entſcheidet es ſich, was zur erſten Einrichtung einer 
Straße gehört. Dieſe Entſcheidung iſt bedeutſam für die Anlie⸗ 
gerbeitragspflicht, denn Beiträge können nur für die erſte Ein⸗ 
richtung einer Straße gefordert werden (OVG.: VerwBl. 55, 79). 
Bei Unternehmerſtraßen aber, die auf Grund eines öffentlich⸗ 
rechtlichen Vertrages hergeſtellt ſind, iſt die Frage nach der erſten 
Einrichtung nach dem Urteil v. 8. Sept. 1936 ausſchließlich nach 
dem Vertrage und nicht nach dem Bauprogramm der Gemeinde 
zu beurteilen. Iſt alſo eine Unternehmerſtraße auf Grund eines 
Unternehmervertrages im engeren Sinne fertiggeſtellt, ſo iſt 
damit die erſte Einrichtung dieſer Straße vollendet. Daß etwaige 
formelle Mängel bei der Abnahme einer ſolchen Unternehmer- 
ſtraße die Anliegerpflicht nicht beeinfluſſen, iſt in dieſem Urteil 
noch beſonders hervorgehoben. 

Zuſammenfaſſend iſt hinſichtlich der Beitragspflicht der An⸗ 
lieger daran feſtzuhalten, daß dieſe Beitragspflicht grundſätzlich 
ausgeſchloſſen iſt, ſobald ein Unternehmer gemäß einem öffent- 
lich⸗rechtlichen Vertrage eine „Unternehmerſtraße im Rechts- 
ſinne“ herſtellt; § 15 FluchtlG. begründet daher nur eine alter⸗ 
native Verpflichtung, entweder diejenige des öffentlich-recht⸗ 
lich verpflichteten Unternehmers oder diejenige der Anlieger 
(OVG. 90, 40). 


Schrifttums und der deutſchen Rechtſprechung ſowie auf eine 
Mitteilung des LG. Vaduz v. 5. Dez. 1923 hingewieſen war, 
hat ſie am 2. d. M. erneut beſtätigt, daß die Gerichte Liechten⸗ 
ſteins von Reichsangehörigen Sicherheitsleiſtung für die 
Prozeßkoſten verlangen würden. Im Verhältnis zum Fürſten⸗ 
tum Liechtenſtein kann daher die Gegenſeitigkeit im 
Sinne des 8 110 Abi. 2 3 PO. nicht mehr als 
verbürgt angeſehen werden. 

(AV. d. RIM. v. 18. Sept. 1936 [9. 202 L 3K — ıV b 7753]. 
— D. 1936, 1515.) 
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Juriſtiſche Wochenschrift 


Schadensverhütung iſt Pflicht! 
I. Urkundenſteuergeſetz 

Stempelpflicht für Vergleiche beachten. 

Für Bürgſchaften, die zwecks Sicherheitsleiſtung zur Ab⸗ 
wendung der Zwangsvollſtreckung übernommen werden, ent⸗ 
hält das UrkStG. in § 26 keine Befreiungsvorſchrift mehr. 

Nur die Bevollmächtigung zur gerichtlichen Vertre⸗ 
tung unterliegt der Steuerbefreiung. Streichen Sie deshalb 
ſchleunigſt in Ihrer Vollmacht etwaige Ermächtigungen oder 
Beauftragungen zur außergerichtlichen Vertretung (827 Urk⸗ 
StG.) 

II. Zivilprozeßordnung 

Dem Antrag auf Gewährung von Vollſtreckungsſchutz wird 
immer noch zu wenig Bedeutung beigelegt. Der Antrag auf 
Vollſtreckungsnachlaß ſollte grundſätzlich immer geſtellt werden. 
Er verurſacht keine Koſten und ſchadet nie. Nicht daran ſtoßen, 
daß einzelne Gerichte etwa die Auffaſſung vertreten, Vollitref- 
kungsnachlaß käme für den Bekl. dort nicht in Frage, wo die 
Vollſtreckung von einer Sicherheitsleiſtung des Kl. abhängig ſei. 
Andere Gerichte ſind anderer Anſicht. Die Auffaſſungen ändern 


ſich. Lieber zu vorſichtig ſein! Niemals vor dem OLG. den An⸗ 
trag auf Vollſtreckungsnachlaß vergeſſen! Vor dem RG. iſt eine 
Vollſtreckungseinſtellung bekanntlich ſehr ſchwer zu erreichen. 


(Mitg. von der Verſicherungsabteilung des NSRB.) 


Vorträge über „Buchführungstechnik und Bilanzweſen“ 
im Rahmen des NSRB.-Arbeitswertfes 


Im Rahmen des NSRB.⸗Arbeitswerkes werden im kom⸗ 
menden Frühjahr als Vorbereitung für demnächſt abzuhaltende 
Steuerrechtskurſe kurze Lehrgänge über Buchführungstechnik und 
Bilanzweſen abgehalten, die den beſonderen Bedürfniſſen der 
Rechtsanwälte angepaßt ſind. Die erſte Vortragsfolge dieſer Art 
findet für die Angehörigen der Reichsgruppe Rechtsanwälte im 
Gau Berlin bzw. Gau Kurmark im großen Sitzungsſaal der 
Reichsgeſchäftsſtelle des NSRB., Berlin W 35, Tiergartenſtr. 20 
ſtatt; Referent: Dr. habil. Otto Reuther; Beginn Don⸗ 
nerſtag, den 4. Febr. 1937, 8 Uhr abends. Näheres Programm 
wird noch verteilt. Anmeldung und Auskünfte bei dem NSRB.⸗ 
Arbeitswerk, Telephon: B 2 8961 App. 68. 
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Güthes Grundbuchordnung für das Deutſche 
Reich und die preußiſchen Aus führungs⸗ 
beſtimmungen. 6. Aufl., bearbeitet und herausgegeben 
von Franz Triebel, SenPräſ. beim RG. Berlin 1936. 
Verlag Franz Vahlen. I. Band. 1181 S. Preis broſch. 
41 RM, geb. 44,50 RN. 


Der erſte Band des zuletzt 1929 erſchienenen „Güthe⸗ 
Triebel“ liegt in neuer (6.) Auflage vor! Dieſer führende 
große Kommentar zur GBO. iſt wegen ſeiner wiſſenſchaft⸗ 
lichen Gründlichkeit und ſeiner eingehenden, ſelbſtändigen Stel⸗ 
lungnahme zu allen die Grundbuchpraxis berührenden Fragen 
bekannt und berühmt. Er bedarf keiner beſonderen Empfehlung 
mehr. Es bleibt nur feſtzuſtellen, daß auch die neue Auflage 
im weſentlichen den Erwartungen entſpricht, die auf ein Werk, 
das eine führende Stellung im deutſchen Rechtsleben ein⸗ 
genommen hat und weiter einnehmen will, geſetzt werden 
konnten. 


Außer der GBO. ſelbſt, die im vorliegenden erſten Bande 
bis zu § 70 einſchließlich erläutert iſt, enthält das Werk auch 
Erläuterungen der Ausführungsverordnung, der Grundbuch⸗ 
verfügung uſw. Der Kommentar behandelt aber nicht nur das 
Grundbuchverfahrensrecht, ſondern auch das materielle Liegen⸗ 
ſchaftsrecht und Teile des Erbrechts, Vormundſchaftsrechts, 
Haudelsrechts und Prozeßrechts, ferner das einſchlägige for⸗ 
melle und materielle preußiſche Landesrecht. Eine Berückſich⸗ 
tigung des außerpreußiſchen Rechts war leider nicht möglich, 
jedoch wird dies einer Verbreitung des Werkes auch außer⸗ 
halb Preußens nicht im Wege ſtehen, da das Reichsrecht 
ſich auf allen hier in Betracht kommenden Rechtsgebieten mehr 
und mehr durchſetzt und damit das Landesrecht zurückdrängt. 
Die Darſtellung der Entſtehungsgeſchichte der einzelnen Vor⸗ 
ſchriften iſt gegenüber der früheren Auflage erheblich gekürzt. 
Dagegen ſind viele noch heute bedeutſame Vorſchriften des 
vor 1900 geltenden Rechts auch in der neuen Auflage erläutert 
(vgl. z. B. die überſichtliche Darſtellung des vor 1900 in 
Preußen geltenden Erbrechts, Anm. 82—100 zu § 35). Recht⸗ 
ſprechung und Schrifttum ſind erfreulicherweiſe nicht in wahl⸗ 
loſer Ausführlichkeit, ſondern in anerkennenswerter Beſchrän⸗ 
kung auf das wirklich Wichtige und noch heute Bedeutſame 
— insbeſondere ſoweit es ſich um ältere Entſcheidungen und 
Literatur handelt — angeführt. 

Der Verf. hat von einer grundſätzlichen Darſtellung des 


Einfluſſes des neuen Rechtsdenkens auf das Recht von Grund 
und Boden im allgemeinen und auf das Grundbuchverfahrens⸗ 
recht im beſonderen leider abgeſehen. Von Intereſſe wären 
ſicherlich auch Erörterungen geweſen z. B. über den allgemeinen 
Einfluß des Erbhofrechts auf das Grundbuchrecht, über die 
grundſätzliche Bedeutung der nunmehr von Reichs wegen 
getroffenen Beſtimmung, daß das Grundbuchverfahren ein Ver⸗ 
fahren der freiwilligen Gerichtsbarkeit iſt (ogl. 8 1 GBO., 
§ 1 366.), über das Beſtreben der neueren Grundbuchpraxis 
einſchließlich der höchſtrichterlichen Rechtſprechung, das Grund⸗ 
buchverfahren von allzu ſtrengen, nicht zum Schutze der 
Grundbuchbeteiligten erforderlichen Formen — ſoweit nicht 
geſetzliche Bindungen unzweideutig entgegenſtehen — zu löſen. 

Der Kommentar bringt in dem vorliegenden erſten Bande 
auch keine zuſammenfaſſende Darſtellung der das Grundbuch- 
recht beeinfluſſenden neueren Geſetzgebung; hier wäre min⸗ 
deſtens eine Überſicht über die zahlreichen in Betracht kom⸗ 
menden Vorſchriften erwünſcht geweſen. Zwar bringt der Kom⸗ 
mentar — verhältnismäßig kurze — Erläuterungen zu den 
wichtigſten neueren Vorſchriften (3. B. § 20 Anm. 55 Nr. 5 
zum WohnſiedlG., S. 246 Anm. 82 b über das Veräußerungs⸗ 
und Belaſtungsverbot für Erbhöfe, 838 Anm. 17 ganz kurz 
über das Eintragungserſuchen des Entſchuldungsamtes), aber 
man hätte gerade über dieſe und andere neue Geſetzesbeſtim⸗ 
mungen, mit denen der Praktiker täglich zu tun hat und die 
ihn immer wieder vor ungelöſte, vielfach vor noch gar nicht 
erörterte Fragen ſtellen, eine eingehende und erſchöpfende Dar⸗ 
ſtellung unter dem Geſichtswinkel des Grundbuchverfahrens— 
rechts erwartet. 

Der Stellungnahme des Verf. zu neueren Geſetzen kann 
nicht immer zugeſtimmt werden. So trifft der Kommentar 
wohl in der außerordentlich bedeutſamen Frage, ob und in 
welchem Umfange die ausdrücklichen und ſtillſchweigenden Vor⸗ 
behalte für das Landesrecht in der neugefaßten GBO. vom 
5. Aug. 1935 aufrechterhalten worden ſind, nicht das Richtige. 
In Nr. 32 der Einleitung iſt ausgeführt, daß die alte GBO. 
Vorbehalte für das Landesrecht getroffen habe; „hieran hat 
auch die neueſte Faſſung von 1935 nichts geändert“. Mit 
dieſer Stellungnahme iſt einer der Hauptzwecke der neuen 
Grundbuchgeſetzgebung, nämlich der, die Rechtseinheit auf 
dem Gebiete des Grundbuchverfahrensrechts grundſätzlich here 
zuſtellen, doch wohl verkannt. Abgeſehen von den Vorbehalten 
in 8$ 117, 118 GBO., den fog. ausdrücklichen Vorbehalten, 
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gibt es weitere Vorbehalte — in Betracht kommen hier nur 
die früheren fog. ſtillſchweigenden Vorbehalte — nicht mehr; 
als Ausnahme könnten vielleicht die in ganz geringem Umfange 
zu § 11 GO. erforderlichen landesrechtlichen Ergänzungen 
angeſehen werden. Bis auf dieſe eine Ausnahme ſind die in 
Nr. 35 und 36 der Einleitung aufgeführten Vorbehalte ſamt 
und ſonders weggefallen. Vorbehalte zu 88 5, 6 GBO. beſtehen 
nur im Rahmen des 8 117 GBD. Auf weitere Einzelheiten 
kann ich hier nicht eingehen. — Bei der Erörterung des 
Armenrechts (8 1 Anm. 46) wäre eine ausführlichere Dar⸗ 
tellung erwünſcht geweſen; insbeſondere hätte man gern ver⸗ 
nommen, unter welchen Vorausſetzungen die Rechtsverfolgung 
im Grundbuchverfahren als „nicht mutwillig“ anzuſehen iſt 
(8 114 3PPO. n. F.). — Bei der Beſprechung der Vermögens⸗ 
beſchlagnahme (vgl. 838 Anm. 20) wäre die Frage, ob und 
unter welchen Vorausſetzungen die Geheime Staatspolizei um 
die Eintragung der Beſchlagnahme des Vermögens von Staats- 
feinden erſuchen kann, zu erörtern geweſen. — Nach 8 51 
Anm. 19 kann die Löſchung eines Nacherbenvermerks, ſofern 
die Vorausſetzungen des 8 84 GBO. (Löſchung wegen Gegen- 
ſtandsloſigkeit) nicht vorliegen, nur auf Antrag (übrigens: 
auch auf ſtillſchweigenden Antrag?) erfolgen. An dieſer Stelle 
hätte m. E. dargelegt werden müſſen, wann denn bezüglich 
eines Nacherbenrechts die Vorausſetzungen einer Löſchung 
wegen Gegenſtandsloſigkeit gegeben ſind. Muß z. B., wenn 
ein befreiter Vorerbe von einem Grundſtück Parzellen gegen 
Entgelt veräußert, der Nacherbenvermerk in jedem Falle auf 
as neue Grundbuchblatt mitübertragen werden? 

Der Kommentar hält vielfach an ſtrengeren Anforde 
rungen hinſichtlich der Formerforderniſſe feſt, auch wenn eine 
mildere Auffaſſung ohne Gefährdung der Belange der All— 
gemeinheit und der Beteiligten denkbar iſt. So kann z. B. der 
im Gegenſatz zur Rechtſprechung des RG. ſtehenden Auffaſſung 

es Kommentars, daß die Aufnahme eines Protokolls über 
die Auflaſſung ein weſentliches Erfordernis des materiellen 
Rechts iſt und nicht nur durch die Ordnungsvorſchrift des 
8 29 GBO. erfordert wird (§ 20 Anm. 35), nicht zugeſtimmt 
werden. Bei ordnungsmäßigem Verfahren wird das GBA. 
eine Eintragung auf Grund einer nicht protokollierten Auf- 
laſſung nicht vornehmen. Geſchieht dies aber ausnahmsweiſe 
einmal, ſo beſteht kein hinreichender Anlaß, bloß wegen des 
Formmangels der Auflaſſung den Eigentumserwerb für un⸗ 
be zu erachten, ſofern nur feſtſteht, daß die Auflaſſung 
katſächlich vor einem zu ihrer Entgegennahme zuſtändigen 
Beamten erklärt iſt. — Für unzutreffend halte ich es auch, 
wenn der Kommentar in § 20 Anm. 50 neben der Auflaſſung 
noch eine beſondere Eintragungsbewilligung des Veräußerers 
hr erforderlich hält; das RG., die übrige höchſtrichterliche 
Mechtſprechung und das überwiegende Schrifttum teilen die 
(ung Triebels nicht. Falle, in denen jemand die Auf 
e erklärt, ohne dabei die Eintragung des Erwerbers be- 
lein ehen, zu wollen, find kaum denkbar und können jedenfalls 
ie Anlaß für eine den Grundbuchverkehr erſchwerende 
Geſetzesauslegung bieten. 

A Wenn man alfo auch nicht mit allem, was die neue Auf- 
1 bringt, einverſtanden ſein kann, ſo enthält der Kom⸗ 
5 ar doch andererſeits eine ſolche Fülle von Darlegungen, 
nid neingefhränfte Anerkennung verdienen, daß dieſe auch 
5 ht andeutungsweiſe wiedergegeben werden können. Man 
a un wünſchen, daß das Werk nicht nur in den Büche⸗ 
va er Gerichte, Univerſitäten uſw., Sondern auch im Arbeits⸗ 
Re Er m. jeden mit Grundbuchſachen befaßten Richters 
wird Sechtöpflegers, Rechtsanwalts und Notars zu finden ſein 
. ihnen bei ihrer täglichen Arbeit zu helfen und An⸗ 
a zum eigenen Nachdenken zu geben. 
übern + Erläuterungen zu jedem Paragraphen ift eine Inhalts⸗ 
Pe, vorangeſtellt, die Erläuterungen ſelbſt find dem⸗ 
. bis ins einzelne untergeteilt, was das Zurecht⸗ 
ae weſentlich erleichtert; nur ſollte man dabei des Guten 
ar 5 tun und Unterteilungen bis zu ccocc (S. 246) 
bie 9 1 Kue — — einer größeren Druckſchrift, 

.. ib 4 — — 
erhöht die Lesbarkeit des Wertes. gen Auflage getroffen hat, 


AGR. Dr. Recke, Berlin. 


Grundbuchordnung in der Faſſung der Bekanntmachung 
v. 5. Aug. 1935 nebſt Ausführungs⸗ und Durchführungs⸗ 
beſtimmungen für das Reich und die Lander und ergänzen⸗ 
den Beſtimmungen nach dem Stande v. 1. No v. 1936. Text⸗ 
ausgabe mit Verweiſungen und Sachregiſter. Herausgegeben 
von Dr. Eberhard Scholz, Rechtsanwalt. 2. Aufl. Ber⸗ 
lin 1937. Verlag Franz Vahlen. 222 S. Gals geb. 2,60 N. 

JW. 1935, 2875 habe ich die erſte Auflage der vorl. Text⸗ 
ausgabe beſprochen und dort einige kleinere Mängel feſtgeſtellt. 
Es iſt erfreulich, daß dieſe in der neuen Auflage beſeitigt ſind: 
Die amtlichen Muſter zur Grundbuchverfügung ſind nunmehr 
unmittelbar hinter dem Text der Grundbuchverfügung wieder⸗ 
gegeben. Der Auszug aus dem RG. iſt um die 88 1 bis 4, 8 
bis 15, 17 bis 34 und 167 bis 183 erweitert. 

Entſprechend der ſeit dem Erſcheinen der erſten Auflage 
veröffentlichten neuen Vorſchriften auf dem Gebiete des Grund— 
buchrechts iſt der Umfang des Büchleins erheblich angewachſen. 
Es enthält jetzt außer der GBO., der Anderungsverordnung, der 
Ausführungsverordnung und der Grundbuchververfügung mit 
den amtlichen Muſtern die Geſchäftsordnung für die GBA, die 
auf Grundbuchſachen bezüglichen Teile der Aktenordnung, die 
Allgemeine Verfügung über die Ausfertigung der Hypotheken-, 
Grundſchuld⸗ und Rentenſchuldbriefe, die ſog. Loſeblattgrund⸗ 
buchverfügung, die Allgemeine Verfügung über die Zählung der 
Geſchäfte zur Durchführung der SS 67 Abſ. 2, 68 der Grundbuch⸗ 
verfügung, die Allgemeine Verfügung über die Durchführung 
des Grundbuchberichtigungsverfahrens nach 8 82 GBO. und die 
Allgemeine Verfügung über die Behandlung von Benachrichti⸗ 
gungen der Deviſenſtellen im Grundbuchverkehr. Jerner ſind 
die zur Durchführung der Grundbuchverfügung für die einzel⸗ 
nen Teile des Reichs erlaſſenen Durchführungsbeſtimmungen 
abgedruckt. 

Schließlich finden wir in einem Anhang die VO. über die 
Zuſtändigkeit der OLG. in Angelegenheiten der freiwilligen Ge⸗ 
richtsbarkeit und der Koſtenordnung, das Geſetz über die Ein⸗ 
ſicht in gerichtliche öffentliche Bücher und Regiſter und Aus⸗ 
züge aus dem GBBereinG., dem Reichsgeſetz zur Entlaſtung 
der Gerichte, dem Reichsgeſetz über die Angelegenheiten der 
freiwilligen Gerichtsbarkeit, dem NHeimjt®., der Erbbaurechts 
verordnung und dem RErbhofG. mit feinen Durchführungs⸗ 
beſtimmungen. 

Die Sammlung gibt den Stand v. 1. Nov. 1936 wieder. 
Zur Ergänzung ſei hier noch darauf hingewieſen, daß nach 
dieſem Zeitpunkt noch folgende weitere Allgemeine Ver⸗ 
fügungen veröffentlicht worden ſind: Die Allgemeine Verfügung 
über die Berichtigung des Zinsſatzes von Hypotheken und Grund⸗ 
ſchulden v. 27. Okt. 1936 (DJ. 1646), die Allgemeine Verfügung 
über die Übertragung von Zuſtändigkeiten des JuſtMin. auf 
den OL GPräſ. in Dresden v. 9. Nov. 1936 (DJ. 1712), die 
Allgemeine Verfügung über die Benachrichtigung der Zuſam⸗ 
menlegungsbehörde durch die GBA. in Thüringen v. 13. Nov. 
1936 (DS, 1754), die Allgemeine Verfügung über die Nieder⸗ 
ſchlagung von Eintragungsgebühren bei Grundbuchumſchreibun⸗ 
gen v. 24. Nov. 1936 (DJ. 1836), die Allgemeine Verfügung 
über die Durchführung der Grundbuchverfügung in Bayern vom 
24. Nov. 1936 (DJ. 1836) und die Allgemeine Verfügung über 
die Durchführung der Grundbuchverfügung in Sachſen vom 
28. Nov. 1936 (DJ. 1836). 

Die handliche Sammlung, die durch zahlreiche Verweiſun⸗ 
gen den Zuſammenhang zwiſchen den einzelnen Vorſchriften auf⸗ 
zeigt, kann jedermann gern empfohlen werden. Sie iſt auch 
äußerlich recht anſprechend geſtaltet. Ein 18 Seiten umfaſſendes 
Sachregiſter wird ihren Gebrauch erleichtern. 

GerAſſ. im RIM. Dr. Saage, Berlin. 


Senpräſ. Dr. Deerberg und KGR. Walter Strecker: 
Liegenſchaftsrecht und Grundbuchordnung. 
Aufgaben mit Entſcheidungen. Berlin 1936. Carl Heymanns 
Verlag. 96. S. Preis broſch. 3 An. 

Das Buch enthält 64 Fälle und Rechtsfragen aus dem Lie⸗ 
genſchafts⸗ und Grundbuchverfahrensrecht, die überwiegend nicht 
ganz einfach ſind. Geſondert von den Fällen und Fragen ſind 
die zugehörigen Löſungen abgedruckt. Die Aufgaben ſind ge⸗ 
ſchickt ausgewählt; die einzelnen Löſungen find überſichtlich auf- 
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gebaut und enthalten klare und zuverläſſige Darſtellungen aller 
bei der betreffenden Aufgabe auftauchenden Rechtsfragen. Ein 
kleiner Irrtum iſt allerdings auf S. 54 und 59 unterlaufen: 
§ 24 GrErwStG. iſt durch § 189 d RAbgO. erſetzt (vgl. im ein⸗ 
zelnen JW. 1936, 1804). Bei der Anführung der Rechtſprechung 
wäre eine ſtärkere Heranziehung neuerer Entſcheidungen er⸗ 
wünſcht geweſen. 

Die Verf. ſind durchweg beſtrebt, die Benutzer des Buches 
nicht nur zu konſtruktiv gut durchdachten, ſondern vor allem auch 
zu praktiſch brauchbaren Ergebniſſen zu führen. Das Buch 
wird den jungen Rechtswahrern gute Dienſte leiſten. Ich möchte 
insbeſ. den Referendaren empfehlen, das Buch zu mehreren 
gemeinſchaftlich Aufgabe für Aufgabe durchzuarbeiten. Man 
kann nur wünſchen, daß auch auf anderen Sondergebieten der⸗ 
artige gut durchgearbeitete Aufgabenſammlungen herausgegeben 
werden. Der Verlag ſcheint ein derartiges Büchlein für das Erb- 
hofrecht, das die Verfaſſer in der vorliegenden Sammlung nicht 
behandelt haben, zu planen. 

AGR. Dr. Recke, Berlin. 


Die Geſetzgebung Adolf Hitlers. Die Geſetze nebſt 
Durchführungsvorſchriften in Reich und Preußen ſeit dem 
30. Jan. 1933 in ſyſtematiſcher Ordnung mit Sachverzeichnis. 
Heft 20: 16. Juli bis 31. Okt. 1936. Herausgegeben von 
Min. Dr. Werner Hoche. Berlin 1936. Verlag Franz 
Vahlen. 560 S. Preis geb. 6 Rt, kart. 5,30 AM. 

Band 20 bringt den Bericht für die Zeit vom 16. Juli bis 

31. Okt. 1936. Eine Empfehlung dieſes Werkes, auf deſſen 

frühere Lieferungen ſtets anerkennend hingewieſen worden iſt 

(vgl. zuletzt: JW. 1936, 2528), erübrigt ſich. 

D. S. 


Prof. Dr. E. Molitor: Deutſches Bauern⸗ und 
Agrarrecht mit Einſchluß des Jagdrechtes. (Hochſchulwiſſen 
in Einzeldarſtellungen.) Leipzig 1936. Verlag Quelle & Meyer. 
201 S. Preis geb. 2,60 . 


RA. u. Not. Adolf Tolle, Celle: Die gemiſchten Be⸗ 
triebe im Reichserbhofrecht mit drei Beilagen. 
(Streifzüge im Gebiet des neuen deutſchen Bauernrechts. 
Heft 3.) Berlin 1936. Carl Heymanns Verlag. 49 S. Preis 
broſch. 2,40 .. 

Molitor gibt im Teil! des vorliegenden Grundriſſes 
eine kurz gefaßte Darſtellung der Landwirtſchaft, ihrer Betriebs⸗ 
mittel und ihrer Entwicklung in den verſchiedenen Zeiten deut⸗ 
ſcher Geſchichte. Der Teil II bringt eine leichtverſtändliche Dar⸗ 
ſtellung des Erbhofrechts, der Teil III eine Schilderung von 
Aufgaben und Organiſation des Reichsnährſtandes und der 
Marktregelung, in den Teilen IV und V werden noch die Neu- 
bildung deutſchen Bauerntums durch Siedlung- und Entſchul⸗ 
dung ſowie die Grundzüge des Jagdrechtes behandelt. 

Die Darſtellung iſt leicht verſtändlich und verzichtet abſicht⸗ 
lich auf das Eingehen von Streitfragen. Damit erſcheint der 
Grundriß gut geeignet als eine Einführung in die von ihm be- 
handelten Rechtsgebiete, geht aber über dieſen Rahmen auch 
nicht hinaus. 

Die Abhandlung Tolles zu den gemiſchten Betrieben im 
Reichserbhofrecht deckt wieder eine Reihe von Zweifelsfragen zu 
einem der ſchwierigſten Kapitel des Erbhofrechtes auf. Ob man 
der Anſicht des Verf. zu allen Fragen folgt, kann dahingeſtellt 
bleiben. Jedenfalls iſt die Abhandlung leſenswert, anregend 
und gewinnbringend. 

Notar Dr. Seybold, Sulzbach-Roſenberg. 


Geſamtnachtrag einſchließlich Reichskoſten⸗ 
recht nachdem Stand vom 15. Okt. 1936 zu: Kurz⸗ 
kommentar zum Zw Verſt G. mit den landesrecht⸗ 
lichen, ſteuerrechtlichen und notrechtlichen Ergänzungsbeſtim⸗ 
mungen von Dr. Walter Wilhelmi, LG R., Wiesbaden. 
München und Berlin 1936. C. H. Beckſche Verlagsbuchhdlg. 
40 S. Einzelpreis 0,75 , (Hauptband mit Geſamtnachtrag 
9,75 AM). 

Dieſer Geſamtnachtrag zu dem in der Praxis mit Recht 
ſo beliebten Kurzkommentar macht den erſten Nachtrag, dem 
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der Stand vom 1. Jan. 1935 zugrunde lag, überflüſſig und gibt 
ſo die geſamte Rechtsentwicklung ſeit dem Erſcheinen der erſten 
Auflage wieder. Sie wird am beſten gekennzeichnet durch die 
zu Beginn des Nachtrags abgedruckte grundſätzliche AV. des 
R.⸗ u. PrJuſtMin. v. 3. Jan. 1935, in der die Aufmerkſamkeit 
der Vollſtreckungsrichter auf die im Vergleich zu der Entſchei⸗ 
dung von Einzelfragen weit wichtigere wirtſchaftliche Seite des 
Verfahrens, auf die Wahrung der Belange der Volkswirtſchaft 
und der am Verfahren Beteiligten durch zweckmäßige Geſamt⸗ 
leitung des Verfahrens, gelenkt wird. Dieſe neuen Gedanken 
treten denn auch in den Anmerkungen zu einzelnen Geſetzes⸗ 
beſtimmungen, ſo z. B. bei der Erörterung der Frage, wann 
der Anſpruch des Meiſtbietenden auf Erteilung des Zuſchlags 
entfällt, immer wieder hervor. Die zum Teil recht bedeutungs⸗ 
vollen neuen Geſetzesbeſtimmungen ſind erſchöpfend wiederge— 
geben und erörtert. Es ſeien hier nur genannt die Neuregelung 
der Berechnung und des Ranges wiederkehrender Leiſtungen 
durch die VO. v. 31. März 1936 und das Geſ. über die Deviſen⸗ 
bewirtſchaftung v. 4. Febr. 1935, deſſen weſentliche Beſtimmun⸗ 
gen ebenſo wie die der Richtlinien für die Deviſenbewirtſchaf⸗ 
tung vom gleichen Tage abgedruckt ſind. In dem Abſchnitt über 
das Koſtenrecht endlich find die für die Praxis der Vollſtrek⸗ 
kungsgerichte in Betracht kommenden Beſtimmungen der VO. 
über die Koſten in Angelegenheiten der freiwilligen Gerichts⸗ 
barkeit und der Zwangsvollſtreckung in das unbewegliche Ver⸗ 
mögen v. 25. Nov. 1935 wiedergegeben und zum Teil mit An⸗ 
merkungen verſehen. Daß auch die Ergebniſſe der neueſten 
Rechtſprechung und das neue Schrifttum nachgetragen find, ver- 
ſteht ſich von ſelbſt. 

Dieſer Geſamtnachtrag iſt daher nicht nur unentbehrlich 
für all die, die den Kurzkommentar bereits beſitzen, ſondern 
macht ihn auch zu einem neuen Erläuterungswerk nach dem 
Stande vom 15. Okt. 1936, deſſen Anſchaffung jedem Praktiker 
un ſchnellen und kurzen Orientierung nur empfohlen werden 
ann. 

LGR. Göbel, Eſſen. 


Das Recht des Erfinders. Eine Einführung in das 
PatG. v. 5. Mai 1936 und das GebrMujt®. v. 5. Mai 1936 
von RA. Dr. Willy Hoffmann, Leipzig. Ergänzungs⸗ 
heft zur JW. Heft 40, 1936, Schriftenreihe der JW. Nr. 5. 
Leipzig 1936, W. Moeſer Buchhandlung. Einzelpreis 2,50 AH. 


Als Nr. ö der Schriftenreihe der IW. erſcheint dieſe kurze 
Darlegung des Erfinderrechts. Es handelt ſich um eine wirklich 
brauchbare Arbeit, die, klar und einfach geſchrieben, die weſent⸗ 
lichen Probleme des Erfinderrechts trefflich darſtellt und ſo 
ihren Zweck, in das Erfinderrecht einzuführen, vortrefflich er⸗ 
füllt. Anzuerkennen iſt, daß der Verf. auch dort, wo er eigene 
Wege geht, das nationalſozialiſtiſche Moment im neuen Er⸗ 
finderrecht ſtets ſtark betont. 

Für kommende Auflagen ſei auf folgendes hingewieſen: 

Die Annahme, daß eine Betriebserfindung noch beſtehen 
könne, iſt mit der Ehre der ſchöpferiſchen Erfinderperſönlichkeit 
nicht zu vereinbaren, denn die Betriebserfindung iſt der Typus 
der Entehrung der Perſönlichkeit. Auch die nebenher (S. 28) 
geäußerte Anſicht, das Recht aus dem Patent ſei ein ausſchließ⸗ 
liches ſubjektives Recht, erſcheint angeſichts der klaren und un⸗ 
mißverſtändlichen Neugeſtaltung der Zwangslizenz überholt. 
Das gleiche gilt von der vom Verf. noch vertretenen Unter— 
ſcheidung zwiſchen Gegenſtand der Erfindung und Schutzumfang; 
denn es handelt ſich hierbei lediglich um das Problem, daß das 
Gericht den Gegenſtand des Patents in gewiſſen Fällen anders 
beſtimmt, als dies bei der Patenterteilung erkannt wurde oder 
der Fall war. 

Ich betone, daß meine Kritik nicht dahin verſtanden wer— 
den ſoll, als ſei die Schrift nicht recht brauchbar. Die kritiſche 
Betrachtung ſoll vielmehr dartun, daß dieſe Schrift von jedem 
ernſtlich ſtudiert werden muß, der in das neue Patentrecht und 
ſeine Probleme eindringen will. Meine Kritik ſoll dazu bei⸗ 
tragen, für die zu erwartende zweite Auflage das Werk noch 
trefflicher zu geſtalten. 

RA. Dr. Kurt Waldmann, Berlin. 
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Nachdruck der Entſcheidungen nur auszugsweiſe und mit genauer Quellenangabe geſtattet 
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len Abdruck in der amtlichen Sammlung der Entſcheidungen des 
Reichsgerichts. — F Anmerkung.] 


1 85 133, 242, 793 ff. BG B. 
1. Für den Umfang der Zahlungen, die 
das Deutſche Reich auf die Mark-Gold⸗Schatz⸗ 
anweiſungen vom Sommer 1923 zu leiſten 
gat, iſt der Goldwert des Dollars vor der 
Vollarabwertung maßgebend. 
5 2. Hat der Gläubigereiner Inhaberſchuld⸗ 
Nerſchreibung dieſe unter Vorbehalt von 
kachforderungen zur Einlöſung vorgelegt 
und hat ſich der Schuldner hierauf eingelaj- 
len, jo kann dem Gläubiger bei der ſpäte⸗ 
ren Nachforderung nicht entgegengehalten 
werden, daß er nicht mehr im Beſitze der 
Schuldverſchreibung ſe i. f) 


5 Das verklagte Deutſche Reich gab im Spätſommer 1923 
lige Schatzanweiſungen heraus. In der von der Reichsbank 
erlaſſenen Zeichnungsaufforderung hieß es unter der Überſchrift 
6 bertbeſtändige Anleihe des Deutſchen Reiches“: „Das Reich 
eabſichtigt, eine wertbeſtändige Anleihe mit zwölfjähriger Lauf⸗ 
= auszugeben. Die Anleihe, welche auf den Gegenwert von 
Nene lautet, ſoll dazu dienen, der Bevölkerung ein wert— 
veltändiges Anleihepapier zur Verfügung zu stellen.“ Die Ur⸗ 
1 0 über die größeren Werte zeigten die für Wertpapiere 
übliche Aufmachung und beſtanden aus einem Mantel und einem 
Zinsbogen. Die Mäntel zeigten die zweimalige Aufſchrift: 
„.. Mark Gold = ... Dollar“ und ſagten in ihrem Texte u. a.: 
5 Gold . . . Dollar wird an den Inhaber am 2. Sept. 
El ER Die Rückzahlung des Kapitals und die 
d der Zinsſcheine erfolgt in Mark Reichswahrung, wo⸗ 
8 ie er Dollar zu dem Durchſchnitt der Mittelkurſe der amtlichen 
1 . Notierung für Auszahlung Neuyork in der Zeit vom 
. Juli bis einſchließlich 14. Aug. des in Betracht kommenden 
e umgerechnet wird ..“ Entſprechend war in den Zins⸗ 
5 Hr der Wert mit „.. Mark Gold =... Dollar“ angegeben 
1 das dahin erlärtert: „... Mark Gold =... Dollar“ (oder 
Nich ) „einjähriger Zinſen, zahlbar am 1. Sept. ... in Mark 
kurf Jwährung zu dem öffentlich bekanntgemachten Einlöſungs⸗ 
fu OR den ſpäteren Bekanntmachungen über den Ein⸗ 
. Deutſchen Reichsanzeiger wurden die Papiere 
fälli als „Schatzanweiſungen des Deutſchen Reiches von 1923, 
In 1.5 2. Sept. 1935 (Goldanleihe)“ bezeichnet. Als Einlö- 
ſeſtg urs wurde bis 1932 „eine Reichsmark für eine Goldmark“ 
en e 1933 dagegen nur „7213/21 Rpf. für eine Mark Gold 
Doll ollar = 3,05 %%“ und 1934 bloß 2,51 %% für einen 
Dollar. 
, „Die gel beſitzt ſolche Schatzanweiſungen im Neunbetrag von 
8 0 451 284 Mark Gold, die He größtenteils im Herbſt 
1952 im Febr. 1933 erworben hat. Die Zinsſcheine für 
1.85 a 1. Sept. 1933, und für 1933/34, fällig am 
bie deb 1034 ließ fie jeweils der Reichsſchuldenverwaltung durch 
oie Commerz⸗ und Privatbank zur Einlöſung vorlegen; die UÜber⸗ 
Eöduße schreiben der Bank enthielten den Vermerk: „Obige 
Drons löſen wir'unter Vorbehalt aller Rechte bei einer ſpäter 
auf die Bezahlung ein“ Die Reichsſchuldenverwaltung zahlte 
240% — Zinsſcheine nicht 60% von 151 284 7%, ſondern 1933 
bet „38 Ka, und 1934 3652,42 an weniger, entſprechend dem 
15 Anntgegebenen, nach den Kurſen des Währungsdollars be- 
ein Einlöſungskurſe; die erhaltenen Scheine vernichtete 
ſte. Gegen die Minderzahlungen erhob die Kl., der die Commerz⸗ 


und Privatbank vorſorglich ihre Anſprüche abgetreten hat, ver⸗ 
geblich Einſpruch. Mit der Klage hat fie deshalb die Verurtei— 
lung des Bekl. zur Zahlung der Unterſchiedsbeträge beantragt. 

Der Bekl. hat um Klageabweiſung, äußerſtenfalls aber um 
Verurteilung zur Zahlung der Beträge für 1932/33 und 1933/34 
nur Zug um Zug gegen Herausgabe der Zinsſcheine für dieſe 
Jahre oder gegen Freiſtellung von Anſprüchen Dritter, insbeſ. 
der Commerz⸗ und Privatbank, daraus gebeten. 

Das LG. hat der Klage ſtattgegeben. Die Berufung des 
Bekl. iſt vom KG. zurückgewieſen worden. 

Die vom Bekl. eingelegte Rev. hat das RG. zurückgewieſen 
aus folgenden Gründen: 

Der Anſicht des BG., daß die Aushändigung der Zins⸗ 
ſcheine an die Reichsſchuldenverwaltung und ihre Vernichtung 
durch dieſe der Geltendmachung des Anſpruchs auf Ergänzung 
einer zu geringen Zahlung auf die Zinsſcheine jedenfalls dann 
nicht im Wege ſtehe, wenn der Gläubiger ſich ſein Recht darauf 
vorbehalten habe, it beizupflichten. Loft die Reichsſchuldenver⸗ 
waltung die ihr nur unter ſolchem Vorbehalt angebotenen Pa⸗ 
piere ein, ſo muß ſie die Unbequemlichkeiten, die aus der Not⸗ 
wendigkeit einer Sonderbehandlung dieſer Scheine entſtehen, in 
den Kauf nehmen. Dem Erfordernis des 8797 BGB. iſt hier 
dadurch genügt, daß der Gläubiger der Reichsſchuldenverwaltung 
den Zinsſchein zur Einlöſung ausgehändigt und ſich dabei ſein 
von dieſer beſtrittenes Recht auf eine Zahlung über das Emp⸗ 
fangene hinaus vorbehalten hat. Auch die etwaige ſpätere Nach⸗ 
zahlung erfolgt daun auf die bereits geſchehene Aushändigung 
des Papieres hin; was die Reichsſchuldenverwaltung nachher mit 
dem ihr überlaſſenen Scheine macht, ob ſie ihn aufbewahrt, von 
neuem ausgibt oder vernichtet, kann den Anſpruch des Gläubi⸗ 
gers aus jenem Vorbehalt darum nicht berühren. Die Schwie⸗ 
rigkeiten, die ihr möglicherweiſe daraus erwachſen, daß ſie nicht 
ſofort auf eine endgültige Klärung der Streitfrage bedacht war, 
ſondern ſich auf die Einlöſung der ihr unter Vorbehalt angebo⸗ 
tenen Schuldverſchreibungen eingelaſſen hat, ohne für den Fall 
einer künftigen ihr ungünſtigen Entſch. Vorſorge zu treffen, 
muß ſie als Folge ihres eigenen Handelns hinnehmen. 

Ob aber in den Vermerken in den Überſendungsſchreiben 
der Commerz⸗- und Privatbank an die Reichsſchuldenverwaltung 
ein hinreichend klarer Vorbehalt des etwaigen Anſpruches auf 
höhere Zahlungen lag, iſt eine Auslegungsfrage, die der Tat⸗ 
richter zu beantworten hat. Ihre Bejahung durch das BG. ver⸗ 
letzt weder Denkgeſetze, noch geſetzliche Auslegungsregeln und iſt 
daher für das Reviſionsverfahren bindend. 

Dagegen unterliegt die Auslegung, die das BG. den 
Schuldverſprechen in den Schatzanweiſungen und den Zinsſchei⸗ 
nen dazu hat zuteil werden laſſen, uneingeſchränkt der Nach⸗ 
prüfung des Rev., weil es ſich um für den allgemeinen Verkehr 
beſtimmte, im ganzen Deutſchen Reich verbreitete Wertpapiere 
gleichen Inhalts handelt, deren Auslegung, unabhängig von Be⸗ 
ſonderheiten des Einzelfalles, nur gleichmäßig erfolgen kann. 
Das Ergebnis, zu dem das BG. hier gelangt iſt, kann indes nur 
gebilligt werden. 

Der Text der Schuldverſchreibungen ſelbſt wie der Zins⸗ 
ſcheine dazu ſtellt einander gegenüber die „Mark Gold“, in der 
die verſprochene Leiſtung ausgedrückt iſt, und die „Mark Reichs⸗ 
währung“, mit der ſie bewirkt werden ſoll; er bringt zugleich 
die „Mark Gold“ in eine Gleichung mit dem „Dollar“, die zah⸗ 
lenmäßig dem Verhältniſſe der Goldgehalte der Friedensmark 
und des damaligen Dollars entſpricht. Schon das muß die Deu⸗ 
tung nahelegen, daß mit der „Mark Gold“ im Gegenſatz zu der 
ſeit ihrer Loslöſung vom Gold allmählich mit zunehmender Ge⸗ 
ſchwindigkeit ins Bodenloſe geſunkenen Papiermark eine der 
alten, goldgebundenen Mark, die damals dem Gedächtnis noch 
keineswegs entſchwunden war, nach Höhe und Beſtändigkeit 
gleiche Werteinheit gemeint war. Beſtärkt wird dieſe Auslegung 
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durch die Bezeichnung der Anleihe als „wertbeſtändig“ in der 
Zeichnungsaufforderung. Dazu kommt, daß nicht bloß dem Ver⸗ 
kehr damals die Vorſtellung einer in Papiermark zahlbaren, 
aber wertbeſtändigen Gold ſchuld nicht fremd war, wofür nur 
auf das dieſer Anſchauung entſprungene Geſ. v. 23. Juni 1923 
über wertbeſtändige Hypotheken verwieſen zu werden braucht, 
ſondern daß auch der ſo aufgefaßte Begriff der „Mark Gold“ 
damals keineswegs etwas Neues war, ſich vielmehr ſo ſchon in 
der deutſchen Überſetzung des Verſailler Vertrags und dem Aus⸗ 
führungsgeſetze dazu findet, und zwar dort in Nebeneinander⸗ 
ſtellung mit dem Pfund Sterling, dem Golddollar, dem Gold⸗ 
franken und der Goldlira und mit der Anfügung, daß ſich bei 
allen dieſen Münzen Gewicht und Feingehalt nach den am 
1. Jan. 1914 geltenden Vorſchriften beſtimme. Wenn in ſpäteren 
Geſetzen ſtatt deſſen der Ausdruck „Goldmark“ in dieſem Sinne 
verwandt iſt, ſo nötigt das durchaus nicht zu der Annahme, 
daß „Mark Gold“ etwas anderes bedeutet haben müſſe, ſondern 
ſtellt ſich lediglich als Übergang zu einer dem deutſchen Sprach⸗ 
gebrauche gemäßeren Wortbildung dar. Auch der Sinn der 
„Goldmark“ der K Schatzanweiſungen v. 20. Nov. 1923, deren 
geſetzliche Grundlagen dieſelben wie die der Schatzanweiſungen 
v. 25. Aug. 1923 geweſen find, nämlich die Ermächtigung 
in $4 ReichshaushaltGg. v. 4. Juni 1923, Schatzanweiſungen 
auf den in Mark zahlbaren Gegenwert einer ausländiſchen Wäh⸗ 
rung zu ſtellen, und das Geſ. v. 23. Juni 1923 über die Ausgabe 
wertbeſtändiger Schuldverſchreibungen auf den Inhaber, braucht 
deshalb kein anderer geweſen zu ſein. Dem ſteht der Umſtand 
nicht im Wege, daß für die Berechnung des jeweils zu zahlen⸗ 
den Papiermarkbetrages bei den K Schatzanweiſungen der Fein⸗ 
goldpreis maßgebend ſein ſollte, bei dem Schatzanweiſungen v. 
25. Aug. 1923 aber der Dollarkurs. Hinzukommt, daß damals 
Goldpreiſe in Berlin nicht notiert wurden und deshalb auch bei 
der Feingoldmark ein fremde Währung, nämlich die engliſche, her⸗ 
angezogen werden mußte. Der Unterſchied zwiſchen dieſer Berech⸗ 
nungsweiſe und der über den Dollar beſtand daher außer der 
nicht weſentlichen Benutzung zweier verſchiedener Fremdwährun⸗ 
gen lediglich darin, daß bei der letzten die Schwankungen des 
Dollars im Vergleich zum Goldpreiſe nicht berückſichtigt wurden, 
was bei ihrer Geringfügigkeit als unbedenklich erſcheinen konnte, 
zumal wenn dafür der Vorteil einer einfacheren Berechnung ein⸗ 
getauſcht wurde. Nach der Verkehrsanſchauung konnte es aber 
keinem Zweifel unterliegen, daß hierbei nur der damalige gold- 
gebundene Dollar mit dem feſtſtehenden Gewicht und Feingehalt 
ins Auge gefaßt war; niemandem konnte der Gedanke kommen, 
daß auch Wertänderungen, die durch eine etwaige Anderung die⸗ 
ſer Vorſchriften oder eine Löſung des Dollars vom Golde ein- 
treten würden, unbeachtet bleiben ſollten, um ſo weniger als 
kein ſachlicher Grund erſichtlich war, der es hätte rechtfertigen 
können, dem Bekl., der die Anleihe nicht aufnahm, um das Geld 
in Dollarwerten anzulegen oder damit in Amerika Geſchäfte zu 
machen, eine auf ſolchen geſetzgeberiſchen Eingriffen der ameri⸗ 
kaniſchen Regierung beruhende Verſchlechterung des Dollars 
zum Nutzen gereichen zu laſſen. Demgemäß iſt denn auch die 
Anleihe nicht bloß in den Börſennotierungen, ſondern auch in 
den Bekanntmachungen des Bekl. ſelbſt und in gleichzeitigen 
oder ſpäteren Reichsgeſetzen, ſo ſchon in der VO. v. 25. Aug. 
1923 über die Ablieferung ausländiſcher Vermögensgegenſtände 
(ST) ſowie in der VO. v. 16. Nov. 1923 über die Ausdehnung 
der Deviſengeſetzgebung auf Rentenmark, Goldanleihe und wert 
beſtändiges Notgeld, ausdrücklich als „Goldanleihe“ bezeichnet 
worden; das ſpricht dafür, daß damals niemand, ſelbſt der 
Bekl. nicht, an der Goldwertigkeit der Anleihe gezweifelt hat. 
Zugunſten der vom Bekl. vertretenen Auffaſſung läßt ſich auch 
nicht daraus etwas herleiten, daß die Dol lar ſchatzanwei⸗ 
ſungen v. 7. März 1923 den Zuſatz enthielten „den Dollar zu 
1,5046 g Feingold gerechnet“, während dieſer in den Schatzan⸗ 
weiſungen v. 25. Aug. 1923 fehlt. Jenem Zuſatze entſprach eben 
bier die Abſtellung der Anleihe auf „Mark Gold“, wodurch 
die Wertbeſtändigkeit der Schuld hinreichend gekennzeichnet und 
genügend deutlich gemacht erſcheinen konnte, daß mit dem Dol- 
lar eben der zu 1,5046 g Feingold gerechnete der damaligen 
Währung gemeint war. Gerade die Aufeinanderfolge jener 
Golddollaranleihe, der „Mark⸗Gold⸗Anleihe“ und der „Gold⸗ 
markanleihe“, von denen die erſte und die letzte ausdrücklich 


einen beſtimmten Feingoldbetrag als Wertmeſſer angaben, muß 
es vielmehr wahrſcheinlich machen, daß die mittlere Anleihe 
auch vom Bekl. ſelbſt als eine ebenſo wertbeſtändige gedacht war 
wie die beiden anderen, zumal da die äußeren Verhältniſſe zu 
einem Abſehen hiervon bei dieſer keinerlei Veranlaſſung boten, 
ſondern damals ebenſo wie vorher und nachher nur eine ſolche 
wertbeſtändige Anleihe zur Zeichnung anreizen konnte; das 
wird beſonders deutlich dadurch, daß der Bekl. ſogar bei jener 
Währungsanleihe die Einfügung einer Goldwertklauſel für an⸗ 
gebracht erachtet hat. Der Einwand des Bekl., daß damals im 
Geſchäftsverkehr allgemein ſtatt der hierzu nicht mehr geeigne⸗ 
ten Papiermark der Dollar ohne Beifügung einer Goldklauſel 
der Preisbemeſſung zugrunde gelgt worden ſei, und daß deshalb 
deſſen Wert unbedenklich in ebenſolcher Weiſe bei einer Anleihe 
zur Beſtimmung der Höhe der künftigen Zahlungen habe benutzt 
werden können, ſchlägt nicht durch. Denn es mußte in dieſer 
Hinſicht einen weſentlichen Unterſchied machen, ob es ſich um 
ein kurzfriſtig abzuwickelndes Geſchäft oder um eine auf 12 Jahre 
bemeſſene Vermögensanlage handelte. Wenn der Bell. ſchließlich 
noch darauf hinweiſt, daß die Schatzanweiſungen v. 25. Aug. 
1923 nicht nur ein wertbeſtändiges Anlagepapier hätten daritel- 
len, ſondern namentlich in den unter dem 26. Okt. 1923 an 
Stelle größerer Stücke herausgegebenen kleinſten Stückelungen 
auch als Gelderſatz hätten dienen ſollen, ſo ſpricht dieſer Um— 
ſtand nicht für, ſondern gegen ihn; denn es iſt nicht erfindlich, 
was den Bekl. hätte veranlaſſen können, einen ſolchen Geld- 
erſatz auch für den Fall einer allein aus Gründen amerikaniſcher 
Wirtſchaftspolitik erfolgenden Verſchlechterung der amerikani⸗ 
ſchen Währung durch ihre Löſung von der Goldgrundlage oder 
eine Anderung der Beſtimmungen über Gewicht und Feingehalt 
an den Dollar anzuhängen, wo doch gerade die Reichswährung 
durch ihre Wertunbeſtändigkeit verkehrsuntauglich und erſatz⸗ 
bedürftig geworden war. Im übrigen iſt die nämliche Umrech⸗ 
nungsbeſtimmung für die Goldmark in anderen Fällen vom 
RG. in feinen Urt. v. 12. Nov. 1934, VI 370/34: JW. 1935, 
189 ; RGWarn. 1935 Nr. 2 (Goldanleihe eines Provinzialver⸗ 
bandes aus 1925) und v. 5. Juli 1935, VII 375/34; RGWarn. 
1935 Nr. 141 und 59/35: RG. 148, 42 JW. 1935, 27131 
und 31. Jan. 1936, VII 276/35: RG. 150, 153 (Lebensverſiche⸗ 
rungen aus 1924 und 1925) = JW. 1936, 1205 2 (m. Anm.) 
aus den gleichen Erwägungen genau ſo ausgelegt worden; daß 
es ſich dabei um die Zeit nach Beendigung der Inflation han⸗ 
delte, iſt unerheblich, weil ſich in der maßgebenden Verkehrs⸗ 
auffaſſung bis dahin nichts Weſentliches geändert hatte. 

An dieſer Beurteilung kann auch das Geſetz über die 
Fremdwährungsſchuldverſchreibungen v. 26. Juni 1936 nichts 
ändern. Abgeſehen davon, daß dieſes ſich nur auf ſolche An- 
leihen bezieht, die im Ausland aufgenommen worden ſind und 
auf eine ausländiſche Währung lauten, treffen auch die Gründe, 
die die Reichsregierung nach der amtlichen Erläuterung (DJ. 
1936, 995 JW. 1936, 2020) zu dem Geſetze veranlaßt haben, 
hier in keiner Weiſe zu: Eine ungleichmäßige Behandlung der 
einzelnen Anleiheſtücke, je nachdem, ob ſie ſich an einem be⸗ 
ſtimmten Stichtage im Inlande oder im Auslande befanden, 
und eine Bevorzugung inländiſcher Gläubiger vor ausländiſchen 
über die durch die deutſchen Deviſengeſetze bedingte hinaus wird 
durch die Entſch. nicht herbeigeführt, und börſentechniſche oder 
wirtſchaftspolitiſche Schwierigkeiten für das Reich gegenüber 
dem Auslande ſind daher ihretwegen nicht zu beſorgen. Bei 
Schuldverſchreibungen, die zu einem Teile als Zahlungsmittel 
an Stelle der hierfür unbrauchbaren Papiermark zu dienen be- 
ſtimmt waren und die in beträchtlichem Umfange von den Ver⸗ 
ſicherungsgeſellſchaften als Deckung für ihre Goldwertverſiche⸗ 
rungen angeſchafft worden ſind, kann es auch nicht zutreffen, daß 
die Aufrechterhaltung ihrer Vollwertigkeit der Hauptſache nach 
nur Spekulanten zugute kommen würde. Schließlich muß auch 
die von Vogels (D. 1936, 1490) als weitere Begründung 
für jenes Geſetz angeführte Erwägung, eine unverminderte Be- 
laſtung der Schuldner mit Goldwertſchulden ſei wegen des Stei⸗ 
gens des Goldwertes im Welthandel unbillig, bei dieſer für den 
innerdeutſchen Verkehr beſtimmten Anleihe verſagen, weil die 
Reichsmark, in der ſie zurückzuzahlen iſt, hier ihren vollen 
Goldwert bewahrt hat und eine Senkung der Preiſe nicht ein⸗ 
getreten iſt. 


Be... 
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„ Dem BG. iſt demnach dahin beizupflichten, daß der Bekl. 
ſich nach dem richtig verſtandenen Inhalte feines Schuldverſpre⸗ 

ens auf den Anuleiheſtücken und Zinsſcheinen nicht auf die Ver⸗ 
ſchlechterung der amerikaniſchen Währung berufen kann, die 
durch deren Löſung von der Goldgrundlage und durch den Über- 
95 7 geringerem Gewicht und Feingehalt hervorgerufen wor⸗ 

m iſt. 

(U. v. 22. Okt. 1936; IV 12/36. — Berlin.) 
(= NRGZ, 152, 166.) 


Anmerkung: Während der Inflationszeit i. J. 1923 und 
nach der Währungsbefeſtigung in den Jahren 1924-1926 find 
in Deutſchland eine Reihe von Anleihen aufgenommen worden, 
bei denen das Schuldverhältnis gegen Währungsentwertung 
durch eine Goldmark⸗Dollarklauſel geſichert war. Desgleichen 
und in dieſer Zeit Lebensverſicherungsverträge mit Goldmark⸗ 
Tollarklauſel abgeſchloſſen worden. Die Faſſung der Klauſel 
ſchwankt. Bald heißt es: eine Goldmark = 1/4 Dollar oder um⸗ 
gekehrt ein Dollar = 4,20 Goldmark. Auch die Klauſel 1 Reichs⸗ 
mark = 1% Dollar kommt vor. Immer iſt die Inlandswährung 
in einer Gleichung mit einer ausländiſchen Währung in Verbin⸗ 

ung gebracht. Gemeinſam iſt ferner in allen Fällen, daß es ſich 
um Anleihen handelt, die auf dem deutſchen, nicht einem 
ausländiſchen Kapitalmarkt aufgenommen ſind, und ebenſo um 
zebensverſicherungsverträge, die in Deutſchland mit deutſchen 
Lerſicherungsnehmern abgeſchloſſen ſind. Das RG. hat in ſtän⸗ 

ger Rſpr. den Standpunkt vertreten, daß durch die Verbin⸗ 
RE Mark mit dem Dollar nur die unbedingte Wertbeſtän⸗ 
5 eit der Schuldverpflichtung habe zum Ausdruck gebracht 
Verden ſollen, daß es den Parteien aber ferngelegen habe, das 
Schuldverhältnis auch für den damals für unmöglich gehaltenen 
War einer Dollarabwertung an das Schickſal der amerikaniſchen 

ährung zu ketten. Deshalb iſt nach der Anſicht des RG. der 
e der Schuldverpflichtung durch die Dollarabwertung 
— berührt worden (vgl. auch den Aufſatz von Thomas, 
1986 ausländiſchen Abwertungen im deutſchen Recht“: JW. 
5 3498). An dieſem Standpunkt hat das RG. auch gegenüber 
be: Kritik feſtgehalten, die ſeine Rſpr., insbeſ. auf dem Gebiet 
00 Lebensverſicherung, von verſchiedenen Seiten erfahren hat 
Nc. Ac. 150, 153 = ZW. 1936, 1205: m. Anm.). Wenn das 
. — im Gegenſatz zu der Auffaſſung der Reichs⸗ 
5 een — die Frage auch für die Schatzanweiſungen 
5 eichs vom Jahre 1923 ebenſo wie in den anderen Fäl⸗ 
RG entſcheidet, jo ift das angeſichts der bisherigen Rſpr. des 
AD, keine Überraſchung. 


= Die vorl. Entf. ift aber deshalb von beſonderer Bedeu- 
9, n ſich das RG. mit der Frage auseinanderſetzt, wel⸗ 
= Einfluß das Geſetz über Fremdwährungs⸗Schuldverſchrei⸗ 
* 5 1 v. 26. Juni 1936 (RGBl. I, 515) auf die hier ſtreitigen 
— sverhältniſſe hat. Mit Recht ſtellt das RG. feft, daß dieſes 
ai für Inlandsanleihen an der bisherigen Rechtslage nichts 
5 hat. Das Geſetz über Fremdwährungs⸗Schuldverſchrei⸗ 
8 a und a die VO. über Fremdwährungsſchulden vom 
E (Res Bl. I, 1010) betreffen nur die Frage, welchen 
> ufluß die Abwertung ausländiſcher Währungen auf die 
achuloperhältniſſe des zwiſchenſtaatlichen Geld⸗ und 
8 e ausübt. Durch die einſeitigen Abwertungen 
80 . Staaten iſt der deutſchen Volkswirtſchaft ſchwerer 
277 = zugefügt worden. Es iſt deshalb nicht mehr als recht 
ieh ig, daß Deutſchland auch die Vorteile der Abwertung 
n Anfpruc nimmt, ſoweit es ſich um die deutſchen Aus⸗ 
laut ſchulden handelt, die auf eine der abgewerteten Währungen 
derte Hier iſt nach deutſchem Recht für den Umfang der Schuld⸗ 
Rü lichtung allein die abgewertete Währung maßgebend, ohne 
25 ſicht darauf, ob für die Schuldverpflichtung eine beſondere 
wentbeſtandigkeitsklauſel vorgeſehen iſt. Dies gilt auch dann, 
73 bei der Abwertung der fremden Währung die Goldklauſel 
0 aufgehoben worden iſt. Denn nach deutſcher Rechtsauffaſ⸗ 
zung werden Goldklauſeln bei einer abſichtlich herbeigeführten 
pit rungSabtvertung auf dem Gebiet des zwiſchenſtaatlichen Ka⸗ 
ns erkehrs in jedem Fall gegenſtandslos (ogl. die amtl. Erläu⸗ 
10 ne D. 1936, 1873). Befinden ſich Stücke deutſcher Aus⸗ 
ndsanleihen in Händen deutſcher Gläubiger, ſo müſſen fi 


Rechtſprechung 91 


auch dieſe Gläubiger die Abwertung entgegenhalten laſſen, da 
eine andere Entſch. mit dem Grundſatz der Gleichbehandlung 
aller Anleihegläubiger nicht vereinbar wäre. Von dieſem Son⸗ 
derfall abgeſehen beſteht jedoch kein Anlaß, den Grundſatz des 
Geſ. v. 26. Juni 1936 und der VO. v. 5. Dez. 1936 ohne weiteres 
auch auf innerdeutſche Schuldverhältniſſe anzuwenden. Denn 
dieſe Beſtimmungen ſtellen ſich als eine Maßnahme der Selbſt⸗ 
verteidigung Deutſchlands gegenüber den Abwertungsländern 
dar. Der Einfluß der ausländiſchen Abwertungen auf inner⸗ 
deutſche Schuldverhältniſſe iſt dagegen allein nach dem Grundſatz 
von Treu und Glauben je nach der Lage des Einzelfalls zu be- 
urteilen. 
GerAſſ. im RIM. Dr. Breithaupt, Berlin. 


* 


** 2. Geldſchuld oder Goldſchuld? Wird für 
ein in engliſcher Währung gegebenes Dar⸗ 
lehen eine Feingoldhypothek nals Sicherheit 
beſtellt und außerdem Rückzahlung in engli⸗ 
ſcher Währung effektiv vereinbart, ſo kann 
damit ein Wahlrecht des Darlehensgebers 
begründet worden ſein. Die Vereinbarung 
kann aber auch ſo verſtanden werden, daß 
nur eine Pfundforderung geltend gemacht 
werden kann, wobei der Hypothek nur die 
Eigenſchaft einer Höchſtbetragshypothek zu⸗ 
kommt. 4) 

Der in Köln wohnende Kl. hat im Jahre 1925 von den 
in England wohnenden Bekl. ein Darlehen von 5000 Pfund St. 
erhalten. Hierüber hat der Kl. zwei Urkunden ausgeſtellt, die 
gleichzeitig an die Bekl. überſandt worden ſind: am 14. Sept. 
1925 bekannte der Kl. in einer notariellen Urkunde, von den 
Bekl. 102 000 GM. — eine Goldmark = ½ wo kg Feingold — 
erhalten zu haben, und bewilligte für dieſen Betrag die Ein⸗ 
räumung einer Hypothek; am 15⸗ Sept. 1925 ſtellte der Kl. fol⸗ 
gende Urkunde aus: 

„Ich bekenne, von Mr. Richard J., Solicitor in Lon⸗ 
don, und Mr. Charels B., Solicitor in London, ein Darlehen 
in Höhe von 5000 Pfund St. erhalten zu haben. 

Die für dieſes Darlehen gegebene Hypothek ift mit Rüd- 
ſicht auf die deutſche Grundbuchgeſetzgebung als wertbeſtändige 
Hpyothek über 102 000 GM. eingetragen worden. i 

Ungeachtet der Formulierung der notariellen Schuld» 
urkunde und der Hypothekeneintragung verpflichte ich mich, 
Kapital und Zinſen in engliſcher Währung effektiv zu zahlen.“ 

Bis zu der im Sept. 1931 erfolgten Ablöſung des engliſchen 
Pfundes vom Goldſtandard hatte der Kl. auf dieſe Schuld 
2000 Pfund St. zurückgezahlt. Auf die verbleibende Reſtſchuld 
zahlte der Kl. die Zinſen zunächſt weiter in Pfundbeträgen an 
die Bekl., ſpäter entſprechend der deutſchen Deviſengeſetzgebung 
in Reichsmark zum Tageskurs des Pfundes auf Sperrkonto bzw. 
an die Konverſionskaſſe. Im April 1935 verſtändigten ſich die 
Parteien im Wege eines Teilvergleichs dahin, daß die Bekl. 
gegen Einzahlung eines Kapitalbetrags von 3000 Pfund St., 
umgerechnet in Reichsmark zum Tageskurs des Pfundes, auf 
Sperrkonto die Löſchung der für ſie eingetragenen Hypothek be⸗ 
willigten, ſich aber ihren Anſpruch auf Zahlung des Reſtbetrages 
des Darlehens in Goldmark vorbehielten, wofür ſie durch eine 
ſelbſtſchuldneriſche Bürgſchaft der Deutſchen Bank und Disconto⸗ 
Geſellſchaft geſichert wurden. Der Kl. ſteht auf dem Standpunkt, 
daß er nach den bei der Darlehensgewährung im Jahre 1925 
getroffenen Vereinbarungen zur Rückzahlung in entwerteten 
Währungspfunden berechtigt geweſen ſei; er beantragt Feſtſtel⸗ 
lung, daß er den Bekl. nichts mehr ſchulde, und Verurteilung 
der Bekl. zur Freigabe der Bankbürgſchaft. Die Bekl. haben 
Widerklage erhoben, mit der ſie Feſtſtellung beantragen, daß der 
Kl. aus dem Darlehensgeſchäft noch 24930 GM. — eine Gold⸗ 
mark = ½ 7e kg Feingold — nebſt Zinſen ſchulde. Das LG. 
hat i. S. des Kl. entſchieden. Das BG. hat die Klage abgewie⸗ 
ſen und auf die Widerklage feſtgeſtellt, daß der Kl. aus dem 
Darlehensgeſchäft noch 24 930 GM. verſchulde. 

Die Rev. des Kl. hatte Erfolg. 

Das BG. geht, ohne ſich darüber auszuſprechen, erkennbar 
von der Anwendung deutſchen Rechts aus. Rechtliche Beden⸗ 
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ken ſind dagegen nicht zu erheben. Maßgebend für die Frage des 
anzuwendenden Rechtes iſt in erſter Linie die ausdrückliche oder 
aus den Umſtänden zu entnehmende ſtillſchweigende Vereinba⸗ 
rung der Parteien. Im vorl. Fall ſind der deutſche Wohnſitz 
des Schuldners, die Beſtellung einer Hypothek auf einem in 
Deutſchland gelegenen Grundſtück ebenſo wie die Beurkundung 
vor einem deutſchen Notar als Umſtande zu bewerten, die aus⸗ 
reichend ſind, um die Annahme einer ſtillſchweigenden Verein⸗ 
barung deutſchen Rechtes zu rechtfertigen. 

Gegen die Auslegung, die das BG. den Darlehensverein⸗ 
barungen v. 14. und 15. Sept. 1925 gibt, erhebt die Rev. ſach⸗ 
lich⸗rechtliche und verfahrensrechtliche Bedenken, denen eine Be⸗ 
rechtigung nicht abgeſprochen werden kann. Sachlich⸗ rechtlich 
geben die Ausführungen, mit denen das BG. ſeine Auslegung 
begründet, dem Verdacht Raum, daß das BG. dabei von einer 
rechtsirrigen Vorausſetzung ausgegangen iſt. Verfahrensrecht⸗ 
liche Bedenken beſtehen inſofern, als das BG. von dieſer rechts⸗ 
irrigen Vorausſetzung aus den dem Abſchluß des Darlehens⸗ 
geſchäfts vorausgegangenen Briefwechſel nicht in ausreichender 
Weiſe zur Auslegung der Darlehens vereinbarungen mit heran 
gezogen hat. Zu dem Auslegungsergebnis, daß nach der Dar 
lehensvereinbarung den Bekl. ein Recht auf volle Goldwertzah— 
lung zuſtehe, gelangt das BG. auf folgendem Wege: Es erwägt, 
daß in der notariellen Urk. v. 14. Sept. 1925 der Kl. ſich zu 
einer Goldmarkſchuld — eine Goldmark = ro Kg Feingold — 
bekannt und dafür Hypothek beſtellt habe und daß für die Aus- 
legung der Darlehensvereinbarung alſo nicht darüber hinweg— 
gegangen werden könne, daß hier eine Goldſchuld vereinbart 
worden iſt; andererſeits verkennt das BG. nicht, daß durch den 
ſchriftlichen Revers v. 15. Sept. 1925, in dem der Kl. ſich ver⸗ 
pflichtete, Kapital und Zinſen in engliſcher Währung effektiv 
zu zahlen, ebenſo eindeutig eine reine Währungsſchuld vom Kl. 
übernommen worden iſt; das BG. ſucht einen Weg, dieſe beiden 
voneinander abweichenden Verpflichtungserklärungen des Kl. v. 
14. und 15. Sept. 1925 miteinander zu vereinbaren, und findet 
die Löſung darin, daß es dieſe beiden Verpflichtungen als 
neben einander beſtehend anſieht; es führt aus, daß durch den 
Revers die Verpflichtung des Kl. aus der notariellen Urkunde 
nicht abgeſchwächt werden ſollte, daß im Gegenteil den Bekl. 
durch den ſchriftlichen Revers über die notarielle Urkunde hin— 
aus ein weiteres zuſätzliches Recht eingeräumt worden ſei. Dieſe 
Ausführungen des BG. könuen, wenn das BU. das auch nicht 
ausdrücklich ausſpricht, nur ſo verſtanden werden, daß eine 
Wahlſchuld begründet worden ſei, bei der das Wahlrecht den 
Bekl. zuſtehen, dieſe alſo berechtigt ſein ſollten, nach ihrem Be⸗ 
lieben zu beſtimmen, ob ſie Zahlung in effektiven engliſchen 
Pfunden oder, wie ſie es getan haben, Goldwertzahlung von 
dem Kl. verlangen wollten. — Die rechtliche Möglichkeit, eine 
Darlehensſchuld in der Weiſe zu begründen, daß der Darlehens— 
gläubiger wählen kann, Zahlung auf Feingoldbaſis oder in effek⸗ 
tiver ausländiſcher Währung zu verlangen, iſt nicht zu bezivei- 
feln. Es kann in dieſer Hinſicht auf die Rſpr. dieſes Senats 
über die Zuläſſigkeit alternativer Währungsklauſeln mit Wahl⸗ 
recht des Gläubigers hingewieſen werden (JW. 1926, 2675 4; 
Urt. v. 22. Dez. 1927, TV 267, 268, 269/27; Urt. v. 17. März 
1932, IV 391/31 = JW. 1932, 2033 10). Auch läßt ſich gegen 
dieſe Auslegung des BG. nicht einwenden, daß, vom Standpunkt 
der allgemeinen Denkgeſetze aus, es als unverſtändlich oder ſinn 
los angeſehen werden müßte, neben einer auf Goldwertzahlung 
gerichteten Verpflichtung noch eine einfache Währungsverpflich⸗ 
tung zu vereinbaren und darin ſogar mit dem BG. noch eine 
die Sicherung des Gläubigers verſtärkende Vereinbarung zu er⸗ 
blicken; denn von der damaligen Einſtellung der Bekl. aus, für 
die als Engländer, nach der Feſtſtellung des BG., im Jahre 1925 
jeder Zweifel an der Stabilität des engliſchen Pfundes völlig 
ausgeſchloſſen war, war es nicht unverſtändlich, wenn ſie in 
der Zuſicherung effektiver Pfundzahlung noch eine höhere Sicher⸗ 
heit gegen Währungsverluſt als in der auf Mark lautenden, 
wenn auch mit Goldklanſel verſehenen notariellen Urkunde 
ſahen. Gegen die Auslegung, mit der das BG. den Widerſpruch 
zwiſchen dem Inhalt der beiden Urkunden v. 14. und 15. Sept. 
1925 zu löſen verſucht, wäre alſo ein erfolgreicher Reviſions⸗ 
angriff nicht möglich, wenn nicht der Verdacht beſtünde, daß das 
BG. irrigerweiſe die von ihm gefundene Löſung überhaupt als 


die rechtlich allein mögliche angeſehen hat. Eine ſolche Anſicht 
des BG. wäre irrig; denn die beiden Erklärungen v. 14. und 
15. Sept. 1925 laſſen ſich ebenſo zwanglos wie rechtlich einwand⸗ 
frei auch noch auf eine andere Weiſe, als vom BG. angenom⸗ 
men, miteinander vereinbaren. Wenn auch in der notariellen 
Urk. v. 14. Sept. 1925 der Kl. den Bekl. gegenüber ſich zu 
einer Goldſchuld bekannt und dafür eine Verkehrshypothek be- 
willigt hat, ſo beſtand doch kein rechtliches Hindernis für die 
Parteien, daneben durch den Revers v. 15. Sept. 1925 eine Ver⸗ 
einbarung in dem Sinne zu treffen, daß trotzdem im inneren 
Verhältnis der Parteien immer nur eine Pfundforderung gel⸗ 
tend gemacht und die Hypothek nur inſoweit in Anſpruch ge⸗ 
nommen werden könne, als der Wert der perſönlichen Pfund— 
forderung jeweils betragen werde. Die Hypothek hatte dabei, ob⸗ 
wohl ſie als umſatzfähige Verkehrshypothek beſtellt worden iſt, 
nach dem Willen der Parteien im inneren Verhältnis derſelben 
lediglich die Funktion einer Höchſtbetragshypothek. Eine ſolche 
Vereinbarung konnte wirkſam getroffen werden, ſie lief dem 
Weſen der Verkehrshypothek nicht zuwider. Es kann hier auf 
die Rſpr. des NG. hingewieſen werden, die ſtändig daran feft- 
gehalten hat, daß eine Verkehrshypothek zur Sicherung ihrer 
Höhe nach unbeſtimmten und wechſelnden Forderung aus einem 
Kontokorrentverhältnis wirkſam beſtellt werden kann (RGz. 60, 
244; GruchBeitr. 51, 378; RGWarn. 1917 Nr. 19). Daher hät⸗ 
ten keinerlei rechtliche Bedenken dagegen beſtanden, den Revers 
v. 15. Sept. 1925 ſo auszulegen, daß durch ihn trotz Beſtellung 
einer auf Goldmark lautenden Verkehrshypothek in zuläſſiger 
Weiſe vereinbart worden iſt, daß im Rahmen dieſer Grundſtücks⸗ 
belaſtung zwiſchen den Parteien ausſchließlich eine Pfundſchuld 
als beſtehend angeſehen werden ſolle. — Dieſe rechtliche Mög— 
lichkeit hat ſich das BG. nicht vor Augen gehalten; ja es hat die 
Beſtellung einer wertbeſtändigen Verkehrshypothek mit der 
Nebenabrede, daß die Darlehensſchuld zwiſchen den Parteien 
ausſchließlich als effektive Währungsſchuld beſtehen ſolle, an- 
ſcheinend rechtlich als ausgeſchloſſen angeſehen; das ſcheint 
wenigſtens aus dem Satz feiner Entſcheidungsgründe hervor- 
zugehen, wo geſagt wird, daß eine Auseinanderreißung von 
Sicherheit und Darlehen mit der Folge, daß wohl eine dem 
urſprünglichen Wert des Darlehens entſprechende Sicherheit, 
nicht aber auch eine dementſprechende perſönliche Rückzahlungs⸗ 
pflicht als vereinbart gelten ſolle, abzulehnen ſei. Von dieſem 
Rechtsirrtum ſcheint die Entſch. des BG. weſentlich beeinflußt. 
Das Urteil des BG. war daher aufzuheben und die Sache zur 
neuen Verhandlung und Entſch. an das BG. zurückzuverweiſen. 
Das BG. wird zu prüfen haben, ob es, wenn es ſich vor Augen 
hält, daß eine wirkſame Grundſtücksbelaſtung auch dann zuſtande 
gekommen ſein würde, wenn die Vereinbarung der Parteien 
ſo zu verſtehen iſt, daß Rückzahlung ausſchließlich in effektiven 
engliſchen Pfunden verlangt werden kann, an ſeiner Auslegung 
feſthalten will, daß den Bekl. das Recht zuſtehe, nach ihrer Wahl 
entweder 5000 engliſche Pfunde effektiv oder 102 000 GM. zu 
verlangen. — In dieſem Zuſammenhange würden gewiſſe vom 
BG. bisher unerörtert gebliebene, in der RevBegr. angeführte 
Briefe, die dem Vertragsabſchluß vorausgegangen ſind, Bedeu⸗ 
tung gewinnen können, indem ſie darauf hindeuten, daß es den 
Bekl. zwar auf hypothekariſche Sicherſtellung, im übrigen aber 
gar nicht auf die Vereinbarung einer Wertklauſel, ſondern ein⸗ 
fach auf die Zuſicherung angekommen iſt, daß das von ihnen 
gegebene Darlehen unter allen Umſtänden effektiv mit 5000 eng⸗ 
liſchen Pfunden zurückgezahlt werden müſſe, worin ſie von ihrem 
weiter oben bereits erwähnten damaligen engliſchen Standpunkt 
aus ohne weiteres eine völlige Sicherheit für vollwertigen Rück⸗ 
entpfang des Darlehens erblickt zu haben ſcheinen. Darauf würde 
z. B. die Stelle in dem Brief des Dr. S. v. 14. Aug. 1925 hin⸗ 
deuten, aus dem ſich ergibt, daß die Bekl. zunächſt auch die 
Eintragung der Hypothek in engliſcher Währung gewünſcht 
haben; ſowie die Stelle in dem Antwortſchreiben der Bekl. vom 
19. Aug. 1925, wo ſie ſich damit zufrieden erklären wollen, wenn 
die Hypothekeintragung wenigſtens den Zuſatz erhalte, daß eine 
Reichsmark den gleichen Wert habe wie ein engliſcher Schilling; 
ebenſo würde, worauf die Rev. beſonders hinweiſt, die Bemer⸗ 
kung in dem Brief des Dr. S. an die Bekl. v. 31. Aug. 1925, 
wo dieſer ſchreibt, daß mit der Formulierung der Notariats- 
urkunde nicht geſagt ſein ſolle, daß die vom Kl. zu bewirkenden 
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Zahlungen nicht wirklich in engliſcher Währung geleiſtet 
werden würden, vom BG. bei ſeiner neuerlichen Prüfung mög- 
licherweiſe in dem oben angegebenen Sinn bewertet werden 
müſſen. 

U. v. 5. Okt. 1936; IV 119/36. — Köln.) 
3. 152, 218.) 


Anmerkung: Die Anwendbarkeit des deutſchen Rechts hat 
das RG. zutreffend wegen des deutſchen Wohnſitzes des Schuld- 
ners, wegen der Verpfändung eines inländiſchen Grundſtücks 
und wegen der Beurkundung vor einem deutſchen Notar als jtill- 

weigend vereinbart angeſehen. 

In der Sache hat das RG. die vom Ber. gefundene Aus- 
legung ſelbſt nicht als falſch bezeichnet. Es hat vielmehr nur 
deshalb zurückverwieſen, weil „der Verdacht beſtünde, daß das 

G. irrigerweiſe die von ihm gefundene Löſung überhaupt als 

die rechtlich alleinmögliche angeſehen hat“. Das RG. hält neben 
er Auslegung, es ſei mit den beiden Urkunden je eine beſon⸗ 
dere Schuld für den Gläubiger begründet worden, auch die Aus- 
legung für möglich, durch die zweite Urkunde ſei vereinbart 
worden, daß nur eine Pfundforderung geltend gemacht wer— 
den ſollte und daß die Hypothek in Wahrheit eine Höchſtbetrags⸗ 
hypothet ſein ſollte, die ſich nach dem Werte der Pfundforderung 
zu richten hätte. Ob der Verdacht berechtigt war, intereſſiert hier 
nicht. Die Bedeutung der Entſch. liegt in der Anerkennung der 
genannten Auslegungsmöglichkeit für Rechtsgeſchäfte der vorl. 
ort. Welche der beiden Auslegungen auf Grund tatſächlicher 
Verhältniſſe den Vorzug verdient, liegt bei dem BG. Hier be- 
1 jedoch die Frage, ob die rechtliche Bejahung der genannten 
Auslegungsmöglichkeit durch das RG. über dieſen einzelnen 
Fall hinaus Zuſtimmung verdient. 

Die Frage kann nicht verneint werden, wenn man ſich das 
s gebnis vor Augen hält, zu dem die vom RG. aufgezeigte Aus— 
legung führt. Denn wenn nach den in der Entſch. angedeuteten 
Sriefitellen, insbeſ. nach dem ausdrücklichen Wortlaut der zwei⸗ 
n Urkunde anzunehmen wäre, daß der Gläubiger auf die Wäh⸗ 
zungsforderung den entſcheidenden Wert legte, dieſe auch für 
licherer hielt als die Markforderung, und die Markeintragung 
nur wegen der deutſchen Grundbuchgeſetzgebung vorgenommen 
ga wenn darüber hinaus ſogar die Goldmark in den Verein⸗ 
. nur erzwungen durch die Grundbuchgeſetzgebung ge— 
Baur. würde und der Gläubiger ſich ausdrücklich beſtätigen ließ, 
(ers der Schuldner „ungeachtet der Formulierung der notariel- 
en Schuldurkunde und der Hypothekeneintragung“ Kapital und 
Zinſen in engliſcher Währung effektiv zu zahlen hat, fo er⸗ 
ene es billig, die Währungsſchuld auch als die maßgebliche 
{ zunehmen und dem Gläubiger nunmehr auch den Nachteil 
der Währungsſchuld zu überlaſſen. 
tu Immerhin bedürfen auch bei dieſer reinrechtlichen Betrach⸗ 
nung noch verſchiedene Zweifel der Klärung. So erſcheint es mir 
! zweifelhaft, ob man die vom RG. vorgenommene Kon- 
8 zur Begründung dieſes Ergebniſſes voll durchhalten 

8 1 iſt ſicherlich an dieſer Konſtruktion, daß auch eine 
— de e zur Sicherung für eine unbeſtimmte Forde⸗ 
che eitelit werden kann und daß ſich dann der Wert der Hypo— 
Die ee der Höhe der zu ſichernden Forderung richten muß. 
5 I & uffaſſung iſt das Ergebuis einer ſtändigen Rſpr., die ſich 
— . e Kontokorrentverkehrs herausgebildet hat. 
en if da ei die Unbeſtimmtheit der Forderungen beruht, ob 
Schoch Nr Hin und Her des Geſchäftsverkehrs oder auf die 
gleichgültig 8. NR Währung zurückzuführen iſt, iſt ſchließlich 
hypot ültig. Folglich ſteht auch nichts im Wege, eine Verkehrs⸗ 
5 che? in dieſem Sinne als Höchſtbetragshypothek für Wäh⸗ 
lie slonberungen aufzufaſſen. Aber auf die Praxis angewandt, 
3 be ſich einwenden, daß der vom NG. hier beſchrittene Aus- 
Gläubiger Zoch die Annahme zum Ausgangspunkt hat, daß der 
Popother bei Währungsforderung für ſicherer hielt als die der 
a 50 8 ei der Eintragung zugrunde gelegte Forderung. Iſt 

nämlich der Fall, dann hat der Gläubiger unmöglich damit 
gerechnet, daß die Forderung ei 1 1592 
endeten 8 ug einmal geringer wäre als der 
der etrag der Hypothek. Infolgedeſſen ift es ausgeſchloſſen, in 
5 r Hypothek ein „Höchſt“recht als gewollt a beit hi * 
her follte zum wenigſten ein „Gleich“ . Hop 
Au . „Gleich“ recht bedeuten, wenn nicht 
gar der Glaub 1 5 
aubiger bei ſeinen offenbarten Zweifeln an Reichs⸗ 
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und Goldmark eine „Mindeſt“ſicherung darin ſah. Die Konſtruk⸗ 
tion der Höchſtbetragshypothek ſcheitert deshalb ſchon daran, daß 
eine unbeſtimmte Forderung, die geringer als der Höchſtbetrag 
ſein könnte, gar nicht angenommen wurde. Man kann dieſen 
Einwand auch ſchwerlich damit bekämpfen, daß man ſagt, die 
Gläubiger hätten mit einer Minderung im Rahmen der üblichen 
Währungsſchwankungen gerechnet. Denn dies. trifft den Kern⸗ 
punkt nicht und räumt auch nicht aus, daß die zweite Urkunde 
keinesfalls eine Einſchränkung der in der erſten Urkunde for⸗ 
mulierten Rechte bringen ſollte. 

Zu einem weiteren Zweifel veranlaßt der Umſtand, daß 
die erſte Urkunde das Bekenntnis des Schuldners enthält, 
Goldmark empfangen zu haben. Das RG. hält trotzdem die 
Abrede für möglich, es ſolle nur Pfund geſchuldet werden. 
Hier darf indeſſen nicht überſehen werden, daß dieſes Bekenntnis, 
„Goldmark“ empfangen zu haben, durch die deutſche Grundbuch- 
geſetzgebung nicht allein erklärt werden kann. An ſich iſt es 
überhaupt ſchon nicht ſo unbedingt richtig, daß eine Hypothe⸗ 
keneintragung in fremder Währung unftatihaft war, denn nach 
der VO. v. 13. Febr. 1920 waren zur damaligen Zeit mit Ein⸗ 
willigung der Landeszentralbehörde auch Valutahypotheken zu⸗ 
gelaſſen. Nach dem ausdrücklichen Vermerk in der zweiten Ur⸗ 
kunde wird man jedoch davon auszugehen haben, daß die Par⸗ 
teien die Eintragung tatſächlich für unzuläſſig gehalten haben. 
Immerhin hätte aber beſtimmt nichts im Wege geſtanden, daß 
der Schuldner in der erſten Urkunde den Empfang des Darlehns 
in engliſcher Währung bekannt hätte. Dies war nicht nur mög⸗ 
lich, es war auch das Naheliegendſte. Daß dies nicht geſchah, 
könnte für die vom BerR. gefundene Auslegung ſprechen, daß 
hiermit eine ſelbſtändige Schuld begründet ſei. Dabei iſt nicht 
einzuſehen, daß man zur Rechtfertigung der Anſicht des BerR. 
unbedingt der Konſtruktion einer Wahlſchuld bedarf. Rechtlich 
möglich wäre vielmehr ebenfalls die Annahme, daß die in der 
erſten Urkunde niedergelegte Verpflichtung, wenn es auch nur 
zwangsweiſe zu dieſer Formulierung kam, die zwiſchen den Par⸗ 
teien gültige ſein ſollte und daß die zweite Urkunde die Bedeu⸗ 
tung einer weiteren Sicherung in dem Sinne haben ſollte, daß 
die Reichsmark gleich dem engliſchen Schilling ſein ſollte. Als⸗ 
dann wäre in der zweiten Verpflichtung lediglich eine Wäh⸗ 
rungsklauſel zu ſehen, die der Bezugnahme auf Feingold gleich- 
zuſetzen wäre (vgl. RG.: JW. 1935, 189). Dann wäre die Ent⸗ 
wertung des Pfundes nach der bisherigen Rſpr. des RG. auf 
den Beſtand der Goldmarkſchuld unerheblich, da eine Währungs⸗ 
klauſel für den hier nicht eingetretenen Fall der Markentwer⸗ 
tung gemeint war (vgl. RG. 146, 1 = JW. 1935, 852). 

Die Verwendung dieſer Begründung würde m. E. jedoch die 
Feſtſtellung zur Vorausſetzung haben, daß der Gläubiger nach 
Kenntnis der Grundbuchſchwierigkeit von ſeinem Entſchluß, eine 
Währungsforderung zu begründen, abgegangen ſei. Ob das Tat⸗ 
ſachengericht zu dieſer Feſtſtellung gelangen kann, erſcheint an⸗ 
geſichts des Briefwechſels und vor allem angeſichts des Wort— 
lautes der zweiten Urkunde mehr als fraglich. Demgegenüber 
ſcheint mir leichter für das Markbekenntnis in der erſten Ur⸗ 
kunde trotz der Bezugnahme auf Feingold eine Erklärung in 
Unabſichtlichkeit oder Initiative des Notars zu finden zu fein, 

Weiterhin fällt auf, daß das RG. für den Fall, daß der 
BerR. die neue Auslegungsmöglichkeit zu der ſeinigen macht, 
den Prozeß ohne weiteres für geklärt anſieht. In dem Urt. v. 
28. Juni 1934 (RG. 145, 51 JW. 1934, 2330) hat das RG. 
einen Darlehnsgeber, der das Darlehn nur aus Mißtrauen 
gegen die Feſtigkeit der Mark in engliſchen Pfunden geben 
wollte, deshalb auf die abgewertete Währung verwieſen, weil 
der Gedanke an die Wertbeſtändigkeit nur Beweggrund zur 
Hergabe des Darlehns in Pfund geweſen, aber nicht auch zum 
Inhalt des Vertrages erhoben worden ſei. Wenn das RG. vor⸗ 
liegend keinen Anlaß ſah, die vielen Hinweiſe der Gläubiger auf 
die Wertbeſtändigkeitsabſicht ſowie die Goldwertklauſel in der 
erſten Urkunde anders zu deuten, ſo geſchah dies mit Recht des⸗ 
halb, weil der Gläubiger als Ausländer nicht die Wertbeſtändig⸗ 
keit des Pfundes, ſondern die der Mark betont haben wollte. 
Die Wertbeſtändigkeit der Forderung ſelbſt iſt damit 
nicht zum Inhalt des Vertrages gemacht worden (vgl. Mügel 
in der Anm. zu JW. 1934, 2330). 

Trotz der geäußerten Zweifel an der Konſtruktion des RG. 
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erſcheint das Ergebnis, das mit der von ihm in Erwägung ge- 
zogenen Auslegung erzielt würde, falls man von den obigen 
Annahmen ausgeht, das billigere. Die Begründung könnte 
m. E. zwangloſer als in der Konſtruktion einer Höchſtbetrags⸗ 
hypothek in der einfachen Erwägung beſtehen, daß die Par⸗ 
teien die Markſchuld nur der Form halber begründet haben, 
daß ſie ſich aber darüber einig waren, Gegenſtand des Ver⸗ 
trages ſolle die für mindeſt gleich hoch gehaltene Währungs⸗ 
forderung ſein. Dem wirklichen Inhalt des Vertrages nach 
könnte ein Gläubiger ſich nunmehr nach dem Sturz der Wäh⸗ 
rung nicht auf die lediglich formell vereinbarte Markforderung 
berufen, ſondern müßte ſich mit Zahlung nach dem Wert der 
engliſchen Währung zufrieden geben. Denn er hatte ſich ja aus⸗ 
drücklich beſtätigen laſſen, daß er „ungeachtet der Formulierung“ 
eine Währungsforderung habe. Auf dieſe Weiſe würde man aljo 
die Verpflichtung des Gläubigers, ſich mit dem geringeren Be⸗ 
trag zufrieden zu geben, aus dem wirklichen Sinn des Vertra⸗ 
ges entnehmen und ihm aus dieſem Grunde verſagen, ſich auf 
das etwa beſtehende formelle Recht zu berufen. Der Konſtruk⸗ 
tion einer Höchſtbetragshypothek bedarf es dann nicht und man 
käme zu dem gleichen Ergebnis wie die von dem RG. entwickelte 
Auslegung. 

Inzwiſchen iſt nach dem Erlaß der Entſch. die VO. über 
Fremdwährungsſchulden v. 5. Dez. 1936 (RGBl. I, 1010) ergan⸗ 
gen. Bei der weiteren Behandlung der Sache wird daher die Frage 
im Vordergrunde ſtehen, ob nicht die Beſtimmung dieſer VO. auf 
den vorl. Fall anzuwenden iſt. Im Grunde handelt es ſich dabei 
um die gleiche Problemſtellung. Denn unter die VO. fallen 
nur „auf ausländiſche Währung lautende Ausländerguthaben“. 
Ein ſolches liegt aber nicht vor, wenn man in der erſten Ur⸗ 
kunde die Begründung einer ſelbſtändigen Schuld ſieht und trotz 
der zweiten Urkunde dem Gläubiger geſtattet, ſich auf die erſte 
Urkunde zur Begründung eines Anſpruches zu berufen. 

RA. Dr. Will Thomas, Krefeld. 


* 


* 3. § 328 BGB. Zur Frage, obeinem minder⸗ 
jährigen Kinde eigene vertragliche Rechte ge— 
genüber einem von ſeinen Eltern zur Behand⸗ 
lung eines Armbruchs zugezogenen Arzt er- 
wachſen. Das Kind erwirbt eigene Anſprüche 
gemäß § 328 BGB. auch ſchon, wenn nur aus den 
Umſtänden, insbeſ. dem Zweck des zwiſchen 
dem geſetzlichen Vertreter des Kindes und dem 
Arzt abgeſchloſſenen Vertrages entnommen 
werden kann, daß das Kind eigene Anſprüche 
aus dem Vertrage erwerben ſoll. 

In der Regel werden Eltern, die ihr erkranktes Kind zu 
einem Arzt in Behandlung geben, keine ausdrückliche Abrede 
mit dem Arzt dahin treffen, daß das Kind eigene vertragliche 
Rechte gegen den Arzt erwerben ſolle. Eine ſolche ausdrückliche 
Abrede iſt auch im vorl. Falle nicht behauptet. Sie iſt aber 
zur Erwerbung eigener Vertragsrechte des Kindes auch nicht 
erforderlich, wenn nur aus den Umſtänden, insbeſ. dem Zweck 
des zwiſchen dem geſetzlichen Vertreter des Kindes und dem 
Arzt abgeſchloſſenen Vertrages entnommen werden kann, daß 
das Kind eigene Anſprüche aus dem Vertrage erwerben ſoll. 
Solchenfalls erwirbt das Kind die eigenen Anſprüche gemäß 
§ 328 BGB. Der nach Abſ. 2 dieſer Geſetzesbeſtimmung man⸗ 
gels beſonderer Abrede maßgebende Vertragszweck hat, wie der 
erk. Sen. in ſeinem Urt. v. 4. Juni 1915 (III 581/14: RGWarn. 
1915 Nr. 203; vgl. auch RG. 98, 212— 213) ausgeführt hat, 
die Bedeutung eines objektiven Maßſtabes für die Ermittlung 
des Vertragsinhalts, ſo daß alle Verabredungen als vom Ver⸗ 
tragswillen umfaßt gelten müſſen, welche die Vertragſchließen⸗ 
den getroffen haben würden, wenn ſie ſich die aus dem Zwecke 
zu entnehmenden Verpflichtungen vergegenwärtigt hätten. Da⸗ 
bei iſt eine Ergänzung des Parteiwillens durch Vertragsaus⸗ 
legung nach § 157 BOB. ſtatthaft. Demgemäß hat der erk. Sen. 
einmal ausgeſprochen, daß dem Mieter einer Familienwohnung, 
wenn nicht beſondere Umſtände entgegenſtänden, die für den 
Vermieter erkennbare Abſicht unterſtellt werden müſſe, beim 
Abſchluß des Mietvertrages auch die Intereſſen der mit ihm 
zuſammenlebenden Angehörigen nach Möglichkeit wahrzuneh⸗ 
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men und zu dieſem Zweck ihnen hinſichtlich der gefahrenfreien 
Beſchaffenheit der Wohnräume dieſelben Rechte gegen den 
Vermieter zu verſchaffen, die ihm ſelbſt zuſtehen (RGZ. 91, 
21 = JW. 1918, 95). In derſelben Richtung liegen auch wei⸗ 
tere Entſch. des RG. (vgl. u. a. RGZ. 87, 65 = JW. 1915, 
1018; Urt. v. 29. April 1918, VI 58/18: RGWarn. 1918 Nr. 113; 
Urt. v. 8. Nov. 1918, III 217/18: RGWarn. 1919 Nr. 14; Urt. 
v. 11. März 1935, IV 293/34: JW. 1935, 1768). Den in dieſer 
Rſpr. zutage getretenen Grundſätzen entſpricht es, wenn man 
in aller Regel bei dem geſetzlichen Vertreter eines erkrankten 
Kindes die dem behandelnden Arzt erkennbare Abſicht an⸗ 
nimmt, dem Kinde, um deſſen Heilung es geht, eine möglichſt 
günſtige Rechtsſtellung gegenüber dem behandelnden Arzt, 
namentlich einen unmittelbaren Anſpruch auf ordnungsmäßige 
Behandlung zu verſchaffen. Soweit hiermit die frühere Entſch. 
des erk. Sen. v. 19. Juni 1914 (RGZ. 85, 183 = JW. 1914, 
916) in Widerſpruch ſteht, wird daran nicht feſtgehalten. Hier⸗ 
nach iſt auch im vorl. Falle die Annahme eines Vertragsver⸗ 
hältniſſes zwiſchen den Parteien gerechtfertigt, da keine Um⸗ 
ſtände hervorgetreten ſind, die ausnahmsweiſe zu einer anderen 
Beurteilung nötigen. 

(U. v. 29. Sept. 1396; III 46/36. — Berlin.) 
(RG. 152, 175.) 


Anmerkung: Die Entſch. iſt im Ergebnis fraglos richtig, 
in der Begründung aber m. E. unvollkommen. Sie findet die 
Rechtfertigung eines Rechtsſatzes, der nach natürlichem Rechts- 
empfinden ohne weiteres ſelbſtverſtändlich erſcheint, auf einem 
Umwege, welcher eine reſtlos konſequente Anerkennung des 
richtigen Gedankens nicht ermöglicht und die Tür zu gegen⸗ 
ſätzlichen Entſch. in tatſächlich gleich- oder ähnlich gelagerten 
Fällen offenläßt. Es kann heute nicht mehr als richtig und be— 
rechtigt anerkannt werden, wenn das höchſte deutſche Gericht in 
ſo eindeutig prinzipiellen Fragen die altbekannte Scheu vor 
der Aufſtellung klarer und grundſätzlicher Rechtsſätze zeigt und 
ſich hinter der Entſch. des Einzelfalles verſchanzt. Die Löſung 
der Frage, ob bei der ärztlichen Behandlung Minderjähriger 
nur der Gewalthaber, der den Arzt gerufen, oder auch das 
Kind, das Gegenſtand der ärztlichen Behandlung iſt, vertragliche 
Rechte gegenüber dem Arzt hat, iſt zu eindeutig und grundſätz— 
lich, als daß ihre Löſung aus den Beſonderheiten des Einzel- 
falles geſucht und nur auf dieſe abgeſtellt werden könnte. Sie 
bedarf vielmehr einer typiſchen Klärung. In einer Zeit, in der 
unter der Herrſchaft der Reichsärzteordnung ſich ein neues 
ärztliches Berufsrecht entwickelt, iſt eine ſcharfe, genaue und 
rechtsbildende Stellungnahme der Rſpr. zu allen Fragen, welche 
dieſes ärztliche Berufsrecht und die ärztliche Berufspflicht be⸗ 
rühren, beſonders notwendig und wichtig (. RG.: JW. 1936, 
3124 m. Anm.). 

Der Entſch. liegt wohl ohne Zweifel das natürliche Rechts⸗ 
empfinden zugrunde, daß ein Menſch, ſei er auch minderjährig 
und daher in der ſelbſtändigen Fähigkeit, Vertrage abzuſchlie⸗ 
ßen, beſchränkt, doch gegenüber einem Arzt, der ihn auf Grund 
eines von dem Inhaber der elterlichen Gewalt abgeſchloſſenen 
Vertrages behandelt, nicht gut nur auf Anſprüche aus uner⸗ 
laubter Handlung — bei Fehlern des Arztes — verwieſen wer⸗ 
den kann, ſondern daß man ihm, da er ja nun einmal auf 
Grund eines von ſeinem geſetzlichen Vertreter abgeſchloſſenen 
Vertrages ärztlich behandelt worden iſt, auch eigene Vertrags⸗ 
rechte aus dieſer Behandlung zubilligen muß. Das RG. will 
hier auch keineswegs die Einſchränkung machen, daß dieſe Ver⸗ 
tragsanſprüche etwa nur dann geltend gemacht werden könnten, 
wenn der Inhaber der elterlichen Gewalt ſelbſt zu ihrer Gel⸗ 
tendmachung nicht mehr imſtande ſei. Das RG. ſucht vielmehr 
die Löſung darin, daß es „in aller Regel bei dem geſetzlichen 
Vertreter eines erkrankten Kindes die dem behandelnden Arzt 
erkennbare Abſicht annimmt, dem Kind, um deſſen Heilung es 
geht, eine möglichſt günſtige Rechtsſtellung gegenüber dem be- 
handelnden Arzt, namentlich einen unmittelbaren Anſpruch auf 
ordnungsmäßige Behandlung zu verſchaffen“. Das RG. macht 
aber die Einſchränkung, daß keine Umſtände hervortreten, die 
ausnahmsweiſe zu einer anderen Beurteilung nötigen würden. 


Nach dieſer Auffaſſung des RG. ſtände alſo rechtlich nichts 
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im Wege, wenn der Arzt durch eine ausdrückliche, auch etwa 
allgemeine und formularmäßige Erklärung eine Vertragshaf⸗ 
tung zugunſten des Kindes ablehnen und ausſchließen würde. 
Es iſt allerdings zu hoffen, daß derartige Rechtsmanipulatio⸗ 
nen, auch ſoweit ſie etwa heute noch von geſchäftstüchtigen 
Syndizi vorgeſchlagen werden ſollten, auch von ärztlicher Seite 
nicht mehr gebilligt werden würden. Mag der Entſchluß, einen 
Vertrag zu ſchließen, frei jein, alle Konſequenzen aus dem ein- 
mal geſchloſſenen Vertrage ſind es nicht mehr, ſie richten ſich 
allein und jedem, den es angeht, gegenüber nach den Pflichten 
der treuen und gewiſſenhaften Vertragserfüllung (ſ. hierzu 
8 zu RG.: JW. 1936, 3182s und Roth: JW. 1936, 
2897 
Das RG. nimmt bei feiner Konſtruktion Bezug auf die 
bekannte Rſpr., wonach den Hausangehörigen des Mieters 
ebenfalls Vertragsanſprüche gegenüber dem Vermieter wegen der 
Beſchaffenheit der Mieträume zuſtehen. In ſeiner Anmerkung 
zu einem neueren zu dieſer Frage ergangenen Urteil des RG. 
(JW. 1935, 1768) hat Roque tte überzeugend dargelegt, daß 
auch hier die Konſtruktion über $ 328 BGB. nur eine Krücke 
barſtelle, und daß der Weg einer ergänzenden Vertragsaus⸗ 
legung in der Regel nur eine Vergewaltigung des Vertrags- 
willens der Parteien bedeute. Roquette führt aus, daß 
bier eben das reine Vertragsdenken verſage, daß die neue 
Rechtslehre die Vorherrſchaft des Vertragsdenkens beſeitigt 
* und daß die Löſung dieſer und ähnlicher Fragen aus 
zem Geſichtspunkt der entſtehenden perſonenrechtlichen Bin⸗ 
zungen, der Gemeinſchaft und der Gemeinſchaftsordnung ge⸗ 
funden werden müſſe. 
L In dem vorl. Falle müßte die Begründung der richtigen 
N entſprechend aus dem Geſichtspunkt des ärztlichen Be⸗ 
ufsrechts und der ärztlichen Berufspflicht erfolgen, die es 
ben daslich verbieten, daß ein Arzt einem Patienten gegen- 
er, den er behandelt hat, das vertragliche Einſtehen für dieſe 
behandlung ablehnen darf (andererſeits muß der Patient auch 
Br dem Arzt vertraglich haften). Wir kommen fo zu dem 
u den Rechtsdenken, daß Rechtsbeziehungen vertraglicher Art 
ht nur durch Willenserklärungen oder durch vermutete und 
erſtruierte Willenserklärungen zur Entſtehung gelangen, ſon⸗ 
> en auch ſchon auf Grund der tatſächlichen Erfüllung und Ent- 
Wahren von Leiſtungen vertraglicher Natur und ihrer 
85 n gemein i i 
Ausſtrahlun N ſchaftlichen Ausdehnung, Auswirkung und 
E folgerichtige Durchführung eines derartigen Rechts⸗ 
92 1001 wird wohl einmal manche Rechtsinſtitute, die bisher 
ware eliebteſte Tummelplatz formaljuriſtiſchen Rechtsdenkens 
Vereſchen B. Geſchäftsführung ohne Auftrag, ungerechtfertigte 
Nai ganz oder jedenfalls zum großen Teil überflüſſig 


Beſteht 


Konstrukt man jedoch auf einer willenserklärungsmäßigen 
1 a fo liegt m. E. in dem entſchiedenen Falle viel 
elterliche der Weg über § 328 BGB. die Annahme, daß ein 
Minderiäh Gewalthaber, der einen Arzt zur Behandlung feines 
N Kindes beſtellt, hierbei ſtets ſowohl im eigenen 
des Mi als auch in ſeiner Eigenſchaft als geſetzlicher Vertreter 
197 als erlährigen handelt (RG. 85, 183 hat das allerdings 
hält das n ausgeſchloſſen“ bezeichnet). Hiermit allein er⸗ 
durch die e ſeine natürliche Einheit, während es 
ia eine G konſtruktion eines Vertrages zugunften Dritter, der 
den e eee ee nicht begründet, unnatürlich zer⸗ 
nur, wie bei K nden Wird. Daß hiermit auch das Kind nicht 
tragspflicht 1 8 928 BGB. Vertragsrechte, ſondern auch Ver⸗ 
natürliche! en erhält, entſpricht ebenfalls nur dem richtigen und 
Rind N Rechtsempfinden. Das Innenverhältnis zwiſchen 
Sr ER bleibt ſelbſtverſtändlich unberührt. 
% Der richtige Re tsſatz muß alſo I b f ärzt⸗ 
li 0 3 o lauten: Bei der ärz 
Haze Behandlung Minderjähriger auf Anſuchen des Gewalt⸗ 
zutſtohen unmittelbare gegenfeitige vertragliche An⸗ 


ſprüche 0 i 
de zwiſchen dem Kind und den a ; 
und dem Arzt andererſeits. em Gewalthaber einerſeits 


AGR. Dr. Kallfel z, Cottbus. 
* 
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** 4. 8 607 Ab ſ. 2 BGB. Verein barungsdar⸗ 
lehen. 

Nach der Rſpr. des RG. kann dem Fingieren eines baren 
Darlehens die Bedeutung eines abſtrakten Schuldverſprechens 
i. S. von § 781 BGB. zukommen (RG.: JW. 1906, 550 19; 1910, 
704 2). Es ſteht aber auch der Annahme nichts im Wege, ein 
Vereinbarungsdarlehen i. S. von § 607 Abſ. 2 BGB. fo abzu⸗ 
ſchließen, daß hinſichtlich einer gleichzeitig erſt begründeten recht⸗ 
lich anderen Schuld vereinbart wird, der dem einen Teil über⸗ 
laſſene Wert ſolle von ihm als Darlehen geſchuldet fein (RG.: 
Gruch. 49, 913/917; JW. 1911, 151; Warn. 1914 Nr. 150; 
1919 Nr. 59; Urt. in V 107/30 v. 3. Jan. 1931), wie auch ſogar 
für erſt künftig zu begründende Forderungen ein Darlehensver⸗ 
hältnis nach § 607 Abſ. 2 BGB. geſchaffen werden kann (val. 
RGRͤKomm., Anm. 7 a. E. zu § 607 und die dort angeführte 
Entſch.). 

(U. v. 7. Sept. 1936; VI 298/36. — Stuttgart.) 
(RZ. 152, 159.) 
* 

5. §8 823, 826 BG B. Der Umſtand, daß die den 
Schaden zufügende Perſon den ſchädigenden 
Erfolg vielleicht nicht beabſichtigt hat, ſteht 
der Annahme einer vorſätzlichen Handlung 
ebenſowenig im Wege wie der Umſtand, daß 
ſie ſich über die Perſon des Geſchädigten 
möglicherweiſe nicht im klaren geweſen iſt. 

(U. v. 9. Okt. 1936; VII 300/35. — KG.) N.] 
* 


6. § 1 Abſ. 1 RErbhof G.; 868 Abſ. 2 der 

1. Durchf VO. Iſt der Eigentümer eines Erb⸗ 

hofs zu einem ideellen Eigentumsanteil nur 

Vorerbe, hinſichtlich der übrigen Anteile 

unbeſchränkter Eigentümer, ſo iſt der Hof 
nicht Erbhof. f) 

(U. v. 12. Okt. 1936; IV 138/36.) 
(= RG2. 152, 189.) 


Anmerkung: Die in der Entſch. erörterte Frage iſt jetzt 
durch § 52 Erbhofrechts O. v. 21. Dez. 1936 (RG Bl. I, 1080) 
in abweichendem Sinn entſchieden worden. § 52 Abſ. 1 lautet: 


„Hat eine Beſitzung am 1. Okt. 1933 dem Eigentümer teils 
als Volleigentümer, teils als Vorerben gehört, ſo ſteht die— 
ſer Umſtand dem nicht entgegen, daß die Beſitzung in dieſem 
Zeitpunkt Erbhofeigenſchaft erlangt.“ D. S. 

* 


7. 59 BW'H G.; 3. Pr Ausf Vorſchr. daz u. Die 
3. Pr Ausf Vorſchr. zu $ 9 geht über den in 89 
Abſ. 1 und 3 BWH G. gezogenen Rahmen hin⸗ 
aus, indem ſie alle früheren Zuſicherungen 
ohne Ausnahme beſeitigt und der Behörde das 
Recht gibt, von ſich aus über freiwillige An⸗ 
rechnungen neu und ohne Rückſicht auf wohl⸗ 
erworbene Rechte aus früheren Zuſicherun⸗ 
gen zu befinden. Eine fo weitgehende Ermäch⸗ 
tigung iſt ihr im § 17 Abſ. 2 BWH G. nicht er⸗ 
teilt worden. 

Das PrGeſ. betr. die Penſionierung der unmittelbaren 
Staatsbeamten uſw. v. 27. März 1872 (kurz ZR.) enthält in 
den SS 14 und 15 Vorſchriften, wonach gewiſſe außerhalb des 
Staatsdienſtes zugebrachte Zeiten auf die ruhegehaltsfähige 
Dienſtzeit der Staatsbeamten angerechnet werden müſſen, 
in $ 19 iſt ſodann beſtimmt, daß gewiſſe andere Zeiten, dar⸗ 
unter im Gemeinde- und Schuldienſt zugebrachte, angerechnet 
werden gönnen. Im Gegenſatz zu den in SS 14, 15 geregelten 
Fällen hat alſo der Staatsbeamte keinen Rechtsanſpruch auf 
Anrechnung der im § 19 genannten Zeiten, vielmehr liegt deren 
Anrechnung im freien Ermeſſen des Staatsminiſteriums. Die 
Entſchließung darüber ergeht regelmäßig bei der Zurruheſetzung 
der Beamten, doch kann dieſen ſchon vorher die Anrechnung zu⸗ 
geſichert werden. Nach der urſprünglichen Faſſung des § 19 
ſollte dieſe Zuſicherung ſogar nur bei der Anſtellung möglich 


S. 
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ſein; die durch Geſ. v. 20. März 1890 angeordnete neue Faſſung 
ſollte dieſe Beſchränkung beſeitigen und auch für die Zeit nach 
der Anſtellung ſolche Zuſicherungen ermöglichen. Wenn alſo der 
Kl. ſeinerzeit auch keinen Rechtsanſpruch auf die Anrechnung 
ſeiner Schul⸗ und Kommunaldienſtzeit hatte, jo entſprach doch 
die ihm am 3. Aug. 1920 erteilte Zuſicherung durchaus den Be- 
ſtimmungen des ZRG. und der Kl. hat durch die geſetzlich er⸗ 
laubte Zuſicherung ein Recht auf Anrechnung jener Vordienſt⸗ 
zeiten erworben. Es kann ſich alſo nur fragen, ob das BWH. 
und die auf ſeiner Grundlage ergangenen weiteren Rechtsvor⸗ 
ſchriften dieſes wohlerworbene Recht angetaſtet haben. 

§ 9 Abſ. 1 BWG. ſagt in feinen beiden erſten Sätzen: 
„Den nach SS 3, 4 in den Ruheſtand verſetzten oder ent⸗ 
laſſenen Beamten darf bei der Berechnung der ruhegeld— 
fähigen Dienſtzeit, abgeſehen von der Dienſtzeit, die ſie in 
ihrem letzten Anſtellungsverhältnis zurückgelegt haben, nur 
eine Dienftzeit im Reichs-, Landes- und Gemeindedienſt 
nach den beſtehenden Vorſchriften angerechnet werden. Die 
Anrechnung auch dieſer Dienſtzeit iſt nur zuläſſig, wenn 
ſie mit der zuletzt bekleideten Stelle nach Vorbildung und 
Laufbahn in Zuſammenhang ſteht; ein ſolcher Zuſammen— 
hang liegt insbeſ. vor, wenn der Aufſtieg eines Beamten 
aus einer niedrigeren Laufbahn in eine höhere als ord— 
nungsmäßige Beförderung anzuſehen iſt.“ 

weiter in feinem Abſ. 3: 

„Feſtſetzungen und Zuſicherungen ruhegeldfähiger Dienft- 
zeit, die der Durchführung der Vorſchriften des Abſ. 1 ent⸗ 
gegenſtehen, treten außer Kraft.“ 

Der Bekl. will dieſe Beſtimmung dahin ausgelegt haben, daß 
die Anſtellungsbehörde ohne Rückſicht auf frühere Zusicherungen 
die ruhegeldfähige Dienſtzeit nach den beſonderen geſetzlichen 
Vorſchriften neu zu berechnen habe, daß ſie alſo auch frei von 
jeder Bindung an frühere Zuſicherungen nach eigenem Ermeſ⸗ 
fen über eine Anrechnung nach § 19 ZRG. befinden könne. 
Der Bekl. ſtützt ſich dabei auf Nr. 27 der 3. PrAusfVorſchr. 
Dort heißt es: 

„Wenn nach § 8 des Geſetzes ein Ruhegeld zu gewähren 

iſt, jo find bei der Berechnung als ruhegehaltsfähige Dienft- 

zeit alle Zeiträume zu berückſichtigen, die ohne weiteres 
kraft Geſetzes ruhegehaltsfähig ſind, mit Ausnahme der 

Zeiten nach § 14 Nr. 4, 5 ZR. (vgl. lfd. Nr. 29). An 

weiteren Dienſtzeiten können nur Dienſtzeiten in einer 

ruhegehaltsberechtigenden Beamtenſtelle eines anderen 

Landes oder einer Gemeinde (eines Gemeindeverbandes) 

im Rahmen der beſtehenden Vorſchriften vom Fachminiſter 

in Gemeinſchaft mit dem Finanzminiſter angerechnet wer- 

den. Die bisherigen Feſtſetzungen und Zuſicherungen auf 

Grund des § 19 Abſ. 1 Nr. 1 ZRG. (§ 14 Abſ. 2 Hinter- 

blieb Fürſc.) treten außer Kraft. SS 18, 19 Abſ. 1 Nr. 3 

RG. und das Gef. v. 23. Nov. 1920 finden gegebenenfalls 

Anwendung.“ 

Es kann nicht zweifelhaft ſein, daß der Standpunkt des 
Bekl. dieſer Vorſchrift entſpricht, denn fie ſchreibt zwingend nur 
die Anrechnung ſolcher Zeiträume vor, die „ohne weiteres kraft 
Geſetzes“ ruhegehaltsfähig ſind (mit gewiſſen hier nicht in Be⸗ 
tracht kommenden Ausnahmen), und erlaubt die Anrech⸗ 
nung gewiſſer anderer Dienſtzeiten, ſtellt dieſe alſo in das Er⸗ 
meſſen der beiden Miniſter und hebt dabei ausdrücklich alle 
bisherigen Feſtſetzungen und Zuſicherungen nach § 19 Abſ. 1 
Nr. 1 3RG. ausnahmslos auf. Damit hält ſie ſich aber nicht 
„im Rahmen der Reichsvorſchriften“. Wenn § 9 Abf. 1 Satz 1 
BWH. den Grundſatz aufſtellt, daß den nach § 4 entlaſſenen 
Beamten bei Berechnung ihrer ruhegeldfähigen Dienſtzeit nur 
eine Dienſtzeit im Reichs-, Landes⸗ und Gemeindedienſt nach 
den beſtehenden Vorſchriften angerechnet werden darf, ſo kann 
das nicht anders verſtanden werden, als daß die Berechnung 
des Ruhegehaltsalters nach den beſtehenden Vorſchriften vor⸗ 
genommen werden ſoll, jedoch mit der Einſchränkung, daß Zei⸗ 
ten, die nicht im Reichs⸗, Landes⸗ oder Gemeindedienſt zuge- 
bracht ſind, auch dann nicht berückſichtigt werden dürfen, wenn 
ſie nach dieſen Vorſchriften angerechnet werden dürfen oder 
gar müßten. Der zweite Satz bringt dann noch eine weitere 
Einſchränkung für die Anrechnungsfähigkeit auch dieſer Dienft- 
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zeiten. Wenn in Abſ. 3 weiter geſagt iſt, daß frühere Feſt⸗ 
ſetzungen oder Zuſicherungen, „die der Durchführung dieſer 
Vorſchriften entgegenstehen”, außer Kraft treten, jo dient das 
lediglich der Klarſtellung dahin, daß die Durchführung des im 
Abſ. 1 aufgeſtellten Grundſatzes nicht an wohlerworbenen 
Rechten aus früheren Feſtſetzungen oder Zuſicherungen ſcheitern 
ſolle, daß alſo frühere Feſtſetzungen und Zuſicherungen, die 
nach den Grundſätzen des Abſ. 1 unzuläſſig wären, unbeachtet 
bleiben ſollen. Eine andere Auffaſſung kann auch nicht aus der. 
in der 3. Durchf OV. gegebenen DurchfVorſchr. Nr. 1 zu § 9 
entnommen werden. Dort wird, ſoweit hier von Belang, nur 
eine weitere Einſchränkung der anrechnungsfähigen Reichs-, 
Landes- und Gemeindedienſtzeiten angeordnet. 

Die Rev. macht geltend, es könne nicht i. S. der Reichs⸗ 
regierung gelegen haben, Zuſicherungen zu ſchonen, die von 
einer Syſtemregierung einem jetzt als unwürdig entlaſſenen 
Beamten erteilt worden ſeien; der zur Entlaſſung zuſtändigen 
Stelle müſſe die Möglichkeit gewahrt bleiben, Würdigkeit und 
Bedürftigkeit der entlaſſenen Beamten nach den der heutigen 
Staatsanſchauung entſprechenden Maßſtäben zu prüfen und da⸗ 
nach ſelbſt das freie Ermeſſen über Anrechnung ſolcher Dienft- 
zeiten auszuüben, auf deren Anrechnung der Entlaſſene keinen 
geſetzlichen Rechtsanſpruch habe. Eine ſolche Auffaſſung iſt nicht 
nur im Geſetz nicht zum Ausdruck gekommen, ſondern der Be⸗ 
ziehungsſatz (Relativſatz) im Abſ. 3 ſteht ihr ſogar entgegen. 
Zuſicherungen über Anrechnung gewiſſer Vordienſtzeiten können 
ſich begrifflich immer nur anf Fälle beziehen, in denen ein 
Rechtsanſpruch auf Anrechnung nicht ohne weiteres kraft Ge— 
ſetzes beſtand, vielmehr die Behörde freiwillig, d. h. nach ihrem 
Ermeſſen, dem Beamten eine Vorzugsſtellung einraumt. Hätte 
alſo durch $ 9 Abſ. 3 BWH. der Behörde, ohne Rückſicht auf 
frühere Feſtſetzungen und Zuſicherungen, volles freies Ermeſſen 
bei Anrechnung ſolcher Dienſtzeiten geſichert werden ſollen, auf 
deren Anrechnung nicht ohne weiteres ein Rechtsanſpruch be- 
ſtand, ſo hätte ſchlechthin jede frühere Zuſicherung für unbeacht— 
lich erklärt werden müſſen; denn jede ſolche Zuſicherung hatte 
dem Bamten ein Recht auf Anrechnung außerhalb der ohne 
weiteres kraft Geſetzes aurechnungspflichtigen Zeiträume ge⸗ 
geben. Statt deſſen ſind in § 9 Abſ. 3 nur ſolche Zuſicherungen 
außer Kraft geſetzt worden, „die der Durchführung in Abſ. 1 
feſtgelegten Grundſätze entgegenſtehen“, d. h. in denen eine nach 
Abſ. 1 nicht zuläſſige Anrechnung feftgelegt worden war. Es 
kann alſo nur angenommen werden, daß es der Reichsregie⸗ 
rung genügt hat, die Anrechnungsmöglichkeiten ſo wie geſchehen 
einzuſchränken, daß es aber nicht ihre Abſicht geweſen iſt, wohl⸗ 
erworbene Rechte, die ſich innerhalb dieſes eng gezogenen Rah⸗ 
mens ſtellen, zu beſeitigen. 

Die 3. PrAusfVorſchr. zu § 9 geht über den in $ 9 Abſ. 1 
und 3 BWSG,. gezogenen Rahmen hinaus, indem fie alle frühe⸗ 
ren Zuſicherungen ohne Ausnahme beſeitigt und der Behörde 
das Recht gibt, von ſich aus über freiwillige Anrechnungen neu 
und ohne Rückſicht auf wohlerworbene Rechte aus früheren 
Zuſicherungen zu befinden. Eine ſo weitgehende Ermächtigung 
iſt ihr im § 17 Abſ. 2 BWH. nicht erteilt worden. Es iſt nicht 
richtig, wenn die Rev. meint, $ 17 enthalte nur eine „Be⸗ 
grenzung nach oben“, indem hier den Landesbehörden nur ver⸗ 
boten ſei, die Landesbeamten beſſer als hier angegeben zu 
ſtellen, ſo daß es den Landesbehörden nicht verwehrt ſei, weitere 
Beſchränkungen der Anrechnung anzuordnen. Wohlerworbene 
Rechte von Beamten konnten die Landesbehörden kraft eigenen 
Rechts niemals antaften, ſondern nur auf Grund einer reichs⸗ 
rechtlichen Ermächtigung. Wenn ihnen alſo in § 17 das Recht 
zu „ergänzenden Vorſchriften“ „im Rahmen der Reichsvor⸗ 
ſchriften“ erteilt worden iſt, ſo ergibt ſich daraus von ſelbſt die 
von der Rev. vermißte „Begrenzung nach unten“. Wenn die 
3. DurchfVorſchr. in der Vorſchrift Nr. 2 zu § 17 jagt, daß er⸗ 
gänzende Vorſchriften der Länder nicht günſtiger ſein dürfen 
als die entſprechenden reichsrechtlichen Vorſchriften, ſo kann da⸗ 
mit nicht geſagt fein, daß dieſe landes rechtlichen Ergänzungs⸗ 
vorſchriften die Betroffenen beliebig ungünſtiger ſtellen dürften, 
als den reichsrechtlichen Vorſchriften entſprechen würde. Denn 
ſie müſſen ſich nach der ausdrücklichen Vorſchrift in § 17 Abſ. 2 
Satz 2 BWHG. unter allen Umſtänden im Rahmen der Reichs⸗ 
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vorſchriften halten. Sie dürfen namentlich wohlerworbene Be- 
amtenrechte nicht in weitergehendem Umfang antaſten, als in 
den Reichsvorſchriften vorgeſehen. 

(U. v. 1. Sept. 1936; III 305/35. — Stettin) 
(Rc. 152, 152.) 3 


— 


[v. B.] 
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8. Badiſches Geſetz betr. die freiwillige Ge 
richtsbarkeit und das Notariat v. 17. Juni 189) 
In feiner Neufaſſung als Landesgeſetz über die 
reiwillige Gerichtsbarkeit v. 13. Okt. 1925. (Bad. 
6 VBl. 287.) 

1 ö Abgrenzung des Pflichtenkreiſes eines bad. 
Notars. Zur Frage der Haftung des Staates für 
Inen bad. Notar, der über feine beurkundende 
Tätigkeit hinaus bei einem Beleihungsgeſchäft 
mitwirkt und dabei feine Amtspflicht ver- 
letzt. Die Frage der Abgrenzung des Pflichten⸗ 
Lt ſes der Notare gehört ihrem Weſen nach dem 
andes recht an; für Biden muß alſo inſoweit 
uf das bad. Landesrecht, das nicht reviſibel 
I, zurückgegriffen werden. 
. Ebenſo wie die badiſchen Notariate als ſtaatliche Be— 
Buben eingerichtet find, haben die badiſchen Notare die 
mg ſtaatlich beſoldeter Beamten. Aus Verletzungen ihrer 
Amtspflicht kann nach Art. 131 Weim Verf. grundſätzlich nur 
„e Staat Baden in Anſpruch genommen werden. Mit 
wiückſicht hierauf ſtellt der bekl. Notar in Abrede, daß der 
Bet ihn erhobene Schadenserſatzanſpruch ihn perſönlich 
Bat Das B. hat jedoch angenommen, daß diejenige Tä⸗ 
lac t des Bekl., die er über die Erledigung der grundbuch⸗ 
90 Maßnahmen hinaus in der Umſchuldungsangelegenheit 
ich zu entfalten hatte und bei der er gefehlt haben ſoll, ſach⸗ 
1 zu ſeinem Amtsbereich gehörte. Das Beh. meint 
Ser Hinweis auf §§ 873, 1113 BB. und 58 19, 29 
Ber daß ſich die geſetzlich erforderliche Mitwirkung des No⸗ 
uch in der Aufnahme der Schuld- und Verpfäudungs⸗ 
fe v. 12. Juni 1931 erſchöpft habe und daß allenfalls 
die Einreichung dieſer Urkunde beim GBA. wegen § 15 
. Sache ſeiner amtlichen Tätigkeit geweſen ſei; die Er⸗ 
et aller weiteren Gejchäfte, zu der ſich der Bell. 
. 5 en habe, insbeſ. eine Überwachung des Voll⸗ 
ER 2 Eintragung, könne aber nicht deshalb ſeiner amt⸗ 
ergebe Tätigkeit zugerechnet werden, weil er Notar ſei. Das 
dere ſich nicht nur aus den angeführten geſetzlichen Vor⸗ 
auffaffut ſondern ſei die damals gültige badiſche Rechts⸗ 
En ar geweſen und darauf allein komme es au. Aus den 
ſich ; ni angeführten reichsrechtlichen Beſtimmungen läßt 
des Not nichts dafür ableiten, daß nur diejenige Tätigkeit 
de 17 eine amtliche ſei, die nach dem Geſetze erfor⸗ 
8 h iſt, um die Eintragung im Grundbuch zu bewirken. 
een Beſtimmungen haben nur nach der Seite der 
Regelung ſamkeit des Geſchäftes hin Bedeutung, ohne eine 
1 last I das Notariatsweſen als ſolches zu enthalten. 
Notar ißt ! aher keinen Schluß nach der Richtung zu, daß der 
einem S ſeine beurkundende Tätigkeit hinaus bei 
Eigenſchaft tour öigeſchaft mitwirkt, dies nicht in amtlicher 
recht nicht tue. Überhaupt iſt für dieſe Frage das Reichs⸗ 
der Not grundlegend, das nicht einmal die Zuſtändigkeit 
regelt, ‚ei für die Beurkundung von Rechtsgeſchäften ge⸗ 
Ae ern dieſe Regelung in Art. 141 EGBGB. dem 
des Pflichte überlaſſen hat. Daß die Frage der Abgrenzung 
corech 18 tie MY been Weſen nach dem Lan⸗ 

# . om 1 1 ändiger a b 
1931, 1766 e a Febr. 1931, III 138/30: JW. 
urger Notare = GER? ſpr. 1931 Nr. 1365 für zwei Ham⸗ 
1484 c für bremen Jan. 1936, III 160/35: Ich. 1086, 
auf das bat rc che Notare). Mit Recht hat alſo das BO. 
Entſch. hie Landesrecht zurückgegriffen und, da es feine 
zul e letzten Endes allein hierauf geſtüt ibt die un⸗ 
zutreffende Heranzie⸗ 5 geſtüzt hat, bleibt die un⸗ 
Ergebnis Seranziehung reichsrechtlicher Vorſchriſten für das 
gnügt, „ Allerdings hat ſich das BB. damit be⸗ 
auf die „badiſche Rechtsauffaſſung“ zu verweiſen, ohne 


ein Geſetz und eine Geſetzesſtelle als einſchlägig zu nennen. 
Die Rev. beanſtandet das, weil damit dem Rev. die Nach⸗ 
prüfung unmöglich gemacht ſei, ob es ſich um reviſibles oder 
um irreviſibles Recht handele. Damit kann die Rev. nicht 
durchdringen. Nach § 549 ZPO. iſt jetzt von badiſchem Recht 
nur noch das „Badiſche Landesrecht“ einſchließlich ſeiner Zu⸗ 
ſätze reviſibel. Das badiſche Geſetz, die freiwillige Gerichtsbar⸗ 
keit und das Notariat betreffend (Rechtspolizeigeſetz) vom 
17. Juni 1899 (Bad VBl. 249) in ſeiner Neufaſſung als 
Landesgeſetz über die freiwillige Gerichtsbarkeit v. 13. Okt. 
1925 (Bad VBl. 287) enthält dagegen kein reviſibles Recht. 
Nur dieſes Geſetz kann aber als Grundlage für die Urteils⸗ 
erwägungen in Betracht gekommen ſein. Auch ohne ausdrück⸗ 
lichen Hinweis brauchte das BGG. inſoweit das Aufkommen 
von Zweifeln hierüber nicht zu befürchten. Im einzelnen hat 
die Abgrenzung des Pflichtenkreiſes der Notare durch das ge— 
nannte badiſche Geſetz ebenſowenig wie z. B. durch das ent⸗ 
ſprechende preußiſche Geſetz über die freiwillige Gerichtsbar⸗ 
keit v. 21. Sept. 1899 eine ausdrückliche Regelung gefunden. 
Die einſchlägigen Grundſätze haben erſt in der Rſpr. entwickelt 
werden müſſen. Es iſt daher verſtändlich und ausreichend, daß 
das BGG. inſoweit auf die badiſche Nechtsauffajfung verweiſt. 
Demnach läßt ſich das BU. zu dem hier in Betracht kommen⸗ 
den Punkt in formeller Hinſicht nicht beanſtanden und iſt 
inſoweit auch in fachlich-rechtlicher Hinſicht eine Nachprüfung 
im dritten Rechtszuge entzogen. 
(N. v. 11. Aug. 1936; III 72/36. — Karlsruhe.) (v. B.] 
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9, 8 71 Nr. 6 Bad Gem O. v. 5. Okt. 1921. Die 
Fünfjahresfriſt des § 71 Nr. 6 Bad Gem O. Wenn 
nach § 5 ABI. 2 BR And G. ein ohne Berufung ins 
Beamtenverhältnis Beſchäftigter auch für die 
Zeit vor dem Inkrafttreten der 583 bis 6 „nicht 
die Rechte eines Beamten“ hat, ſo gehört da— 
mit zu den geſetzlich mißbilligten Rechten auch 
die Anwartſchaft eines badiſchen Gemeinde- 
beamten auf den Kündigungsſchutz des § 71 
Nr. 6 Bad Gem O., nämlich der Anſpruch darauf, 
daß ſeine Beamtendienſtzeit ohne Rückſicht 
auf den Zeitpunkt der förmlichen Berufung 
vom erſten Augenblick an in die Fönfjahres⸗ 
friſt einbezogen merde. 

Nach § 71 Nr. 6 BadGem . v. 5. Okt. 1921 kann einem 
außerplanmäßig (widerruflich) angeſtellten Gemeindebeamten 
grundſätzlich ohne weiteres unter Einhaltung einer Dreimonats- 
friſt gekündigt werden; hat er jedoch fünf Dienſtjahre „als Be⸗ 
amter der Gemeinde“ zurückgelegt, ſo darf das Dienſtverhältnis 
nur ans einem wichtigen Grunde gelöſt werden. Die Kündi— 
gung vom 27. Sept. 1933 iſt nicht aus $ 6 BWHG., ſondern 
aus § 71 Nr. 6 BadGem O. erklärt worden. Gegen die Zuläſſig⸗ 
keit des Rechtswegs für die jetzt allein noch in Betracht kom— 
mende Gehaltsklage beſtehen alſo keine Bedenken. Es fragt ſich 
nur, ob der Kl. zur Zeit der Kündigung die im § 71 Nr. 6 auf- 
geſtellte Vorausſetzung einer beſchränkten Kündbarkeit erfüllt, 
d. h. ob er ſchon fünf Dienſtjahre „als Beamter der Gemeinde“ 
zurückgelegt hatte. 

Dem Kl., der zunächſt als Zeichenlehrling, dann im Vor⸗ 
bereitungsdienſt für die Beamtenlaufbahn, danach als Beamten⸗ 
anwärter beſchäftigt worden war, iſt im Dezember 1929 die 
Eigenſchaft eines — außerplanmäßigen — Gemeindebeamten in 
der landesgeſetzlich vorgeſchriebenen Form verliehen worden. 
Obgleich ſeitdem bis zum Ausſpruch der Kündigung noch nicht 
fünf Jahre verfloſſen waren, glaubt er doch die Bedingung 
einer mindeſtens fünfjährigen Beſchäftigung „als Beamter“ er⸗ 
füllt zu haben. Er ſei nämlich ſchon ſeit Beendigung ſeines 
Vorbereitungsdienſtes (12. Aug. 1926) „mit Verſehung eines 
Dieuſtes öffentlich-rechtlicher Art betraut“ geweſen, habe alſo 
— gemäß dem damals beſtehenden, vom RG. in ſtändiger Rſpr. 
gebilligten Rechtszuſtand — ſchon ſeit Auguſt 1926 trotz Fehlens 
förmlicher Berufung die Rechtsſtellung eines Beamten inne⸗ 
gehabt. Mindeſtens müſſe dieſe Zeit bei der Berechnung der 
in § 71 Nr. 6 BadGem O. vorgeſchriebenen fünf Jahre ange⸗ 
rechnet werden. Das entſpreche auch der bei der Bekl. beſtehen⸗ 
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den Verwaltungsübung, die notfalls die gleiche Rechtswirkung 
habe wie eine nach § 71 Abſ. 9 zuläſſige, die Vorſchrift des 
3 71 Nr. 6 ändernde Gemeindeſatzung. 

Das LG. hat aus $ 5 verbunden mit § 6 Abſ. 1 Satz 1 
BRoelndG. entnommen, daß die vor der förmlichen Berufung 
des Kl. in das Beamtenverhältnis liegende Dienſtzeit auch dann 
nicht auf die Fünfjahresfriſt des §S 71 Nr. 6 BadGem O. ange- 
rechnet werden dürfe, wenn dem Kl. in dieſer Zeit eine mit 
obrigkeitlichen oder ſonſtigen öffentlichen Aufgaben verbundene 
Tätigkeit übertragen geweſen fein ſollte. Das OLG. iſt anderer 
Anſicht. Es hat hierzu ausgeführt: 

§ 71 Nr. 6 fordere eine fünfjährige Beſchäftigung als 
Gemeindebeamter. Badiſcher Gemeindebeamter habe man früher 
auch ohne die in § 71 Abſ. 2 BadGem O. vorgeſehene förmliche 
Berufung durch Übertragung eines Dienſtes öffentlich- rechtlicher 
Art werden können. Solcher Dienſt ſei dem Kl. ſchon ſeit min⸗ 
deſtens dem 12. Aug. 1926 übertragen geweſen. Der Kl. ſei alſo 
in Wahrheit ſchon ſeit mindeſtens dieſem Zeitpunkt Beamter 
der Bekl. geweſen. Das entſpreche auch der StädtBeſold O. von 
1920. Daran ſei durch die SS 5 und 6 BRAndG. nichts geändert 
worden. Hier ſei zwar vorgeſchrieben, daß ein bis zum Inkraft⸗ 
treten des Geſetzes nicht in das Beamtenrechtsverhältnis Be⸗ 
rufener nicht Beamter ſei und auch für die Zeit vorher nicht 
die Rechte eines Beamten habe. Nicht geregelt ſei aber durch 
das Geſetz die davon verſchiedene Frage, ob ein Beamter, der 
beim Inkrafttreten des Geſetzes ſchon formgerecht berufen war, 
für die Zeit vor dieſer ſeiner Berufung kraft Übertragung 
obrigkeitlicher Aufgaben als Beamter behandelt werden dürfe. 
Ein Geſetz, das wie das BR And. fo einſchneidend in bisher 
als feſtſtehend angeſehene Rechtsverhältniſſe mit rückwirkender 
Kraft eingreife, müſſe eng ausgelegt werden. Die Vorſchrift in 
§ 5 Abſ. 2 Satz 2, daß ein ohne förmliche Berufung — ſei es 
auch mit obrigkeitlicher Tätigkeit — Beſchäftigter auch für die 
Zeit vor dem Inkrafttreten des Kap. 2 BRandG. nicht die 
Rechte eines Beamten habe, könne deshalb nicht dahin ver— 
ſtanden werden daß auch i. S. der Kündigungsbeſtimmungen 
des §71 Nr. 6 BadGem O. eine vor förmlicher Berufung abgelei- 
ſtete Beamtendienſtzeit nicht als ſolche angeſehen werden dürfte. 

Die Annahme des OLG,, daß auf die Fünfjahresfriſt des 
§ 71 Nr. 6 BadGem O. jede Beamtendienſtzeit angerechnet wer⸗ 
den müſſe ohne Rückſicht darauf, ob eine formgerechtie Berufung 
in das Beamtenverhältnis ſtattgefunden habe oder nicht, beruht 
auf der in der RevInſt. nicht nachprüfbaren Auslegung der 
Badem. Nachprüfbar aber iſt die weitere Annahme des 
Os G., das BRundG. habe zwar angeordnet, daß ein nicht 
förmlich zum Beamten Berufener weder jetzt Beamtenrechte 
habe, noch ſolche für die Vergangenheit ſolle geltend machen 
dürfen, verbiete aber nicht, daß ein beim Inkrafttreten des 
Geſetzes förmlich Berufener ſchon von einem vor ſeiner Beru⸗ 
fung liegenden Zeitpunkt ab als Beamter behandelt werde. 
Dieſe Nachprüfung ergibt, daß eine ſolche einengende Auslegung 
nicht gerechtfertigt iſt. Sie widerſpricht einmal dem Wortlaut 
des § 5 Abſ. 2, wo ſchlechthin geſagt iſt, daß ein ohne Berufung 
ins Beamtenverhältnis Beſchäftigter auch für die Zeit vor dem 
Inkrafttreten der §§ 3 bis 6 „nicht die Rechte eines Beamten 
habe“. Zu den damit mißbilligten Rechten eines badiſchen Ge⸗ 
meindebeamten gehörte auch die Anwartſchaft auf den Kündi⸗ 
gungsſchutz des § 71 Nr. 6 BadGem O., nämlich der Anſpruch 
darauf, daß ſeine Beamtendienſtzeit ohne Rückſicht auf den 
Zeitpunkt der förmlichen Berufung vom erſten Augenblick an 
in die Fünfjahresfriſt einbezogen werde. Eine dem Wortlaut 
entſprechende Auslegung iſt aber auch durch Zweck und Ziel 
des BRANDS. geboten. Dieſes wollte die von den Verwaltungs⸗ 
ſtellen ſtändig vertretene Auffaſſung, die Rſpr. des RG. über 
den Erwerb der Beamteneigenſchaft durch weiſungsgemäße Aus⸗ 
übung obrigkeitlicher Verrichtungen verkenne die wahre Rechts 
lage, geſetzlich feſtlegen. Es hat ſich deshalb nicht damit be⸗ 
gnügt, für die Zukunft den Erwerb von Beamtenrechten durch 
bloße Ausübung hoheitsrechtlicher Tätigkeit auszuſchließen, ſon⸗ 
dern hat auch für die Vergangenheit das Beſtehen fo erivor- 
bener Beamtenrechte verneint und iſt darin ſogar ſo weit ge⸗ 
gangen, daß es gegenteilige Zuſicherungen, Vereinbarungen, 
Vergleiche, rechtskräftige Urteile und Schiedsſprüche außer Kraft 
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geſetzt hat. Dieſem nachdrücklichſt kundgegebenen Willen, die in 
der Rſpr. bis dahin feſtgehaltene Rechtsauffaſſung als irrig zu 
beſeitigen, würde es widerſprechen, wenn ein landesrechtliches 
Beamtengeſetz den Erwerb von Beamtenrechten ohne förmliche 
Berufung auch nur inſoweit anerkennen wollte, daß eine vor 
der Berufung liegende Dienſtzeit als Beamtendienſtzeit i. S. 
einer Kündigungsvorſchrift angeſehen werde, die ausdrücklich 
„Beamtendienſtjahre“ vorausſetzt. 

Hatte ſonach der Kl. noch keine fünfjährige Beamtendienſt⸗ 
zeit zurückgelegt, ſo konnte ihm ohne weiteres gekündigt werden 
und nicht nur dann, wenn ein wichtiger Grund vorlag. 

(U. v. 22. Sept. 1936; III 365/35. — Karlsruhe.) (v. B.] 
(= R. 152, 143.) 
* 
* 10. 88 11, 16 PerſSt G.; S 20 F GG. 

I. Es iſt Recht und Pflicht der Aufſichtsbe⸗ 
hörde, darüber zu wachen, daß der Standes— 
beamte nicht durch die Vornahme von Amts- 
handlungen, die ihm durch das PerſStG. oder 
die Ausf VO. dazu übertragen find, oder durch 
die Unterlaſſung von ſolchen öffentliche Be- 
lange verletzt oder gefährdet. 

II. Der Aufſichtsbehörde ſteht das Recht zu, 
gegen einen den Standesbeamten zu einer 
Amtshandlung anweiſenden Beſchluß des 
A G. Beſchw. einzulegen. 

III. Der Antrag eines jüdiſchen Emigran⸗ 
ten, der ſich der ſtrafrechtlichen Verfolgung 
durch die Flucht ins Ausland entzogen hat, auf 
Erteilung eines Auszuges aus dem Geburts- 
regiſter, kann abgelehnt werden. 

Der Antragſteller iſt Reichsdeutſcher und war früher 
Rechtsanwalt und Notar. Weil er Jude iſt, wurden ihm 1933 
das Notariat und die Zulaſſung zur Rechtsanwaltſchaft ent- 
zogen. Daraufhin wanderte er mit feiner Familie nach Frank— 
reich aus, wo er ſich auch zur Zeit noch aufhält. Durch Urteil 
des Schöff®. in H. v. 9. Aug. 1934 wurde er wegen Steuer- 
flucht zu einem Jahre Gefängnis und zu 100000 %% Geld— 
ſtrafe verurteilt und demnächſt auch gegen ihn ein Steuerſteck— 
brief erlaſſen; die Strafe konnte aber gegen ihn nicht voll⸗ 
ſtreckt werden. 

Unter dem 31. Jan. 1935 beantragte er bei dem Standes— 


amt in B. brieflich die Erteilung einer Geburtsurkunde. Der 


Standesbeamte legte den Antrag der Staatspolizeiſtelle vor mit 
der Bitte um Auskunft, ob gegen die Ausfertigung der Geburts⸗ 
urkunde Bedenken beſtänden, und ließ, als die Frage bejaht 
wurde, den Antrag unerledigt. Auf eine Aufſichtsbeſchwerde 
vom 20. Febr. 1935 erhielt der Antragſteller unter dem 13. Mai 
1935 von dem Landrat in H. den Beſcheid, daß die Ausferti- 
gung einer Geburtsurkunde nicht erfolgen könne. Darauf wandte 
er ſich unter dem 19. Okt. 1935 an das AG. in B., das feinem 
Antrage gemäß durch Beſchl. v. 8. Nov. 1935 den Standes⸗ 
beamten anwies, den gewünſchten Auszug aus dem Geburts- 
regiſter zu erteilen. Hiergegen erhob der Landrat unter dem 
15. d. M. Beſchw. zum LG., weil der Antragſteller dadurch, 
daß er ſich der Vollſtreckung der gegen ihn verhängten Strafe 
durch feinen Aufenthalt im Auslande entziehe, alſo die Durch⸗ 
führung der deutſchen Strafgeſetze unmöglich mache, das Recht, 
ſich auf andere deutſche Geſetze zu ſeinem Vorteil zu berufen, 
verwirkt habe und es nicht Aufgabe einer deutſchen Behörde 
ſein könne, einem Emigranten. der ſich einer ſtrafrechtlichen 
Verfolgung in Deutſchland durch die Flucht ins Ausland ent- 
zogen habe, den Aufenthalt im Auslande zu erleichtern. Durch 
Beſchl. v. 3. Dez. 1935 gab das LG. der Beſchw. ſtatt. Zur Be⸗ 
gründung ſeiner Entſch. führt es aus, es beſtehe die Möglich⸗ 
keit, daß der Antragſteller die Geburtsurkunde zu Handlungen 
benutzen wolle, die es ihm unmittelbar oder mittelbar erleich— 
tern ſollten, ſich auch weiterhin der Strafvollſtreckung zu ent⸗ 
ziehen; ihre Erteilung würde daher eventuell eine dem Reichs⸗ 
intereſſe widerſprechende Verhinderung der Strafvollſtreckung 
bedeuten, die vom Geſetz niemals gewollt ſein könne. wenn es im 
816 Abſ. 3 PerſStG. jedem einen Auſpruch auf Erteilung von 
Abſchriften oder Auszügen aus dem Standesregiſter gewähre. 
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15 „Gegen dieſen Beſchluß hat der Antragfteller am 25. Juni 
4936 formgerecht weitere Beſchw. zum KG. eingelegt. Er trägt 
vor, dem Landrat habe überhaupt kein Beſchwerderecht zuge⸗ 
ſtanden; die der angefochtenen Entſch. zugrunde liegende Aus⸗ 
legung des $ 16 Abſ. 3 PerſStG. jei aber auch rechtsirrig, da 
bieſer keinerlei Einſchränkung enthalte; jedenfalls könne die 
bloße entfernte Möglichkeit einer Verletzung öffentlicher Inter⸗ 
elſen zur Verweigerung einer Abſchrift nicht hinreichen; aber 
nicht einmal eine ſolche liege hier vor, weil er die Genehmi⸗ 
15 zu dauerndem Aufenthalt in Frankreich habe und der Be- 
eder Urkunde fein Leben dort nicht erleichtern werde, keines— 
falls jedoch ihre Verweigerung ihn zur Rückkehr nach Deutſch⸗ 
and beſtimmen würde. 

Das KG. möchte der Aufjihtsbehörde allgemein bei den 
unter 8 16 PerſStG. fallenden Amtshandlungen des Standes- 
deamten ein Überwachungsrecht zur Wahrung der öffentlichen 
gelange zugeſtehen, das durch die den Gerichten übertragene 
Entſcheidungsbefugnis nicht berührt werde, und ihr deshalb zu 
lacdem Zwecke auch uneingeſchränkt ein Beſchwerderecht gegen- 
5 er den gerichtlichen Entſch. zuerkennen; auch im übrigen 
llöchte es der Rechtsauffaſſung des LG. beitreten und darum, 
05 es an deſſen tatſächliche Feſtſtellung, daß die Erteilung der 

eburtsurkunde das Reichs intereſſe gefährden würde, gebunden 
85 die weitere Beſchw. zurückweiſen. Hieran erachtet es ſich 
105, gehindert durch die Entſch. des ObLG. München v. 16. April 
0 (Bap ObsG. 20, 123) und v. 29. Jan. 1921 (Bay Obe. 
ee 33) ſowie des RG. v. 21. April 1921 (RG. 102, 118), in 
ne ein ſolches Beſchwerderecht der Aufſichtsbehörde für Fälle 
die der hier vorliegende verneint ſei. Das KG. hat deshalb 
E weitere Beſchw. gem. § 28 Abſ. 2 EG: dem RG. zur 
utſch. vorgelegt. 
dat Die Vorausſetzungen des § 28 Abſ. 2 FGG. find in der 
Spas geben. In dem Beſchl. v. 16. April 1920 hat ſich das Bay⸗ 
ee der vorher vom KG. in mehrfachen Entſch. ausge⸗ 
öbedaen Rechtsauffaſſung angeſchloſſen, „daß den Aufſichts⸗ 
8 ein Beſchwerderecht dann nicht zuſteht, wenn es ſich 
AR eine an den Standesbeamten ergangene Anweiſung des 
begin bandelt, die ſich auf ſolche Verrichtungen des Standes- 
durch d bezieht, die dieſem durch das Geſetz (PerſStch.) oder 
Ber x zu dieſem ergangenen Ausführungsvorſchriften zur 
ein R gemacht ſind oder auf deren Vornahme den Beteiligten 
durch echt eingeräumt iſt“, weil nämlich, ſoweit den Gerichten 
nach 5 u Abſ. J PerſStG. ein Anweifungsrecht verliehen ſei, 
insane Abſicht des Geſetzes die Aufſichtsbefugnis der Aufſichts⸗ 
il ig habe ausgeſchaltet werden ſollen, und weil daher durch 
Recht 5 des 5 11 Abs. 3 ergehende Anweiſung in das 
id a T Aufſichtsbehörde nicht eingegriffen werde und ihr 
eintrichh gegen eine ſolche Anweiſung in Ermangelung der Be⸗ 
recht 8 einge ihr zuſtehenden Rechtes ein Beſchwerde⸗ 
wägn . 5 20 66. nicht zukomme; auf Grund dieſer Er⸗ 
inn 1 es die weitere Beſchw. der Aufſichtsbehörde gegen 
bre Bei ſchluß des LG. als unbegründet zurückgewieſen, der 
beamten chw. gegen die Anweiſung des AG. an den Standes⸗ 
zu erlaſf ein 8 ihm abgelehntes Aufgebot zur Eheſchließung 
v. 29 Jan 3 unzuläſſig verworfen hatte. In dem Beſchluß 
en n. 1921 hat das BayObLG. dieſe Rechtsanſicht zwar 
weiſun aufgegeben, als Gegenſtand der amtsgerichtlichen An⸗ 
een Eintragung im Standesregiſter ift, deren Wieder⸗ 
treiben an die Auſſichtsbehörde nach 88 65, 66 PeriSt®. be⸗ 
gung ſelbſt fi 805 ſie dann auch zur Verhinderung der Eintra⸗ 
eſchwerd . efugt erachtet und ihr deshalb hierzu auch ein 
derer 1 zuerkannt werden müſſe; für Anweiſungen an⸗ 
Dan hat es an der Verneinung eines ſolchen Be⸗ 
mals die wei jeſtgebalten. Das RG., dem das BayObsG. da- 
vorlegte bis tere Deich. gem. 8 28 Abſ. 2 FG. zur Entſch. 

8 hat in dem Beſchl. v. 21. April 1921 dieſen Erwä⸗ 
kracht e e ſoweit darin für den damals allein in Be⸗ 
95 en en Fall einer Eintragung das Beſchwerderecht 
Hötsbehörde bejaht wurde, und ſie im übrigen jeden⸗ 


falls nicht mißbilligt. 
* 


auffaſtand d Sache ſelbſt iſt der heutigen, geänderten Rechts⸗ 
he 97 es RE, über die Beſchwerdeberechtigung der Auf⸗ 
rde zuzuſtimmen. An der dem liberaliſtiſchen Rechts⸗ 


denken entſprungenen und nur von ihm aus verſtändlichen Auf- 
faſſung, gem. $ 20 FGG. müſſe Vorausſetzung einer ſolchen Be⸗ 
ſchwerdebefugnis ſein, daß durch die amtsgerichtliche Anweiſung 
ein der Aufſichtsbehörde als ſolcher zuſtehendes Sonderrecht ver⸗ 
letzt werde, und zwar entweder das Recht auf eigne Weiſungen 
an den Standesbeamten oder ein Recht auf das Unterbleiben 
unrichtiger Eintragungen, kann nicht mehr feſtgehalten werden. 
Es muß vielmehr genugen, daß die Beſchw. der Wahrung von 
Belangen dienen ſoll, deren Pflege zum Inhalt der der Be— 
hörde übertragenen Aufſicht über die Amtsführung des Stan⸗ 
desbeamten gehört. In dieſer Hinſicht iſt es aber in allererſter 
Linie Recht und Pflicht der Aufſichtsbehörde, darüber zu wachen, 
daß der Standesbeamte nicht durch die Vornahme von Amts⸗ 
handlungen, die ihm durch das PerſStG. oder die AusfVO. 
dazu übertragen ſind, oder durch die Unterlaſſung von ſolchen 
öffentliche Belange verletzt oder gefährdet. Gerade das iſt 
auch der maßgebende Geſichtspunkt, aus dem das Geſetz in den 
SS 65 ff. der Aufſichtsbehörde auferlegt hat, nicht bloß auf An- 
trag eines Beteiligten hin, ſondern nötigenfalls auch von Amts 
wegen auf die Berichtigung von Eintragungen im Standes- 
regiſter hinzuwirken. Wenn das Geſetz für ſolche Fälle, wo je- 
mand auf Grund eines aus ſeinen Vorſchriften für ihn abge— 
leiteten Sonderrechts eine Amtshandlung des Standesbeamten 
verlangt, der Standesbeamte aber deſſen Anſpruch darauf nicht 
anerkennt und deshalb die Vornahme verweigert, im $ 11 Abſ. 3 
die Entſcheidung hierüber den Gerichten überwieſen hat, 
ſo folgt daraus keineswegs, daß hier Recht und Pflicht der 
Aufſichtsbehörde zu ſolcher Fürſorge gänzlich entfiele; ihre Auf- 
gabe beſchränkt ſich hier nur auf ſolche Maßnahmen, für die 
neben der Entſcheidungsbefugnis der Gerichte noch Raum iſt. 
Dazu gehört aber vor allem die Anrufung der höheren Inſtanz, 
wenn die Entſch. der niederen nach der Auffaſſung der Auf- 
ſichtsbehörde den ihrer Obhut anvertrauten Belangen nicht ge- 
recht wird. Das gilt nicht nur gegenüber Anweiſungen zu Ein⸗ 
tragungen im Standesregiſter, bei denen ſchon die bisherige 
Rſpr. ein Beſchwerderecht der Aufſichtsbehörde anerkannt hat, 
ſondern auch gegenüber Anweiſungen zu Amtshandlungen an— 
derer Art. Ein ſachlicher Grund, der bei dieſen eine abweichende 
Regelung als vom Geſetze gewollt ergeben könnte, iſt nicht er— 
ſichtlich. Namentlich kann es unmöglich in feinem Sinne fein, 
daß den öffentlichen Belangen ein geringerer Rechtsſchutz zuteil 
wird, als den Sonderintereſſen der Beteiligten. Es iſt mit einem 
geſunden Rechtsempfinden unvereinbar, daß zwar dieſe bei ver⸗ 
meintlicher Verletzung ihrer Sonderrechte die Sache vor die 
höhere Inſtanz bringen können, nicht aber die Aufſichtsbehörde, 
wenn ſie der Anſicht iſt, daß die öffentlichen Belange, deren 
Wahrung ihr übertragen iſt, durch die Entſch. der niederen In⸗ 
ſtanz beeinträchtigt ſeien. Die vom BayObLG. vertretene gegen- 
teilige Rechtsmeinung muß demnach abgelehnt werden. Das 
LG. hat die Beſchw. des Landrats daher mit Recht abgelehnt. 


Dem LG. iſt auch darin beizutreten, daß die Beſchw. ſach— 
lich gerechtfertigt war. Die Ablehnung des Geſuchs des Antrag- 
ſtellers durch den Standesbeamten ſtützte ſich nämlich, worauf 
in der Beſchwerdeſchrift hingewieſen iſt, darauf, daß die zu⸗ 
ſtändige Staatspolizeiſtelle für den RegBez. A., der der Stan⸗ 
desbeamte das Geſuch vorgelegt hatte zur Prüfung, ob gegen 
die Erteilung der Geburtsurkunde Bedenken aus Gründen der 
Staatsſicherheit beſtänden, ihn dahin unterrichtet hatte, daß 
nach den getroffenen Feſtſtellungen die Ausfertigung einer Ge⸗ 
burtsurkunde für den Antragſteller nicht in Frage komme. 
Solche Auskünfte zu beachten iſt der Standesbeamte aber ver⸗ 
pflichtet. Sie auf ihre Begründetheit nachzuprüfen, ſteht dem 
Gericht in dem Verfahren gem. $ 11 Abſ. 3 PeriSt®. nicht zu. 
Seit dem Inkrafttreten des PrGeſ. über die Geh. Staatspolizei 
v. 10. Febr. 1936 folgt das notwendig aus der Beſtimmung des 
§ 7, wonach Verfügungen der Geheimen Staatspolizei nicht ein- 
mal der Nachprüfung durch die Verwaltungsgerichte unter- 
liegen. Es galt indes auch bereits vorher und namentlich auch 
ſchon zur Zeit der Erteilung jenes Beſcheids, obſchon in § 1 
Abſ. 3 PrGeſ. über die Errichtung eines Geh. Staatspolizei⸗ 
amts v. 26. April 1933 die Vorſchriften des PolVerwG. vom 
1. Juni 1931 über die Anfechtung von polizeilichen Verfügungen 
mit einer hier nicht in Betracht kommenden Ausnahme auf Ver⸗ 
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fügungen dieſes Amtes für anwendbar erklärt worden waren und 
dieſe Beſtimmung durch das PrGeſ. über die Geh. Staatspolizei 
v. 30. Nov. 1933 nicht ausdrücklich aufgehoben worden war (vgl. 
hierzu die Entſch. des Pr OVG. v. 2. Mai 1935: OVG. 96, 83). 
Denn es kann nicht Aufgabe der ordentlichen Gerichte ſein, zu 
prüfen und zu beſtimmen, welche Verwaltungsmaßnahmen zur 
Erhaltung der Staatsſicherheit erforderlich ſind; das zu ent 
ſcheiden muß vielmehr, wegen des ſtaatspolitiſchen Charakters 
der hierbei zu löſenden Fragen, ausſchließlich dem pflichtge— 
mäßen Ermeſſen der mit dem polizeilichen Schutze der Staats— 
ſicherheit betrauten Sonderbehörden vorbehalten bleiben, die 
ſonſt zu rechter Wahrung dieſer öffentlichen Belange gar nicht 
in der Lage wären und auch allein den nötigen Überblick hier 
für haben. Daß das durch § 16 Abſ. 2 PerſStG. begründete 
Recht des einzelnen entfallen muß, wenn ſeine Durchſetzung die 
allgemeinen Belange gefährden würde, und darum jene Vor— 
ſchrift, obſchon ſie keine dahingehende ausdrückliche Ausnahme 
enthält, der Verſagung eines ſolchen beglaubigten Auszuges aus 
dem Standesregiſter aus Gründen der Staatsſicherheit nicht im 
Wege ſteht, bedarf keiner Ausführung. Der Umſtand, daß für 
die Einſicht in gerichtliche Bücher und Regiſter durch das 
Geſ. v. 3. Okt. 1936 eine entſprechende ausdrückliche Beſtimmung 
getroffen worden iſt, ſtellt entgegen der Meinung des Antrag 
ſtellers keinen Gegengrund dar, ſondern beſtätigt nur die Rich— 
tigkeit jenes Satzes. 

Die weitere Beſchw. kann hiernach keinen Erfolg haben. 

(Beſchl. v. 2. Nov. 1936; TV B 55/36. — KG.) [Hn.] 
* 

11. 522 RJug WohlfG. Ein ariſches Pflege⸗ 
kind kann nicht Pflegeeltern überlaſſen 
werden, deren männlicher Teil jüdiſcher 
Miſchling iſt. 

Der am 24. Febr. 1928 geborene A. war den BeſchwF. am 
17. Juni 1929 in Pflege gegeben worden. Am 10. Febr. 1936 iſt er 
vom Jugendamt L. aus der Pflege der Beſchw§. genommen 
worden, nachdem feſtgeſtellt worden war, daß der beſchwerfüh— 
rende Ehemann der außereheliche Sohn einer ariſchen Mutter 
und ihres jüdiſchen Dienſtherrn iſt. Der Leiter des Landes— 
jugendamts L. hat die Beſchw. zurückgewieſen. Ihre gegen die- 
ſen Beſchluß eingelegte RBeſchw. hat das VerwGer. der Freien 
und Hanſeſtadt Lübeck zurückgewieſen. 

Die hiergegen erhobene Beſchw. hat das VerwGer. dem 
RG. zur Entſch. vorgelegt. 

Gemäß § 18 Abſ. 1 RJugwWohlfG. v. 9. Juli 1922 richtet 
ſich das Beſchwerderecht gegen Entſch. des Jugendamts und des 
Landesjugendamts nach Landesrecht; bei RBeſchw. aus dem 
R Jug WohlfG. eutſcheidet im letzten Rechtszuge das RVerw— 
Ger. Solange dieſes noch nicht errichtet iſt, tritt gem. Art. 9 
Einf. z. RJugWohlſch. v. 9. Juli 1922 das RG. an feine 
Stelle. Über die Anfechtung der Entſch. des Jugendamts und 
des Landesjugendamts trifft §9 des Lübecker Geſetzes über die 
öffentliche Wohlfahrtspflege v. 16. Jan. 1934 ((GVBl. der freien 
und Hanſeſtadt Lübeck S. 2) Beſtimmungen. Danach findet gegen 
Entſch. des Jugendamts die Beſchw. an das Landesjugendamt 
ſtatt. Gegen die Entſch. des Landesjugendamts iſt binnen zweier 
Wochen nach der Bekanntgabe der Entſch. die RBeſchw. an das 
VerwöGer. und gegen deſſen Entſch., ſoweit die Verletzung der 
Vorſchriften des Reichsgeſetzes gerügt wird, innerhalb der glei⸗ 
chen Friſt die RBeſchw. an das RVerwöer. zuläſſig. 

Das RG. iſt hiernach zur Entſch. über das als RBeſchw. 
aufzufaſſende Rechtsmittel berufen. Über die Art der Einlegung 
der RBeſchw. enthält das Lübecker Geſetz über die öffentliche 
Wohlfahrtspflege v. 16. Jan. 1934 keine beſonderen Vorſchriften. 
Es kann daher angenommen werden, daß die RBeſchw. — ent⸗ 
ſprechend den §8 569, 577 Abſ. 2 Satz 2 ZPO.; SS 21 Abſ. 1, 
29 Abſ. 1 FGG. — ſowohl beim RG. wie beim VerwGer. ein⸗ 
gelegt werden kann. Die RBeſchw. iſt daher beim VerwGer. in 
der rechten Friſt und Form eingelegt worden. 

Geſtützt werden kann die RBeſchw. nach § 18 Abſ. 2 Satz 1 
RJugWohlfG. und §9 Abſ. 3 des Lübecker Geſetzes über die 
öffentliche Wohlfahrtspflege nur auf eine Verletzung der Vor⸗ 
ſchriften des RJugWohlfcg. In Betracht kommt im vorl. Falle 
lediglich 822 Abſ. 2 RJugWohlfG., nach der die Erlaubnis 
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zur Aufnahme eines Pflegekindes widerrufen werden kann, wenn 
das körperliche, geiſtige oder ſittliche Wohl des Kindes es er- 
fordert. Eine Verletzung dieſer Vorſchrift wird von der RBeſchw. 
auch geltend gemacht. Sie rügt als rechtsirrig die Anſicht des 
VerwGer., daß das geiſtige und ſittliche Wohl eines ariſchen 
Pflegekindes eine Erziehung durch ein Ehepaar, deſſen männ- 
licher Teil jüdiſcher Miſchling iſt, nicht zulaſſe, auch wenn kei⸗ 
nerlei Tatſachen bekannt geworden ſeien, die eine Gefährdung 
des geiſtigen und ſittlichen Wohles des Kindes durch die Erzie— 
hung der Pflegeeltern befürchten ließen. 

Wie der Senat bereits in der Eutſch. RGZ. 147, 67 = 
IW. 1935, 1410? (m. Anm.) ausgeführt hat, kann die RBeſchw. 
gegen den Widerruf der Erlaubnis zur Aufnahme eines Pflege- 
kindes nur damit begründet werden, daß der Widerruf aus an- 
deren als den in § 22 Abſ. 2 RJugWohlfGG. vorgefehenen Grün⸗ 
den erfolgt oder daß der Begriff des körperlichen, geiſtigen oder 
ſittlichen Wohles des Kindes verkannt ſei. Dagegen kann mit der 
RBeſchw. nicht geltend gemacht werden, daß das Jugendamt von 
dem ihm nach § 22 Abſ. 2 RJugWohlfG. zuſtehenden pflicht- 
mäßigen Ermeſſen einen unſachgemäßen Gebrauch gemacht habe. 

Der Widerruf der Erlaubnis zur Aufnahme des Pflege— 
kindes iſt vom Jugendamt ausgeſprochen worden, weil der be— 
ſchwerdeführende Ehemann jüdiſcher Miſchling iſt. Das Verw⸗ 
Ger. führt hierzu aus, die nationalſozialiſtiſche Staatsführung 
ſehe in der Heranziehung des deutſchen Kindes ariſcher Abſtam— 
mung zu einem art- und raſſebewußten Volksgenoſſen eine Ver— 
pflichtung gegenüber dem Volk; zu dieſer Erziehung eines ari— 
ſchen Kindes könne aber grundſätzlich ein Pflegevater, der jüdi— 
ſcher Miſchling ſei, nicht in dem Maße geeignet ſein, wie ein 
Pflegevater ariſcher Abſtammung. Eine Verkennung des Be⸗ 
griffs des geiſtigen und ſittlichen Wohles des Kindes kann hierin 
nicht gefunden werden, wie ebenfalls bereits in der oben an— 
geführten Entſch. ausgeführt worden iſt. Das Jugendamt hat 
lediglich in Ausübung des ihm zuſtehenden pflichtmäßigen Er⸗ 
meſſens gehandelt, wenn es die Erlaubnis widerrief, weil es 
die Erziehung des Pflegekindes zu einem art- und raſſebewuß— 
a e bei den Beſchw§. nicht als gewährleiſtet 
anſah. 

(Beſchl. v. 23. Nov. 1936; IV B 67/36. — LVerwöGer. Lübeck.) 
on. 
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Die Entſcheidungen des RG. in Strafſachen werden in 
Heft 4 v. 2